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Wetter, Wind und Geist

Jesus antwortete: Wahrlich, wahrlich, ich sage dir: Es sei denn,
 daß jemand geboren werde aus Wasser und Geist, so kann er nicht in
 das Reich Gottes kommen. Was von Fleisch geboren wird, das ist
 Fleisch, und was vom Geist geboren wird, das ist Geist. Laß dich 's
 nicht wundern, daß ich dir gesagt habe: Ihr müsset von neuem
 geboren werden. Der Wind bläst, wo er will, und du hörst sein
 Sausen wohl, aber du weißt nicht, woher er kommt und wohin er
 fährt. So ist ein jeglicher, der aus dem Geist geboren ist. (Neues
 Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 3, Vers 5-8, Jesus und
 Nikodemus)


Mit der modernen Wettervorhersage, könnte man meinen, wäre diesem
neutestamentarischen Zitat aus der Bibel nach Johannes als Analogie
doch längst der antiquierte Zahn gezogen, Ungewisses und
Unvorhersagbares und vor allem Plötzliches, Erregendes und
Unergründliches angemessen zum Ausdruck zu bringen.

Das Wetter als Dauergesprächsthema leichtfüßiger Konversation mit dem
steten Beigeschmack saumseliger Kenntnisse und ahnungsvoller
Mutmaßlichkeiten ist es jedoch eher, das denn auch bei genauerer
Betrachtung die Nase aufrichtigen Bemühens und Strebens gleichermaßen
an den Rand schicksalsgefesselter und vollemanzipatorischer Rückkehr
zur denkbar trefflichsten Beschreibung des vom berühmtesten Nazarener
des Neuen Testaments der Bibel angesprochenen Sachverhalts mit den so
sattsam bekannten oder vertrauten Worten führen muß.

Wäre die menschliche Konversation in ihrer ganzen Verschlagenheit
nicht so bindend und faszinierend für ihn, könnte dem verhängnisvollen
Rätsel jenes an einen gewissen Nikodemus gerichteten Ausspruchs längst
das wiederholte Flattern allzu respektvoll zugestandener Flügel
gestutzt werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. Juni 2019
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KOHLEALARM/622: Klimakampf und Kohlefront - aufgedeckt ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 29. Juni 2019

Etappensieg für den Naturschutz: 

Genehmigung des Tagebaus Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig



Verwaltungsgericht Cottbus gibt Umweltverbänden Deutsche Umwelthilfe und
GRÜNE LIGA in Eilentscheidung recht - Hauptbetriebsplan des Tagebau
Jänschwalde voraussichtlich rechtswidrig - Geschützte Moorgebiete bis zur
Wirksamkeit der Entscheidung im September weiter von Austrocknung durch
Tagebau gefährdet

Berlin/Cottbus, 29.6.2019: Der Hauptbetriebsplan für den Braunkohletagebau
Jänschwalde ist voraussichtlich rechtswidrig. Dies hat das
Verwaltungsgerichts Cottbus gestern in einer Eilentscheidung bekannt
gegeben. Damit hat sich das Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe (DUH)
und GRÜNE LIGA durchgesetzt. Die Umweltverbände sehen Schutzgebiete durch
den Tagebau als bedroht. Laut Gericht wurde bisher nicht hinreichend
geprüft, ob es durch die für den Tagebau notwendigen Entwässerungsmaßnahmen
zu erheblichen Beeinträchtigungen der im Umfeld gelegenen Moorgebiete
kommt, die einen europäischen Schutzstatus besitzen.

Dazu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Cottbus ist ein Etappensieg für uns
und die betroffenen Schutzgebiete. Das Gericht erteilt eine klare Abfuhr an
die Versuche des verantwortlichen Betreibers LEAG, die Umweltfolgen des
Tagebaues kleinzurechnen und zu ignorieren."

Im Februar 2019 hatte die Deutsche Umwelthilfe in Zusammenarbeit mit der
Grünen Liga beim Verwaltungsgericht Cottbus Rechtsmittel gegen die
Genehmigung des Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des
Braunkohlentagebaues Jänschwalde eingereicht. Aus Sicht der Umweltverbände
besteht die Gefahr, dass der Weiterbetrieb des Tagebaues mehrere geschützte
Moorgebiete durch Entwässerung zerstört.

Obwohl das Verwaltungsgericht im Ergebnis seiner Prüfung im Eilverfahren
die Argumentation der Umweltverbände bestätigt, hat es
unverständlicherweise die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs nicht ab
sofort hergestellt. Dies ist ansonsten ständige Praxis aller
Verwaltungsgerichte in Deutschland. Stattdessen wurde die aufschiebende
Wirkung erst ab dem 1. September 2019 angeordnet. Dies erfolgte
ausdrücklich, um der LEAG und dem Bergamt in den verbleibenden zwei Monaten
die Gelegenheit zu geben, die bislang fehlenden Prüfungen der
Umweltverträglichkeit nachzuholen. Unter Einbeziehung dieser Ergebnisse
soll dann über den Widerspruch von DUH und GRÜNEN LIGA gegen den
Zulassungsbescheid entschieden werden. Weil die Schutzgebiete dadurch
weiterhin gefährdet sind, prüft das Klagebündnis, zeitnah eine Beschwerde
beim Oberverwaltungsgericht einzureichen.

René Schuster, Braunkohle-Experte von der GRÜNEN LIGA kommentiert: "Wir
gehen davon aus, dass die Verträglichkeit des Tagebaues auch bis September
nicht nachgewiesen werden kann. Deshalb ist es wichtig, dass jetzt keine
weiteren Tatsachen durch neue Entwässerungsbrunnen geschaffen werden."

Dirk Teßmer, Rechtsanwalt der Kanzlei Philipp-Gerlach & Teßmer ergänzt:
"Eine solche Vorgehensweise habe ich in meiner 20-jährigen Erfahrung als
Anwalt in umwelt- und planungsrechtlichen Verfahren noch nie erlebt. Wenn
ein Gericht im Rahmen seiner Überprüfung der Sach- und Rechtslage zu dem
Ergebnis kommt, dass ein Bescheid voraussichtlich für rechtswidrig zu
erkennen sein wird, dass folgt daraus zwingend, dass dieser Bescheid nicht
weiter vollzogen werden darf."


Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als FFH (Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte
Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen beobachtet werden.
Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für
Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit
des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu
einer Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Link zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Juli 2019 
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LESUNG/4338: Berlin - Hausgäste Juli 2019, Rasha Khayat, Elise Schmit, Pascal Richmann, 22.07.2019

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

22. Juli, Mo 19.30

Hausgäste Juli 2019

Rasha Khayat, Elise Schmit und Pascal Richmann in Lesung und
Gespräch



An unserem Hausgäste-Abend im Juli werden drei unserer Gäste ihre
aktuellen Projekte vorstellen. Rasha Khayat, geboren 1978 in
Dortmund, lebt, schreibt und übersetzt in Hamburg. Ihr Debütroman
»Weil wir längst woanders sind« erschien 2016 im DuMont Verlag.
Zurzeit arbeitet sie an ihrem zweiten Roman. Elise Schmit, geb. 1982,
schreibt Prosa und Literaturkritiken. Seit 2016 ist sie außerdem
Mitherausgeberin von »Les Cahiers luxembourgeois«, der ältesten
Literaturzeitschrift Luxemburgs. 2019 erhält sie den Prix Servais für
ihren Erzählband »Stürze aus unterschiedlichen Fallhöhen« (2018,
Hydre Éditions). Pascal Richmann, 1987 geboren, schreibt
Theatertexte, Essays, Erzählungen und ist Mitglied der »Akademie für
Letalität und Lösungen«. Sein Debüt »Über Deutschland, über alles«
erschien 2017 im Hanser Verlag. Seine Radioessays »Man vermisst
diesen Planeten« und »Es gibt kein Land mehr« wurden im SWR
ausgestrahlt.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1406: Berlin - Ein deutsch-slowenischer Abend mit Wein und Poesie, 17.07.2019

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

17. Juli, Mi 19.30

grammar bends because the poem moves

Ein deutsch-slowenischer Abend mit Wein und Poesie

Mit Sonja vom Brocke, Hendrik Jackson, Rike Scheffler, Jana Putrle
Srdic, Vesna Liponik und Uros Prah



Im Juni letzten Jahres besuchten die drei Berliner Dichter·innen
Sonja vom Brocke, Hendrik Jackson und Rike Scheffler auf Einladung
des Center for Slovenian Literature ihre slowenischen Kolleg·innen
Jana Putrle Srdic, Vesna Liponik und Uros Prah. Im beschaulichen Dane
und in Ljubljana trafen sie sich für einen gemeinsamen Workshop zum
gegenseitigen Übersetzen. Diesen Monat kommen die drei slowenischen
Dichter·innen zum Gegenbesuch an den Wannsee. Eine Woche lang
arbeitet die sechsköpfige Gruppe hier an neuen Übersetzungen und
spricht über ihre dichterische Praxis. Heute Abend geben die sechs
Dichter·innen auf unserer Terrasse Einblicke in ihre Werkstatt. Im
Anschluss an die gemeinsame Lesung lädt die Slowenische Botschaft zu
einem Glas Wein ein.

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit dem Centre for Slovenian
Literature statt.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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VORTRAG/8486: Leverkusen - "Schiefer - ein Stein und seine Geschichte" am 9. Juli 2019

Stadt Leverkusen

"Schiefer - ein Stein und seine Geschichte: das Gestein des Jahres
2019" - Bildvortrag in der Stadtbibliothek



Man muss in Leverkusen nicht erst ins Bergische Land fahren, um
schiefergedeckte Häuser zu finden. Hinter den dunkel schimmernden
Platten steckt eine faszinierende Geschichte, und nicht umsonst ist
der Schiefer zum Gestein des Jahres 2019 gewählt worden. Der Geograph
Dr. Christof Ellger beschreibt in einem unterhaltsamen Bildvortrag mit
Gelegenheit zum Gespräch verschiedene wichtige Aspekte wie die
Geologie des Schiefers, Fundstellen, seine Funktion als Baustoff und
seine Ökonomie und Ökologie.

Der Vortrag findet statt am Dienstag, dem 9. Juli 2019, um 18:00 Uhr
in der Hauptstelle der Stadtbibliothek statt. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 14. Juni 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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AKTION/1909: Briefe gegen das Vergessen, Juli 2019

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats Juli 2019

- Argentinien - Jorge González Nieva

- USA - Alejandra

- Mosambik - Amade Abubacar



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


ARGENTINIEN

Jorge González Nieva

Jorge González Nieva wird seit zwölf Jahren in Untersuchungshaft
festgehalten. Als der Taxifahrer aus Buenos Aires am 19. Juli 2006 von
der Arbeit kam, nahmen ihn Beamt_innen der Provinzpolizei mit auf die
Wache, wo sie ihn schlugen und Geld von ihm forderten. Sie drohten
ihm, wenn er nicht bezahle, würden sie ihn der Mittäterschaft bei
einem Bankraub beschuldigen, bei dem eine Person getötet wurde. Jorge
González Nieva weigerte sich, die geforderte Geldsumme zu zahlen.
Nachdem man ihn zunächst freiließ, wurde er am 17. März 2007 unter dem
Vorwurf Körperverletzung mit Todesfolge erneut festgenommen. Seitdem
sitzt er in Untersuchungshaft.

Jorge González Nieva bestreitet alle Vorwürfe, und das Verfahren gegen
ihn weist zahlreiche Unregelmäßigkeiten auf. Außerdem gibt es neue
Belege für seine Unschuld. Die beim Obersten Gerichtshof eingereichten
Belege für die Unregelmäßigkeiten des Verfahrens werden seit 2015
geprüft. Vier Jahre später steht die Entscheidung über seinen Fall
immer noch aus.

Bitte schreiben Sie bis 31. August höflich formulierte Briefe
an den Präsidenten des Obersten Gerichtshofs und fordern Sie ihn zu
einer Entscheidung bezüglich der Verfahrensunregelmäßigkeiten im Fall
von Jorge González Nieva auf. Bitten Sie ihn, dafür zu sorgen, dass
Jorge González Nieva aus der Untersuchungshaft entlassen und somit die
Verletzung des Rechts auf einen Prozess ohne unzulässige Verzögerungen
beendet wird. Appellieren Sie an ihn, dass er sich für ein neues,
unparteiisches und faires Verfahren einsetzt, bei dem die neuen
Beweise berücksichtigt werden.

Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Corte Suprema de Justicia de la Nación

Dr. Carlos Rosenkrantz

Talcahuano 550, CP 1013

Buenos Aires

ARGENTINIEN

E-Mail: consultas@csjn.gov.ar

(Anrede: Sr. Presidente de la Corte / Dear President of Court / Sehr
geehrter Herr Gerichtspräsident)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Argentinien

S. E. Herrn Edgardo Mario Malaroda

Kleiststraße 23-26, 10787 Berlin

Fax: 030 - 229 14 00

E-Mail: ealem@mrecic.gov.ar

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Gerichtspräsident,

Jorge González Nieva wird seit zwölf Jahren in Untersuchungshaft
festgehalten. Als der Taxifahrer aus Buenos Aires am 19. Juli 2006 von
der Arbeit kam, nahmen ihn Beamt_innen der Provinzpolizei mit auf die
Wache, wo sie ihn schlugen und Geld von ihm forderten. Sie drohten
ihm, wenn er nicht bezahle, würden sie ihn der Mittäterschaft bei
einem Bankraub beschuldigen, bei dem eine Person getötet wurde. Jorge
González Nieva weigerte sich, die geforderte Geldsumme zu zahlen.
Nachdem man ihn zunächst freiließ, wurde er am 17. März 2007 unter dem
Vorwurf Körperverletzung mit Todesfolge erneut festgenommen. Seitdem
sitzt er in Untersuchungshaft.

Jorge González Nieva bestreitet alle Vorwürfe, und das Verfahren gegen
ihn weist zahlreiche Unregelmäßigkeiten auf. Außerdem gibt es neue
Belege für seine Unschuld. Die beim Obersten Gerichtshof eingereichten
Belege für die Unregelmäßigkeiten des Verfahrens werden seit 2015
geprüft. Vier Jahre später steht die Entscheidung über seinen Fall
immer noch aus.

Bitte sorgen Sie dafür, dass eine Entscheidung bezüglich der
Verfahrensunregelmäßigkeiten im Fall von Jorge González Nieva
getroffen wird. Außerdem bitte ich Sie, dafür zu sorgen, dass Jorge
González Nieva aus der Untersuchungshaft entlassen und somit die
Verletzung des Rechts auf einen Prozess ohne unzulässige Verzögerungen
beendet wird. Setzen Sie sich bitte für ein neues, unparteiisches und
faires Verfahren ein, bei dem die neuen Beweise berücksichtigt werden.

Mit freundlichen Grüßen


USA

Alejandra

Alejandra (Aktenzeichen der US-Einwanderungsbehörde: A# 216-269-450)
ist eine Transgender-Frau aus El Salvador. In ihrem Heimatland war sie
als Kosmetikerin tätig und engagierte sich für die Menschenrechte.
Aufgrund ihrer Geschlechtsidentität als Transfrau wurde sie in El
Salvador immer wieder von Mitgliedern einer Gang und auch von
Militärangehörigen bedroht, erpresst und sexuell genötigt. Von 2013
bis 2016 wurde sie wiederholt tätlich angegriffen und trug Narben auf
der Kopfhaut, im Gesicht und an den Beinen davon. Sie floh schließlich
nach Mexiko und beantragte am 26. November 2017 an der Grenze zu den
USA Asyl. Seither befindet sich Alejandra im US-Bundesstaat New Mexico
in Haft. Im April 2018 fand eine Anhörung vor dem Einwanderungsgericht
statt, um ihren Asylantrag zu prüfen. Am 15. Juni wurde Alejandras
Asylantrag abgelehnt und ihre Abschiebung aus den USA angeordnet. Ihr
Rechtsbeistand legte Rechtsmittel gegen die Entscheidung ein, die im
Dezember 2018 zurückgewiesen wurden. Alejandra hat zudem einen Antrag
auf Haftentlassung aus humanitären Gründen gestellt, der jedoch von
der Einwanderungs- und Zollbehörde (Immigration and Customs
Enforcement - ICE) mehrmals abgelehnt wurde, ohne dass ihrem
Rechtsbeistand konkrete Gründe dafür genannt wurden. Im April 2019
wurde der Antrag auf Haftentlassung erneut abgelehnt, ebenso wie ihr
Antrag auf eine erneute Überprüfung ihres Falls und ein Antrag auf
Aussetzung der Abschiebung. Damit ist Alejandra nicht länger vor
Ausweisung geschützt und könnte jederzeit abgeschoben werden. Sollte
sie nach El Salvador zurückgeschickt werden, würde das für sie als
Transfrau ein großes Risiko bedeuten. Allein im Januar und Februar
2019 wurden dort laut Menschenrechtsorganisationen drei Transfrauen
getötet, eine von ihnen innerhalb weniger Wochen, nachdem sie aus den
USA abgeschoben worden war.

Bitte schreiben Sie bis 31. August höflich formulierte Briefe
an den Leiter des örtlichen Büros der Einwanderungs- und Zollbehörde
und fordern Sie ihn auf, dafür zu sorgen, dass Alejandra
(A# 216-269-450) nicht nach El Salvador abgeschoben wird, da ihr dort
schwere Menschenrechtsverletzungen drohen. Bitten Sie ihn, Alejandra
stattdessen umgehend aus humanitären Gründen freizulassen und ihr
internationalen Schutz zu gewähren. Appellieren Sie an ihn,
Asylsuchende nicht routinemäßig zu inhaftieren und so viele
Asylsuchende wie möglich aus humanitären Gründen freizulassen.

Schreiben Sie in gutem Englisch oder auf Deutsch an:

Mr. Corey A. Price

Field Office Director, ICE-ERO El Paso Field Office

El Paso Field Office

11541 Montana Ave Suite E

El Paso, TX, 79936

USA

E-Mail: corey.a.price@ice.dhs.gov

(Anrede: Dear Mr. Price / Sehr geehrter Herr Price)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika

S. E. Herrn Richard Allen Grenell

Clayallee 170, 14195 Berlin

Fax: 030 - 831 49 26

E-Mail: feedback@usembassy.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Price,

mit großer Sorge habe ich erfahren, dass die in New Mexico inhaftierte
Alejandra (Aktenzeichen A# 216-269-450) nicht länger vor Ausweisung
geschützt ist und jederzeit abgeschoben werden könnte. Alejandra ist
eine Transgender-Frau aus El Salvador, der bei einer Abschiebung
schwere Menschenrechtsverletzungen drohen.

Aufgrund ihrer Geschlechtsidentität als Transfrau wurde Alejandra in
El Salvador immer wieder bedroht, erpresst und sexuell genötigt,
weshalb sie schließlich in die USA floh und dort im November 2017 Asyl
beantragte. Im Juni 2018 wurde ihr Asylantrag abgelehnt und ihre
Abschiebung angeordnet. Ihr Rechtsbeistand legte Rechtsmittel ein, die
im Dezember 2018 zurückgewiesen wurden. Alejandra stellte einen Antrag
auf Bewährung, der jedoch mehrmals abgelehnt wurde, ohne dass ihrem
Rechtsbeistand konkrete Gründe genannt wurden. Im April 2019 wurde der
Bewährungsantrag erneut abgelehnt, ebenso wie ihr Antrag auf eine
erneute Überprüfung ihres Falls und ein Antrag auf Aussetzung der
Abschiebung. Damit könnte Alejandra jederzeit abgeschoben werden.
Sollte sie nach El Salvador zurückgeschickt werden, würde das für sie
als Transfrau ein großes Risiko bedeuten.

Bitte stellen Sie daher sicher, dass Alejandra nicht nach El Salvador
abgeschoben wird. Bitte lassen Sie sie stattdessen umgehend aus
humanitären Gründen frei und gewähren Sie ihr internationalen Schutz.
Ich appelliere an Sie, Asylsuchende nur als letztes Mittel zu
inhaftieren und so viele Asylsuchende wie möglich aus humanitären
Gründen freizulassen.

Mit freundlichen Grüßen


MOSAMBIK

Amade Abubacar

Amade Abubacar arbeitet als Reporter beim kommunalen Radiosender
Nacedje im Bezirk Macomia in der Provinz Cabo Delgado. Der 31-Jährige
wurde am 5. Januar in Macomia festgenommen, als er Binnenvertriebene
interviewte, die vor gewalttätigen Angriffen im Norden von Cabo
Delgado geflohen waren. Die Angriffe werden Mitgliedern der
bewaffneten Gruppe Al-Shabaab zugeschrieben. Nach seiner Festnahme
wurde er zwölf Tage lang ohne Kontakt zur Außenwelt vom Militär
festgehalten und war eigenen Angaben zufolge unterschiedlichen
Misshandlungen ausgesetzt.

Am 17. Januar verlegte man den Journalisten aus dem Militärgewahrsam
in Polizeigewahrsam im Bezirksgefängnis von Macomia. Sieben Tage
später wurde er in das Mieze-Gefängnis im Bezirk Pemba gebracht. Am
23. April entschied das Provinzgericht von Cabo Delgado, ihn vorläufig
aus der Haft zu entlassen. Er ist nun wieder zu Hause bei seiner
Familie und wartet auf die Gerichtsverhandlung. Er steht jedoch nach
wie vor wegen "öffentlicher Anstiftung zu Straftaten mithilfe von
elektronischen Medien", "Aufwiegelung" und "Gewalt gegen
Ordnungskräfte" unter Anklage. Ein Termin für die Gerichtsverhandlung
steht noch nicht fest.

Bitte schreiben Sie bis 31. August höflich formulierte Briefe
an den Justizminister und fordern Sie ihn auf, dafür zu sorgen, dass
alle Anklagen gegen Amade Abubacar sofort fallen gelassen werden, da
er allein wegen der Wahrnehmung seines Rechts auf freie
Meinungsäußerung und aufgrund seiner Tätigkeit als Journalist
angeklagt wurde. Bitten Sie ihn außerdem, dafür zu sorgen, dass die
Rechte auf Meinungs- und Pressefreiheit in Mosambik respektiert
werden.

Schreiben Sie in gutem Portugiesisch, Englisch oder auf Deutsch
an: 

Joaquim Veríssimo

Ministry of Justice, Constitutional and Religious Affairs

Av. Julius Nyerere 33,

Maputo

MOSAMBIK

E-Mail: mjcr@mjcr.gov.mz oder vilanchic@yahoo.com.br

(Anrede: Honorable Minister / Sehr geehrter Herr Minister)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Mosambik

S. E. Herrn Sérgio Nathú Cabá

Stromstraße 47, 10551 Berlin

Fax: 030 - 398 765 03

E-Mail: info@embassy-of-mozambique.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Minister,

Amade Abubacar arbeitet als Reporter beim kommunalen Radiosender
Nacedje im Bezirk Macomia in der Provinz Cabo Delgado. Der 31-Jährige
wurde am 5. Januar in Macomia festgenommen, als er Binnenvertriebene
interviewte, die vor gewalttätigen Angriffen im Norden von Cabo
Delgado geflohen waren. Die Angriffe werden Mitgliedern der
bewaffneten Gruppe Al-Shabaab zugeschrieben. Nach seiner Festnahme
wurde er zwölf Tage lang ohne Kontakt zur Außenwelt vom Militär
festgehalten und war eigenen Angaben zufolge unterschiedlichen
Misshandlungen ausgesetzt.

Hiermit bitte ich Sie, dafür zu sorgen, dass alle Anklagen gegen Amade
Abubacar sofort fallen gelassen werden, da er allein wegen der
Wahrnehmung seines Rechts auf freie Meinungsäußerung und aufgrund
seiner Tätigkeit als Journalist angeklagt wurde. Bitten Sie ihn
außerdem, dafür zu sorgen, dass die Rechte auf Meinungs- und
Pressefreiheit in Mosambik respektiert werden.

Mit freundlichen Grüßen

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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EUROPA/413: Sea-Watch 3 - Freilassung der Kapitänin unterstreicht Bedeutung der Arbeit von Seenotrettern

Amnesty International - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Sea-Watch 3: 

Freilassung der Kapitänin unterstreicht Bedeutung der Arbeit von
Seenotrettern



Am Dienstagabend wurde Carola Rackete, Kapitänin der Sea-Watch 3, in
Italien aus dem Hausarrest entlassen. Rackete war am Samstag, den 29. Juni
2019, mit dem Rettungsschiff und 40 Geflüchteten an Bord unerlaubt in den
Hafen der italienischen Insel Lampedusa gefahren. Mehr als zwei Wochen
hatte das Schiff zuvor auf offener See ausharren müssen, weil ihnen kein
sicherer Hafen zugewiesen worden war. Carola Rackete wurde festgenommen und
stand seit Montagnachmittag in Agrigent vor einem Ermittlungsgericht.

BERLIN, 02.07.2019 - "Amnesty International begrüßt die Entscheidung des
Gerichts, den Hausarrest gegen die Kapitänin aufzuheben. Carola Rackete
wurde einzig und allein deshalb festgenommen, weil sie Menschen aus Seenot
gerettet und in den nächstgelegenen sicheren Hafen gebracht hat. Dazu ist
sie durch das Seerecht verpflichtet. Das wird durch die Entscheidung des
Gerichts nun bestätigt. Die Entscheidung unterstreicht die Rechtmäßigkeit
der Arbeit von Seenotrettern und die Bedeutung des Menschenrechtsschutzes."

"Amnesty wendet sich ausdrücklich gegen die zunehmende Kriminalisierung von
Seenotrettern und anderen Menschen, die sich für die Rechte von
Flüchtlingen und Migranten einsetzen. Nichtstaatliche Organisationen retten
Leben, während die EU-Mitgliedstaaten ihre völkerrechtlichen
Verpflichtungen zur Seenotrettung ignorieren. Wohlwissend, dass in Libyen
Folter und sexualisierte Gewalt an der Tagesordnung sind, überlassen die
EU-Mitgliedsstaaten Menschen in die Hände von libyschen Akteuren" so Beeko
weiter. "Wenn in dieser Situation Politiker über sogenannte 'Pull Faktoren'
schwadronieren, ist ihnen dringendst die Lektüre der Berichte von
Folterungen und Misshandlungen in Libyen empfohlen."

"Die Bereitschaft der Bundesregierung, einen Teil der Geflüchteten von der
Sea-Watch 3 aufzunehmen ist wichtig. Zusammen mit den übrigen EU-
Mitgliedsstaaten bleibt Deutschland jedoch vor allem gefordert, einen
Mechanismus zu schaffen, mit dem schnell und unkompliziert die Erstaufnahme
von aus Seenot geretteten Menschen gesichert ist", so Beeko weiter. "Libyen
ist nach internationalem Seerecht kein sicherer Ort. Niemand, der aus
Seenot gerettet wurde, darf dorthin verbracht werden.".

Am Mittwoch wird Amnesty gemeinsam mit anderen Organisationen bei einer
Anhörung des italienischen Parlaments Stellung zu den sogenannten
Salvini-Dekreten beziehen. Wenn diese in ihrer bestehenden Form durchs
Parlament kämen, würden sie die Arbeit von Seenotrettern und
Menschenrechtlern weiter kriminalisieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/800: China - Verschleppter Panchen Lama seit 24 Jahren vermisst

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

UN Menschenrechtsrat in Genf

Von China verschleppter Panchen Lama seit 24 Jahren vermisst



Das Schicksal des zweithöchsten spirituellen Oberhauptes der Tibeter,
des Panchen Lama, war am gestrigen Dienstag Thema auf der aktuellen
Sitzung des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen in Genf. Auf
dem Side Event der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) wurde an
die Entführung des damals sechsjährigen Gedhun Choekyi Nyima
erinnert. Er war 1995 vom jetzigen Dalai Lama als elfter Panchen Lama
anerkannt worden. Daraufhin verschleppten chinesische Behörden den
Jungen samt seiner Familie. Das Schicksal des inzwischen
Dreißigjährigen ist nach wie vor unbekannt. Die "Arbeitsgruppe der
Vereinten Nationen über unfreiwilliges oder erzwungenes Verschwinden"
hatte sich wiederholt mit dem Fall beschäftigt und China
aufgefordert, seinen Verbleib bekannt zu machen.

Peking installierte kurz nach der Entführung einen eigenen,
parteitreuen Panchen Lama, der in Tibet aber nicht anerkannt wird.
"Der Panchen Lama spielt eine wichtige Rolle bei der Auswahl des
nächsten Dalai Lama, wenn das derzeitige geistliche Oberhaupt der
Tibeter verstorben sein wird", erklärt Hanno Schedler GfbV-Referent
für Genozidprävention und Schutzverantwortung. "Indem sie den
Verbleib des legitimen Panchen Lama geheim hält, sichert sich die
chinesische Führung Einfluss auf die Anerkennung des künftigen
geistlichen Oberhauptes der Tibeter. Das verbittert alle, die sich
ein Ende der Unterdrückung wünschen."

Das Panel "Religious Repression: Faith Under State Control in Tibet
Autonomous Region" behandelte auch weitere Versuche des chinesischen
Staates, die Religionsausübung und religiöse Figuren in Tibet unter
staatliche Kontrolle zu bringen. "Religiöse Unterdrückung hat in
China Tradition und ist inzwischen massiv eskaliert", erinnert
Schedler. "Millionen von Tibetern leiden seit Jahrzehnten darunter,
auch Christen und Falun-Gong-Anhänger bekommen sie zu spüren. Am
härtesten sind derzeit Muslime in der Region Xinjiang betroffen.
Mindestens 1,5 Millionen von ihnen sind in Lagern interniert, die
gesamte Region ist einer beispiellosen digitalen Überwachung
unterworfen. Dieses Unterdrückungshandwerk hat Chen Quanguo, der
Sekretär der Kommunistischen Partei in Xinjiang, zuvor in Tibet
perfektioniert."

In einer mündlichen Stellungnahme kritisierte die GfbV, dass der
Vize-Gouverneur von Xinjiang zu Beginn der aktuellen Sitzung des
Menschenrechtsrates die chinesischen Lager sprechen durfte. "Es kann
nicht sein, dass jemand, der direkt für die massenhafte und
willkürliche Inhaftierung von Uiguren, Kasachen und Kirgisen
verantwortlich ist, 25 Minuten lang vor dem Menschenrechtsrat
sprechen darf, während es Menschenrechtsorganisationen immer schwerer
haben, bei den Vereinten Nationen Gehör zu finden," kritisiert
Schedler.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/360: Hass im Netz bedroht Meinungsvielfalt und Demokratie bundesweit (Campact)

Campact e.V. - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Hass im Netz bedroht Meinungsvielfalt und Demokratie bundesweit:

Größte repräsentative Studie zu Hate Speech im Internet



Berlin, 3. Juli 2019. Wegen Hass und Hetze im Internet bekennen sich mehr
als die Hälfte der Menschen in Deutschland (54 Prozent) seltener zu ihrer
politischen Meinung. Das ist ein Ergebnis der bisher umfassendsten
bundesweiten Studie mit dem Titel "#Hass im Netz", die Campact und das
Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ) heute in Berlin
vorstellen. Damit wird Hassrede im Internet zur Bedrohung für
Meinungsvielfalt, -freiheit und die Demokratie in Deutschland. Für die
Studie wurden im April und Mai 2019 über 7.300 Menschen in repräsentativer
Zusammensetzung befragt.

72 Prozent der Befragten sorgen sich, dass durch Hate Speech auch die
Gewalt im Alltag zunimmt. "Spätestens seit dem Mord an Walter Lübcke zeigt
sich, dass Hassrede den Nährboden für Gewalt außerhalb des Internets
bereiten kann", sagt Damian Ludewig von Campact. "Hier ist die Politik in
der Pflicht, Maßnahmen umzusetzen, die eine konsequente Strafverfolgung von
Täterinnen und Tätern im Netz ermöglichen." Nur zwölf Prozent der Befragten
sind der Meinung, die Bundesregierung tue genug gegen Hass und Hetze im
Internet.

"Besonders junge Menschen, die viel Zeit im Internet verbringen, sind
Hassrede ausgesetzt", sagt der Soziologe Dr. Matthias Quent vom IDZ aus
Jena. Während 40 Prozent der Befragten angeben, bereits Hate Speech im
Internet beobachtet zu haben, sind es bei den 18 bis 24-Jährigen sogar 73
Prozent. "Hassrede hat massive Auswirkungen auf die Betroffenen, aber auch
die Mitlesenden: verzerrte Wahrnehmung der Meinungshoheit, Rückzug aus
politischen Debatten - bis hin zu emotionalem Stress und Depressionen."
Jeder Zwölfte wurde schon persönlich durch Hasskommentare angegriffen, bei
den jungen Erwachsenen ist es mehr als jeder Sechste. Die Studie schlüsselt
die Ergebnisse auch nach Bundesländern auf. 2018 hatten IDZ und Campact
bereits diese Befragung in Hessen durchgeführt.

Campact fordert für den Kampf gegen Hassrede im Netz u.a. zentrale
Ermittlungsstellen in den Bundesländern, Spezial-Staatsanwaltschaften und
Fortbildungen in Schulen. Betroffene brauchen vereinfachte
Klagemöglichkeiten, um vor Gericht nicht mehr in Vorkasse gehen zu müssen.
Eine breite Mehrheit von zwei Dritteln bis drei Vierteln der
Studienteilnehmern schließt sich diesen Forderungen an. Die 
Campact-Petition zum Thema haben bereits über 200.000 Menschen unterzeichnet.


Weitere Informationen:

Die Zusammenfassung der Ergebnisse finden Sie hier:

https://campact.org/hass-im-netz-summary

Studie "#Hass im Netz"

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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TREFF/310: Münster - 3. Münsteraner "Friedenskonvokation" am 9. Juli 2019

Stadt Münster

3. Münsteraner "Friedenskonvokation"



Münster (SMS) Am kommenden Dienstag, 9. Juli, findet ab 18 Uhr die 3.
Münsteraner "Friedenskonvokation" in der Rüstkammer im Stadtweinhaus
statt. Es wird zum Netzwerken und Austauschen über die Friedensarbeit
in der Stadt des Westfälischen Friedens eingeladen. Durch den Abend
führt die Arbeitsgruppe Frieden, in der das städtische Friedensbüro
sowie jeweils zwei Vertreter der Zivilgesellschaft und der
Religionsgruppen vertreten sind. 

Um Anmeldung wird gebeten unter:

friedensbuero@stadt-muenster.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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LESUNG/6444: Berlin - Jan Brandt, »Ein Haus auf dem Land / Eine Wohnung in der Stadt«, 11.07.2019

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

11. Juli, Do 19.30

Jan Brandt: »Ein Haus auf dem Land / Eine Wohnung in der
Stadt«

Lesung und Gespräch in der Reihe »Wohin, wohin?«

Moderation: Katharina Teutsch



Bevor der Protagonist von »Eine Wohnung in der Stadt« (DuMont) das
ostfriesische Ihrhove verlässt, möchte er den Ort am liebsten
"abfackeln". Er will mehr als das platte Leben seiner Schulfreunde
und zieht, durch den Wunsch nach Freiheit getrieben, nach Berlin.
Dort wird er aber mit dem Wahnsinn des Wohnens in der Großstadt
konfrontiert - prekäre Lebensverhältnisse, Wohnraummangel, hohe
Mieten, Schimmel, Ratten und Lärm sind der Preis für diese Freiheit.
Doch wenn man das Buch wendet, wenden sich auch die Umstände: In »Ein
Haus auf dem Land« versucht der Protagonist, das Haus und den
"Gulfhof" seines Großvaters in Ihrhove vor dem Abriss zu retten. Er
kämpft für das, was er einst niederbrennen wollte, und flieht vor der
Berliner Wohnungsnot in der Hoffnung, im Herkunftsort Sicherheit zu
finden. Aber bietet das ländliche Leben in der Heimat wirklich diese
Sicherheit? Und ist man in der Großstadt wirklich frei? Muss man das
eine aufgeben, um das andere zu bekommen? Ob man doch einen Raum
zwischen Stadt und Land, der sowohl Freiheit als auch Sicherheit
bietet, finden kann, bespricht Jan Brandt mit der Literaturkritikerin
Katharina Teutsch auf der LCB-Bühne; und er liest aus seinem neuen
Buch, das gleich zwei Bücher ist.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - TREFF/1219: Berlin - KÖRPER·TEXTE I, Lesung und Gespräch mit Doris Anselm und Isabelle Lehn, 09.07.2019















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1219: Berlin - KÖRPER·TEXTE I, Lesung und Gespräch mit Doris Anselm und Isabelle Lehn, 09.07.2019

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

09. Juli, Di 19.30

KÖRPER·TEXTE I

Lesung und Gespräch

Mit Doris Anselm und Isabelle Lehn

Moderation: Marlen Hobrack



Jahrhunderte lang agierten und redeten Frauen unter dem male gaze so,
wie Männer es sich wünschten. Dieses Paradigma wird in den letzten
Jahren immer häufiger entblößt und in Frage gestellt - Autor·innen
finden eigene Erzähltechniken, um über ihr Leben, ihre Körper und
ihre Sexualität zu schreiben und somit die Machtverhältnisse
umzukehren. Beispielhaft dafür sind zwei neu erschienene
deutschsprachige Bücher, die wir zum Auftakt der Reihe KÖRPER·TEXTE
vorstellen. Doris Anselm gelingt in »Hautfreundin« (Luchterhand,
2019) eine erotische Erzählung, die einerseits von pornographischen
Klischees und andererseits von Männer-Bashing befreit ist. Ihre
Protagonistin geht auf Männer zu, die ihr gefallen und begegnet ihnen
auf Augenhöhe. "Anständig unanständig" gehen sie miteinander um. In
ihrem zweiten Roman »Frühlingserwachen« (S. Fischer, 2019) spielt die
ehemalige LCB-Stipendiatin Isabelle Lehn mit der Autofiktion: Ihre
Hauptfigur ist auch Autorin und heißt - Isabelle Lehn. Von ihrem
Körper und ihren Gefühlen erzählt sie vermeintlich ohne Filter und
mit viel schwarzem Humor und Selbstironie. Sie ist sich bewusst, wie
selbstbetrügerisch ihre Geschichte ist, und trotzdem erzählt sie
diese Geschichte immer wieder - sich selbst, und uns auch: zum
Glück.

Weitere Lesungen der Reihe finden im August statt (7.8.2019 Ann
Cotten, Adi Kaissar, Mathias Traxler über Else Lasker-Schüler |
22.8.2019 Jayrôme Robinet & Lilly Axster).

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8689: Und morgen, den 04. Juli 2019 (SB)

+++ Vorhersage für den 04.07.2019 bis zum 05.07.2019 +++
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STANDPUNKT/072: Deutsch-Europa (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 3. Juli 2019

german-foreign-policy.com

Deutsch-Europa



BERLIN/BRÜSSEL - Die deutsche Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen soll das Amt der EU-Kommissionspräsidentin übernehmen. Dies haben die
EU-Staats- und Regierungschefs am gestrigen Dienstag nach erbitterten
Machtkämpfen beschlossen. Damit geht der wohl einflussreichste Posten in
der Brüsseler Bürokratie an eine deutsche Politikerin. Kurz zuvor hatten
auch hochrangige Politiker aus anderen EU-Staaten noch geurteilt, "bei der
Stärke", die Deutschland in der EU habe, sei eine Deutsche an der Spitze
der Kommission für viele nur "schwer zu vermitteln". In der Tat wird nicht
nur die EU-Politik in zunehmendem Maß von Berlin geprägt. Auch
Führungsposten in den EU-Behörden sind immer häufiger in deutscher Hand,
vor allem auf dem Feld der Finanzen, aber auch im Europaparlament -
insbesondere dort, wo die gesetzgeberische Arbeit koordiniert wird - sowie
in der Außenpolitik. Ein bekannter französischer EU-Experte urteilt,
Deutschland bleibe nicht zuletzt deshalb "europäisch" orientiert, "weil es
ein 'deutsches Europa' geformt hat, das einzig deutschen Interessen
dient".

"Deutschlands Stärke in der EU"

Noch am gestrigen Dienstag hatten einflussreiche Politiker zunächst
bezweifelt, dass man die EU-Staats- und Regierungschefs veranlassen könne,
Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) zu ihrer
Kandidatin für das Amt der EU-Kommissionspräsidentin zu wählen. Schon zuvor
hatte es mit Bezug auf den Spitzenkandidaten der EVP-Fraktion, Manfred
Weber (CSU), geheißen, der Widerstand gegen seine Ernennung zum
Kommissionspräsidenten liege gar nicht so sehr in seiner Person oder in
seiner mangelnden Regierungserfahrung begründet, was öffentlich
vorgeschoben werde, sondern vielmehr darin, dass die Bundesrepublik bereits
viele einflussreiche Posten in den EU-Führungsgremien innehabe. Unter Bezug
auf die Stimmung in diversen EU-Ländern hatte ein einflussreiches 
Online-Magazin gewarnt, "andere" Staats- und Regierungschefs würden "dem eigenen
Volk nicht mehr lange erklären können", dass "jetzt mal endlich ein
Deutscher als EU-Kommissions-Chef oder EZB-Chef dran" sei: Dann könne man
die EU ja auch "gleich Deutsch-Europa" nennen.[1] Gestern wurde sogar ein
Minister eines EU-Landes mit der Einschätzung zitiert, es sei mit
ernsthaftem Widerstand gegen von der Leyen zu rechnen: "Bei der Stärke, die
Deutschland in der EU hat, ist ein Deutscher als Kommissionschef für viele
schwer vorstellbar."[2]

Politisch dominant

Die deutsche Macht in der EU drückt sich längst nicht mehr nur in der
politischen Durchsetzung deutscher Interessen innerhalb der Union aus. Ein
zentrales Beispiel dafür ist nach wie vor die strikte Austeritätspolitik,
auf die Berlin Brüssel festgelegt hat und die es bis heute aufrechterhält -
gegen hartnäckigen Widerstand anderer EU-Staaten, etwa Italiens.[3] Weitere
Beispiele bietet die erfolgreiche Abwehr aller größeren Reformvorschläge
des französischen Präsidenten Emmanuel Macron, die den Plänen Berlins
widersprechen: von der Einrichtung eines voluminösen Haushalts für die
Eurozone inklusive eines Euro-Finanzministers, um die Ungleichheiten
innerhalb der EU-Währungszone ein wenig abfedern zu können, über die
Digitalsteuer, die Frankreich jetzt auf nationaler Ebene realisiert, bis
hin zur Pariser Variante einer schnellen Militarisierung der EU, die Berlin
zugunsten einer langsameren, dafür aber umfassenderen Militarisierung
sabotiert (german-foreign-policy.com berichtete [4]). Zuletzt hat Berlin
das EU-Freihandelsabkommen mit dem Mercosur gegen die Interessen der
französischen Landwirte durchgesetzt.[5] Noch stellt Paris sich quer; es
"ist derzeit nicht bereit, das Abkommen zu ratifizieren", teilt eine
Regierungssprecherin mit.[6] Berlin arbeitet freilich daran, auch diesen
Widerstand zu überwinden.

Personell führend präsent

Längst dominiert Deutschland allerdings auch personell in den
Führungsetagen der wichtigsten Gremien und Institutionen der EU
beziehungsweise Europas. Dies gilt etwa für das weite Feld der Finanzen.
Der zur Krisenbekämpfung wichtige Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM)
etwa wird seit seiner Gründung von Klaus Regling geleitet, der einst im
Bundesfinanzministerium an der Ausarbeitung des Bonner Entwurfs für den
"Stabilitäts- und Wachstumspakt" der EU beteiligt war. Elke König, eine
ehemalige Präsidentin der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin), wirkt seit der Gründung des Einheitlichen
Bankenabwicklungsgremiums (SRB) zum 1. Januar 2015 als dessen Vorsitzende.
Der einstige CDU-Europaabgeordnete Klaus-Heiner Lehne amtiert als Präsident
des Europäischen Rechnungshofs, während der frühere Staatsminister im
Auswärtigen Amt Werner Hoyer (FDP) seit Anfang 2012 als Präsident der
Europäischen Investitionsbank (EIB) tätig ist.[7] Im Direktorium der
Europäischen Zentralbank (EZB) stellte Deutschland von 1998 bis 2011 den
einflussreichen Chefvolkswirt. Dabei ist die EZB ohnehin nach dem Modell
der Deutschen Bundesbank aufgebaut und in der Bankenmetropole Frankfurt am
Main angesiedelt worden; ihre strikte Unabhängigkeit entspricht deutschen
Vorstellungen.

Schlüsselpositionen

In herausragenden Positionen vertreten ist die Bundesrepublik zudem in der
Außenpolitik und im Europäischen Parlament. Als dessen Generalsekretär
amtiert bereits seit 2009 mit Klaus Welle ein ehemaliger 
CDU-Europapolitiker; Welles Kabinettschefin Susanne Altenberg kommt ebenso aus
Deutschland wie ihr langjähriger Vorgänger Christian Mangold, der seit
Jahresbeginn die Generaldirektion Kommunikation des Parlaments leitet. In
der einflussreichsten Generaldirektion des Parlaments, derjenigen, die die
gesetzgeberischen Arbeiten koordiniert, haben Deutsche laut Recherchen des
französischen EU-Experten Jean Quatremer zwei Drittel der Direktorenposten
sowie drei Fünftel der Abteilungsleiterstellen inne.[8] Hinzu kommen
Schlüsselpositionen in der Außenpolitik. Helga Schmid, die zur Amtszeit von
Außenminister Josef Fischer (Bündnis 90/Die Grünen) führende Stellungen im
Auswärtigen Amt innehatte, amtiert seit September 2016 als
Generalsekretärin des Europäischen Auswärtigen Diensts; sie ist regelmäßig
mit den wichtigsten Dossiers befasst, etwa um den Jahreswechsel 2013/2014
mit den Majdan-Protesten, außerdem mit dem Iran-Konflikt, in dem sie
aktuell wieder verhandelt. Leiterin des Verhandlungsteams des 
EU-Brexit-Unterhändlers Michel Barnier ist die Deutsche Sabine Weyand, die ihre
Karriere in der Brüsseler EU-Bürokratie machte. Als einer der
einflussreichsten Deutschen in Brüssel gilt Martin Selmayr. Der ehemalige
Kabinettschef von Kommissionspräsident Juncker, der als eigentlicher
Strippenzieher in der Kommission galt (german-foreign-policy.com berichtete
[9]), ist nach einem hochumstrittenen Verfahren am 1. März 2018 zum
Generalsekretär der EU-Kommission ernannt worden.

"Das Parlament wird eingekauft"

Erhält nun auch noch von der Leyen das Amt der Kommissionspräsidentin, dann
verfestigt sich der deutsche Zugriff auf die EU und ihre Bürokratien noch
mehr. Zwar dauerten am gestrigen Abend die Proteste im Europaparlament an,
das konsequent darauf beharrt, einen Spitzenkandidaten seiner Fraktionen
zum Kommissionspräsidenten zu wählen. Der langjährige Präsident des
Parlaments, Martin Schulz (SPD), geht allerdings nicht davon aus, dass sich
das Europaparlament dem Vorschlag der EU-Staats- und Regierungschefs
tatsächlich konsequent widersetzt. Schulz berichtet: "Es gibt Bestrebungen,
das Parlament einzukaufen".[10]

Die neue deutsche Frage

EU-Experte Quatremer urteilt, die "extrem enge Vernetzung" deutscher 
EU-Bürokraten und -Politiker erkläre nicht nur, "weshalb die europäischen
Institutionen nie Deutschland kritisieren" - auch nicht etwa wegen seines
exzessiven Handelsüberschusses, das seit vielen Jahren offen gegen die 
EU-Normen verstößt (german-foreign-policy.com berichtete [11]). Man müsse
darüber hinaus konstatieren, dass Deutschland auch deshalb "europäisch"
bleibe, "weil es ein 'deutsches Europa' geformt hat, das einzig deutschen
Interessen dient". Quatremer, der vor allem für die linksliberale
Tageszeitung Libération schreibt, stellte schon vor zwei Wochen fest: "Die
Schlacht um die europäischen Ämter wirft ein Schlaglicht auf diese neue
deutsche Frage."[12]


Anmerkungen:

[1] Thomas Fricke: Warum nennen wir die EU nicht gleich Deutsch-Europa?
spiegel.de 28.06.2019.

[2] Die Option von der Leyen. spiegel.de 02.07.2019.

[3] S. dazu Die doppelten Haushaltsstandards der EU.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7960/

[4] S. dazu Vor neuen Konfrontationen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7920/

[5] S. dazu Freihandel mit Folgen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7982/

[6] Paris sperrt sich gegen Abkommen. tagesschau.de 02.07.2019.

[7] S. dazu Eine nie dagewesene Machtkonzentration.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7126/

[8] Jean Quatremer: La nouvelle question allemande.

bruxelles.blogs.liberation.fr 21.06.2019.

[9] S. dazu Der Blitzaufstieg des Generalsekretärs.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7561/

[10] Der Tagesspiegel: Schulz rechnet mit Von der Leyen-Durchmarsch.
presseportal.de 02.07.2019.

[11] S. dazu Die doppelten Haushaltsstandards der EU.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7960/

[12] Jean Quatremer: La nouvelle question allemande.

bruxelles.blogs.liberation.fr 21.06.2019.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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PARTEIEN/385: Brexit - Wahrheiten und Mehrheiten ... (SB)

Brexit - Wahrheiten und Mehrheiten ...



Im Kampf um den Vorsitz der konservativen Partei Großbritanniens
scheinen die beiden Kontrahenten jedes Augenmaß verloren zu haben. Bei
der Umwerbung der rund 160.000 meist wohlhabenden, älteren, männlichen
und englischen Tory-Wähler waren haltlose Versprechen vom notorischen
Lügner und Populisten Boris Johnson ohnehin zu erwarten, von seinem
Rivalen, dem stets gesetzt, eher langweilig wirkenden Jeremy Hunt
dagegen nicht. Doch inzwischen äfft der amtierende britische
Außenminister seinem berühmt-berüchtigten Amtsvorgänger nach, droht
ebenfalls mit dem ungeordneten Austritt aus der EU zum 31. Oktober und
verspricht auch leichtfertig Steuererleichterungen und staatliche
Ausgabenerhöhungen, die ähnlich denen von Johnson laut Finanzminister
Philip Hammond niemals zu finanzieren wären.

Hatte sich Johnson bereits vor Wochen zum "No-Deal-Brexit" zu
Halloween bekannt - "komme es, was wolle" -, erklärte Hunt am 30. Juni
im BBC-Fernsehinterview mutig, er werde in Falle keiner Einigung mit
Brüssel als Premierminister den Inhabern der vielen britischen
Familienunternehmen, die wegen des Wegbrechens bzw. erschwerten
Zugangs zum EU-Binnenmarkt vermutlich untergehen werden, erklären, die
Zerstörung ihres Lebensunterhalts diene einer höheren Sache, eines
unabhängigen "global Britain". Kein Wunder, daß am darauffolgenden Tag
Kirsty Blackman, finanzpolitische Sprecherin der Scottish National
Party im Londoner Unterhaus, Johnson und Hunt als die "Thelma und
Louise des Brexits" bezeichnete. "Es übersteigt jede
Vorstellungskraft, daß die beiden Herrn bereit sind, die Volksökonomie
des Vereinigten Königreichs über die Brexit-Felskante zu fahren,
ungeachtet der katastrophalen Folgen für die Wirtschaft und die
Arbeitsplätze der einfachen Menschen", so die SNP-Abgeordnete.

Doch bis zum 31. Oktober kann eine Menge passieren. Alle Beobachter
gehen davon aus, daß Johnson, der haushohe Favorit, nach der
Auszählung der per Briefwahl abgegebenen Stimmen der Tory-Mitglieder,
die zwischen dem 6. und 8. Juli durchgeführt wird, bei der offiziellen
Verkündung des Endergebnisses am 22. Juli zum neuen Tory-Chef erklärt
wird. Ob er gleich am nächsten Tag, nach der vorgesehenen Fahrt
Theresa Mays zum Buckingham Palace, um Königin Elizabeth II formell
ihr Rücktrittsgesuch zu übergeben, Premierminister wird, steht nicht
fest - und zwar wegen des Umstands, daß die Tories derzeit eine
Minderheitsregierung führen und im Unterhaus trotz der Unterstützung
von zehn Abgeordneten der protestantisch-probritischen Democratic
Unionist Party (DUP) lediglich über einen Stimmenvorsprung von
lediglich vier Sitzen - 323 zu 319 - verfügen.

Seit Wochen finden überparteiliche Gespräche statt, wie die
Opposition, bestehend aus Sozialdemokraten, Liberaldemokraten, Grünen
und schottischen Nationalisten, zusammen mit EU-freundlichen
Abweichlern aus den Reihen der Tories, den drohenden No-Deal-Brexit
stoppen kann. Bereits jetzt haben Ex-Finanzminister Kenneth Clarke und
Ex-Justizminister Dominic Grieve ihre Bereitschaft verkündet, den Gang
in den ungeordneten EU-Austritt zu vereiteln, selbst wenn ihnen dies
die Verbannung aus der konservativen Partei einbringen sollte. Weitere
Abtrünnige, darunter Noch-Finanzminister Hammond, haben den Übertritt
in die Opposition signalisiert, um den Kamikaze-Kurs Johnsons (ggf.
Hunts, wenn auch unwahrscheinlich) doch noch verhindern zu können.

Laut Parlamentsregeln könnte die von Jeremy Corbyn angeführte Labour
Party, welche die größte oppositionelle Fraktion im Unterhaus bildet,
noch am 24. Juli, einen Tag vor den parlamentarischen Sommerferien,
einen Mißtrauensantrag auf die Tagesordnung setzen. Verlöre Johnson
die Abstimmung, stünden Neuwahlen im September automatisch an. Doch
möglicherweise wird es nicht einmal dazu kommen. Wie die beiden
Verfassungsexperten, Professor Robert Hazell und Professorin Meg
Russell vom University College London (UCL), am 30. Juni in der
Sonntagszeitung Observer erläutert haben, könnte sich die Königin
dagegen entscheiden, Mays Rücktritt anzunehmen, Johnson zum
Premierminister zu ernennen und diesen mit der Bildung einer neuen
Regierung zu beauftragen, sollte Ende Juli offensichtlich sein, daß
der frischgebackene Tory-Chef über keine Mehrheit im Unterhaus
verfügt. Laut Hazell und Russell ergeben sich dann zwei mögliche
Szenarien: Erstens, die Königin macht Johnson lediglich zum
Geschäftsführenden Regierungschef und verlangt von ihm, ein
Mißtrauensvotum durchzuführen, von dessen Ausgang sein Verbleib im Amt
abhängt; oder zweitens, sie beläßt May - ebenfalls geschäftsführend -
im Amt, bis entweder eine stabile Regierungsmehrheit steht oder
Neuwahlen ausgeschrieben und durchgeführt wurden.

Für die Überlegung in den Kreisen britischer Verfassungsgelehrter,
Johnson ob seiner schwindenden Unterstützung seitens der eigenen Tory-
Hinterbänkler nicht mit der Regierungsgewalt zu beauftragen, gibt es
einen sehr guten Grund. In den letzten Wochen hat der ehemalige
Bürgermeister von London offen mit der Idee gespielt, das Parlament
nach der Sommerpause "zu vertagen", das heißt nicht zusammenkommen
zu lassen, damit die Brexit-Gegner im Unter- und Oberhaus den
ungeordneten EU-Austritt, der nach der von London und Brüssel
gemeinsam beschlossenen Verschiebung im Frühjahr um Mitternacht am 31.
Oktober nach Artikel 50 des Lissabon-Vertrags erfolgen muß, nicht
blockieren können. Für solch einen ungeheuerlichen Eingriff in die
parlamentarischen Verläufe wäre die Zustimmung der Königin
erforderlich. Doch ob Elizabeth Windsor für ein solches Hasardeurspiel
zu haben wäre, ist zweifelhaft. Der letzte englische Monarch, der das
Parlament zu London "vertagte", war Karl I. im Jahre 1646. Drei Jahre
später wurde dieser nach der Niederlage seiner Royalisten im
Bürgerkrieg gegen die Puritaner Oliver Cromwells enthauptet.

3. Juli 2019
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AUSSENHANDEL/316: Freihandelsabkommen mit der EU soll Vietnams Weltwirtschaftsposition stärken (Gerhard Feldbauer)

Mit einem Freihandelsabkommen mit der EU will das sozialistische Vietnam seine Positionen in der internationalen kapitalistischen Weltwirtschaft sichern und ausbauen

von Gerhard Feldbauer, 3. Juli 2019



Die Sozialistische Republik Vietnam (SRV) hat nach über neunjährigen
Verhandlungen mit der EU ein Freihandelsabkommen (EU-Vietnam Free
Trade Agreement, EVTFA-Abkommen) geschlossen, das vorsieht, in den
kommenden Jahren 99 Prozent der Zölle abzubauen. Bestandteil des
Vertrages ist ein Investitionsschutzabkommen und eine Zusage zur
Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens. In einer Zeit, in der
US-Präsident Donald Trump einen risikoreichen internationalen
Handelskrieg mit drastischen Einfuhrzöllen entfessele, sei das
Abkommen als ein wichtiges Signal "gegen Protektionismus" von
internationaler Bedeutung, so der Tenor internationaler Pressestimmen.
Die SRV sichert damit ihre Positionen in der internationalen
kapitalistischen Weltwirtschaft, will sich neue Auslandsinvestitionen
erschließen und Zugang zu neuen Absatzmärkten gewinnen. Bereits in den
vergangenen Jahren wurde ein Dutzend ähnliche Abkommen geschlossen,
darunter die sogenannten CPTPP (Comprehensive and Progressive
Agreement for Trans-Pacific Partnership) bzw. TPP11 (Trans-Pazifische
Partnerschaft).

Nach einem Bericht des staatlichen vietnamesischen Fernsehens wurde
das Abkommen am Sonntag in Hanoi in Anwesenheit des vietnamesischen
Ministerpräsidenten Nguyen Xuan Phuc durch Außenhandelsminister Tran
Tuan Anh, EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström und dem
Vorsitzenden des EU-Handelsministerrates Stefan-Radu Oprea
unterzeichnet. Malmström sagte anschließend, es sei "das
ambitionierteste Freihandelsabkommen, das die EU je mit einem
Entwicklungsland geschlossen hat", ein "wahrer Meilenstein" in der
Entwicklung der Beziehungen. Besonders befriedigt zeigte sich die
EU-Kommissarin von dem Investitionsschutzabkommen, das "ein hohes Maß
an Investitionsschutz durch eine klare Definition von Standards
gewährleiste." Einbezogen ist der Umgang mit geistigem Eigentum auf
der Grundlage von Standards der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO). Der Direktor der Weltbank Ousmane Dione in Vietnam würdigte im
Interview mit Vietnam News Agency (VNA), Vietnam bringe in die
Zusammenarbeit mit der EU ein "breites Potenzial" ein. Das Abkommen
muss noch vom EU-Parlament und der Nationalversammlung der SRV
verabschiedet werden. Danach werden etwa zwei Drittel der Waren von
Zöllen befreit. Für einige Artikel ist jedoch eine Frist von zehn
Jahren vorgesehen. Für den Import einer Reihe landwirtschaftlicher
Erzeugnisse hat Vietnam zum Schutz seiner Erzeuger Quoten
durchgesetzt.

Die Wirtschaft Vietnams weist ein rasantes Wachstum auf. 2018 stieg
das BIP um 7,08 Prozent. EU-Experten erwarten langfristig ein
Wachsen auf 15 Prozent. Das Land ist ein wichtiger Produktionstandort
von Elektrogeräten und Textilien für den europäischen Markt. Umgekehrt
ist es mit 95 Millionen Einwohnern ein begehrter Absatzmarkt für
europäische Firmen. Nach Singapur ist Vietnam der zweitgrößte
Handelspartner der EU im Verband Südostasiatischer Nationen (ASEAN).

2018 exportierte die SRV Waren und Dienstleistungen im Wert von über
35 Mrd. Euro in EU-Länder, darunter neben Kleidung vor allem
Mobiltelefone und Ersatzteile. Die EU-Exporte betrugen über zehn Mrd.
Euro. Importe aus der BRD beliefen sich auf etwa zehn Mrd. Euro,
Exporte auf vier Mrd. Euro. Während die EU weltweit größter Investor
ist, kam sie (Stand 2016) in Vietnam nur auf acht Mrd. Euro.

Die Weichen für den Sprung auf den internationalen Kapitalmarkt wurden
in Vietnam mit dem "Doi-Moi"-Kurs (Erneuerung), der stärkeren
Einbeziehung privatkapitalistischer Betriebe in die sozialistische
Entwicklung, gestellt. Der war nicht erst nach dem Zusammenbruch der
sozialistischen Staaten Osteuropas 1989/90 beschlossen worden, sondern
bereits vom VI. Parteitag der Kommunistischen Partei Vietnams (KPV)
1986. Nach dem Sieg über die USA 1975 und der folgenden Vereinigung
mit dem befreiten kapitalistischen Süden stand die SRV vor der
Aufgabe, das Bankensystem zu dezentralisieren, private Geldhäuser
zuzulassen, eine marktorientierte Finanzpolitik einzuschlagen und den
Weg des Beitritts zur Welthandelsorganisation WTO zu beschreiten. Die
strategisch weitblickende Entscheidung für diesen Prozess, der unter
Führung der KPV verfolgt wurde und wird, bewahrte die SRV 1989/90 nach
dem Zusammenbruch des Ostblocks und dem Wegfall der Zusammenarbeit mit
dem RGW davor, dem Druck ihrer Gegner nachzugeben und den Weg der
osteuropäischen "kommunistischen und Arbeiterparteien" zu gehen und
den Pfad der Sozialdemokratie einzuschlagen.

 * 

Quelle:
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FERIEN/951: Münster - Sommerferien-Programm in den Büchereien

Stadt Münster

Sommerferien-Programm in den Büchereien

Anmeldung für einige Veranstaltungen erforderlich / Infos im
Stadtportal



Münster (SMS) Die Stadtbücherei am Alten Steinweg und die Büchereien
in den Stadtteilen laden in den Sommerferien zu bunten und spannenden
Mitmach-Angeboten ein. So gibt es in der Bücherei am Alten Steinweg
zum Beispiel einen Bauraum als Ideenwerkstatt für kleine und große
Baumeister. Holzwürfel, bunte Plättchen und viele andere
Baumaterialien stehen für Türme, Muster oder Fantasie-Gebilde zur
Verfügung.

Die Druckwerkstatt von Renate Böcking macht in den Büchereien in
Coerde und am Hansaplatz Station. In der Kinderbücherei am Alten
Steinweg wird der Einstieg in die Robotik gewagt: Dort möchte der
kleine Roboter Dash programmiert werden. Außerdem stehen in den
Sommerferien Schach, Comic- und Mangazeichnen und vieles mehr auf dem
Programm.

Lesungen und Bilderbuchkinos runden die Ferienangebote in den
Büchereien ab. Für einige Veranstaltungen ist eine Anmeldung
erforderlich. Ein Blick ins Stadtportal unter
www.stadt-muenster.de/buecherei lohnt sich allemal.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KURSE/491: Mönchengladbach - "Pop-Art Plakate und T-Shirts entwerfen", 16.-19.7.19

Stadt Mönchengladbach

Bunt und schrill - Pop-Art Plakate und T-Shirts entwerfen

Kursus für Kinder und Jugendliche im Museum Abteiberg



In diesem Kurs können Jugendliche im Alter von 12 - 14 Jahren, vom 16.
Juli - 19. Juli, jeweils 14.30 bis 17 Uhr poppige Motive aus der
Konsumwelt suchen und dekorative Plakate, pfiffige T-Shirts und
Klamotten entwerfen. Dabei arbeiten sie mit Schablonen, Pinseln,
Rakeln und Spraydosen. Ein T-Shirt ist für jeden in der Kursgebühr
enthalten. Es können aber gerne auch andere Kleidungsstücke upgecycelt
werden.

Kosten: 35 Euro

Verbindliche Anmeldungen sind ab sofort auf der Internetseite des
Museums möglich. www.museum-abteiberg.de (Menü:
Veranstaltungen/Praktische Kurse)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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THEATER/1424: Münster - "Viva Victor" am 14. Juli 2019

Stadt Münster

"Viva Victor" - Fantasievolles Spiel ohne viel Worte

Kinder- und Familientheater "Roter Hund" startet am 14. Juli auf der
Wiese an der Eulenburg



Münster (SMS) Eine poetische Clownerie, ein klingendes Theaterspiel
ohne Worte und viel Fantasie sowie ein märchenhaftes Puppentheater
erwarten große und kleine Zuschauer, die sich an drei Sonntagen im
Juli auf dem alten Zoogelände an der Himmelreichallee niederlassen.
Aus gutem Grund, denn das Kulturamt der Stadt Münster legt erneut die
Reihe "Roter Hund" auf. Das beliebte Kinder- und Familientheater unter
freiem Himmel ist seit nahezu 20 Jahren fester Bestandteil des
städtischen Kultursommers.

Zum Auftakt am 14. Juli gastiert die belgische Compagnie Krak aus
Assebroek mit der so bezaubernden wie komischen Show "Viva Victor".
Zuschauer ab fünf Jahren sind eingeladen zu Victors Geburtstag.
Gefeiert wird mit wenigen Worten, viel absurdem Humor und jeder Menge
Interaktionen. Ein Wohnwagen spielt dabei eine ganz spezielle Rolle.

Info: Die Aufführungen finden unter freiem Himmel auf dem Gelände des
Alten Zoos an der Himmelreichallee 50 statt. Picknickdecken und
Klappstühle dürfen gerne mitgebracht werden. Bei Regen bietet die
benachbarte Musikschule ein trockenes Ausweichquartier. Jeden Sonntag
gibt es zwei Vorstellungen um 11 und 16 Uhr. Der Eintritt ist frei.
Infos im Stadtportal unter www.stadt-muenster.de/kulturamt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MELDUNG/397: Morgan O'Hara lehrt als Invited Artist in Tübingen (idw)

Eberhard Karls Universität Tübingen - 02.07.2019

Morgan O'Hara lehrt als Invited Artist in Tübingen

Konzeptkünstlerin aus New York ist im Sommer 2019 Gastdozentin an der
Universität



Die Konzeptkünstlerin Morgan O'Hara wird in den kommenden Wochen als
"Invited Artist" an der Universität Tübingen wirken. Die US-Amerikanerin
bietet für Studierende aller Fakultäten den Workshop "Life and Meaning"
an. Mit dem Konzept "Invited Artist" lädt die Universität jährlich
international renommierte und innovative Künstlerinnen und Künstler nach
Tübingen, um Studierenden Einblick in die zeitgenössische Kunst
unterschiedlicher Kulturkreise zu ermöglichen. Die Universität begrüßte
O'Hara am Montag mit einem Empfang.

Morgan O'Hara, geboren in Los Angeles und aufgewachsen in Japan, lebt
heute in New York. Als Konzeptkünstlerin hat sie sich dem performativen
Zeichnen und sozialer Praxis verschrieben. Bei sogenannten "Live
Transmissions" zeichnet sie mit beiden Händen gleichzeitig und in Echtzeit
wie ein Seismograph Bewegungen und Geräusche auf. "Mich interessiert vor
allem die menschliche Wahrnehmung von Zeit und Raum", sagt die Künstlerin.

Mit ihrer ersten Ausstellung trat Morgan O'Hara 1978 in der Schweiz auf.
Heute sind ihre Werke in öffentlichen Sammlungen wie der National Gallery
of Art in Washington, dem British Museum oder dem Metropolitan Museum of
Art in New York vertreten. Wandzeichnungen befinden sich in Macau (China),
Kobe (Japan) und Amsterdam. Für ihre künstlerischen Leistungen wurde sie
mehrfach ausgezeichnet, unter anderem mit dem Lee Krasner Award für ihr
Lebenswerk, benannt nach der US-amerikanischen Malerin Lee Krasner. O'Hara
lehrt zudem Zeichnen und die "Psychologie der Kreativität" an
Kunsthochschulen in den USA, Europa und Asien.
https://www.morganohara.com/

Morgan O'Hara ist die zweite Künstlerin, die als Invited Artist nach
Tübingen kommt. Im Sommer 2018 führte der Fotokünstler Mohammad Ghazali
aus Teheran zwei Workshops mit Tübinger Studierenden durch und konzipierte
eine Ausstellung für das Museum der Universität mit [1]. In diesem Rahmen
erschien auch der erste Band einer neuen Publikationsreihe der Universität,
"Invited Artist". Welche Spuren das Engagement von Morgan O'Hara in Tübingen
hinterlässt, wird der Sommer zeigen.


Anmerkung

[1] https://www.unimuseum.uni-tuebingen.de/de/ausstellungen/archiv/ich-kann-nicht-nichtschoen-sein.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 02.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GLEICHHEIT/6899: Deutsche Bank baut 20.000 Arbeitsplätze ab

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Deutsche Bank baut 20.000 Arbeitsplätze ab

Von Dietmar Gaisenkersting

3. Juli 2019



Die Deutsche Bank plant, bis zu 20.000 Stellen abzubauen. Der Kahlschlag
betrifft mehr als ein Fünftel der aktuell 91.500 Arbeitsplätze.

Die Bank hatte vergangene Woche den Aufsichtsrat und die
Regulierungsbehörden über entsprechende Pläne unterrichtet. Am Wochenende
sickerten erste Details in den Medien durch. Die endgültige Entscheidung
könnte bereits am 7. Juli fallen, wenn voraussichtlich der Aufsichtsrat
tagt.

Die Pläne zeigen, dass nicht nur Industriearbeiter mit ihren
Arbeitsplätzen, Löhnen und Arbeitsbedingungen für die Vorbereitung auf
Handelskrieg und Krieg zahlen, sondern auch Beschäftigte im Dienstleistungs-
und Bankensektor.

An den Einzelheiten der Entlassungspläne wird offenbar noch gearbeitet, und
einige Zahlen können sich noch ändern. Medien gehen aber davon aus, dass
vor allem der defizitäre Unternehmens- und Investmentbereich betroffen ist,
wo derzeit 38.000 Beschäftigte arbeiten, viele davon außerhalb
Deutschlands. "Der Handel mit Wertpapieren - vor allem Aktien und
Staatsanleihen - soll außerhalb Europas deutlich kleiner und in einigen
Bereichen komplett geschlossen werden", berichtet die Süddeutsche
Zeitung unter Berufung auf Finanzkreise.

Betroffen sind aber auch wichtige Bereiche in der Frankfurter Zentrale und
im sogenannten Research, wo Experten Kapitalmärkte analysieren. Die Bank
ist zudem seit längerem dabei, den personalintensiven Privat- und
Firmenkundenbereich massiv zu schrumpfen.

Der Arbeitsplatzabbau soll aus Kostengründen über mehrere Jahre gestreckt
werden. Abfindungen, Vorruhestandslösungen und Sozialpläne sind in
Vorbereitung. Dabei kann sich der Bank-Vorstand auf die Betriebsräte und
die Gewerkschaften stützen, insbesondere auf Verdi. Diese haben schon in
den letzten drei Jahren den Abbau von 13.000 Stellen, davon 7000 allein im
vergangenen Jahr, abgesegnet.

Am Freitag wurde bekannt, dass Betriebsräte und Gewerkschaften der
Vernichtung von weiteren 2000 Arbeitsplätzen bei der Tochter Postbank
zugestimmt haben. 1300 sollen der Eingliederung der Postbank in den
Gesamtkonzern zum Opfer fallen, 750 weitere in der Zentrale der DB
Privat- und Firmenkundenbank in Frankfurt und Bonn abgebaut werden.

"Damit wir unsere ehrgeizigen Wachstums- und Kostenziele erreichen, ist es
sehr wichtig, dass wir unsere Plattform ebenso effizient wie einheitlich
aufstellen", begründete Privatkundenvorstand Frank Strauß das
Arbeitsplatzmassaker in einem Schreiben an die Belegschaft.

Der Kahlschlag ist dabei noch lange nicht beendet. "Wir werden
kontinuierlich über die nächsten Jahre weiter abbauen", sagte Strauß der
Nachrichtenagentur dpa. Der Unterstützung der Gewerkschaften und
Betriebsräte kann er sich sicher sein. Sie stimmen regelmäßig mit der
Begründung zu, dass es keine "betriebsbedingten Kündigungen" geben werde.

Wie immer führte die Ankündigung des Arbeitsplatz-Abbaus zu einem Anstieg
des Aktienkurses, am Montag um bis zu drei Prozent. Der Aktienwert der
Deutschen Bank ist allerdings im Keller. Seit dem Beginn der Finanzkrise
vor elf Jahren befindet sich die Bank ununterbrochen im Krisenmodus [1].
Vor Ausbruch der Finanzkrise hatte die Aktie noch über 90 Euro gekostet.
Anfang Juni dieses Jahres erreichte sie ein Rekordtief von 5,80 Euro.
Allein in den vergangenen fünf Jahren hat sie drei Viertel ihres Wertes
verloren. Aktuell liegt sie bei 6,77 Euro.

Die drastischen Kursverluste sind nicht nur die Folge der Finanzkrise, der
verlustreichen Spekulations-Geschäften der Deutschen Bank und der
ungebrochenen Boni-Zahlungen in Milliardenhöhe an Manager und Broker.
Zwischen 2015 und 2017 resultierten die Milliarden-Verluste der Bank
weitgehend aus Strafzahlungen für kriminelle Spekulationsgeschäfte in den
USA.

Im Jahr 2016 verhängte das US-Justizministerium eine Geldstrafe in Höhe von
14 Milliarden Dollar gegen die Deutsche Bank. Der Grund waren betrügerische
Praktiken auf dem amerikanischen Subprime-Hypothekenmarkt vor 2008. Die
Obama-Regierung hatte Deutschlands einzige Großbank von internationaler
Bedeutung gezielt aufs Korn genommen, denn kurz zuvor war der US-Konzern
Apple von der europäischen Kommission zu einer Steuernachzahlung in Höhe
von 13 Milliarden Euro verdonnert worden.

Diese Strafzahlungen haben das Bestreben der Bundesregierung verstärkt,
Deutschland und Europa unabhängig von den USA als Weltmacht aufzubauen.
Dazu gehört auch eine starke internationale Bank. Im Februar 2019 stellte
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) der Presse die
"Nationale Industriestrategie 2030" [2] vor. Sie verlangt die Bildung von
"nationalen Champions", von "großen und starken Akteuren, die mit
Wettbewerbern aus den USA oder China auf Augenhöhe sind", auch im Banken-
und Finanzsektor.

Die Bundesregierung versuchte dann, einen "starken Akteur" im Bankenwesen
aufzubauen, indem sie die Fusion [3] von Deutscher Bank und Commerzbank
vorantrieb. Diese scheiterte jedoch Ende April wegen hoher finanzieller
Risiken.

Nach der Absage war sich Deutsche-Bank-Chef Christian Sewing bewusst, dass
er der Bundesregierung und den Aktionären dennoch liefern muss. "Die
Deutsche Bank wird weiterhin alle Alternativen prüfen, um langfristig die
Profitabilität und die Renditen für ihre Aktionäre zu steigern", erklärte
er. Auf der Hauptversammlung der Deutschen Bank Ende Mai kündigte er dann
einen radikalen Umbau des größten nationalen Finanzhauses an. "Wir sind zu
harten Einschnitten bereit", erklärte der seit gut einem Jahr amtierende
Konzernchef.

Nun sollen 20.000 Arbeitsplätze wegfallen. Die Kosten für den Handelskrieg,
in dem jede imperialistische Nation sich auf Kosten der anderen behaupten
will, werden auf die Arbeiterklasse abgewälzt. Die Deutsche Bank ist dabei
der spektakulärste, aber keineswegs ein Einzelfall.

Allein im vergangenen Jahr sind im deutschen Bankensektor mehr als 32.000
Jobs gestrichen worden, so viele wie noch nie. Waren 1997 noch 765.000
Menschen im deutschen Bankensektor beschäftigt, sind es aktuell noch
565.000. Die Zahl der Kreditinstitute ist von 4500 im Jahr der
Wiedervereinigung auf 1800 geschrumpft, und die Konzentrationswelle geht
ungebrochen weiter. Allein im vergangenen Jahr gab es in Deutschland 53
Bankfusionen.

Die Arbeitsplätze, Löhne und sozialen Errungenschaften der Bankangestellten
können nur verteidigt werden, wenn sie sich unabhängig von den
Betriebsräten und Gewerkschaften organisieren und Kontakt zu den vielen
Millionen Arbeitern weltweit suchen, deren Jobs, Löhne und
Arbeitsbedingungen aus den gleichen Gründen bedroht sind.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2016/10/04/pers-o04.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/07/indu-f06.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2019/04/04/bank-a04.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1885: Kaltland nicht aufgeben

graswurzelrevolution Nr. 440, Sommer 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Kaltland nicht aufgeben

von Michèle Winkler



Seit ein paar Monaten haben alle den Osten Deutschlands als Thema
entdeckt. Es vergeht kein Tag, an dem nicht ein Artikel zur extremen
Rechten oder zu Neonazis in Ostdeutschland, speziell in Sachsen, oder
aber zur Aufarbeitung der Wendegeschichte und zu den
Ungleichheitsverhältnissen zwischen Ost- und Westdeutschland
erscheinen würde. Und das ist gut so! Es ist gut, dass seit "Chemnitz"
die im Osten weitaus stärker ausgeprägten menschenfeindlichen und
rassistischen Einstellungen analysiert und thematisiert werden. Es es
ist ebenso wichtig, nach den tieferliegenden Erklärungsmustern für den
Erfolg der extrem rechts stehenden AfD und der offenen Solidarisierung
mit Neonazis auf Chemnitz' Straßen zu suchen. Vor allem, da mit den
Kommunalwahlen parallel zur Europawahl und den Landtagswahlen in
Sachsen, Brandenburg und Thüringen im Herbst ein weiterer Machtgewinn
der AfD sicher scheint, bis hin zu einem möglichen Wahlsieg in
Sachsen. Dass das aber teils genüsslich zurücklehnend geschieht, weil
es ja "nur den demokratiefernen Osten" betrifft oder gleich zynisch
respektlos die Forderung nach dem "Wiederaufbau der Mauer" oder die
Mär vom "vergeudeten Aufbau Ost durch unseren Soli" durch die
Kommentarspalten der linken Filterbubble zirkuliert, macht mich
regelmäßig wütend. Nicht, dass ich den Frust, die depressive Stimmung
bis hin zum aufgebenden Zynismus nicht verstehen könnte. Es fühlt sich
oft an, als würde die ganze Arbeit nichts bringen, als könnten wir
nicht genug tun gegen immer mehr Nazis, AfD-Wähler und deren
politisches und behördliches Hofiert-Werden, das ganz speziell in
Sachsen immer wieder unfassbare Ausmaße erreicht.

Aber trotzdem bleibt, den Osten aufzugeben, die schlechteste Option,
die wir haben. Wir müssen weg vom Zynismus, weil der letztlich nur
eines heißt: wir akzeptieren, verloren zu haben. Es überlässt den
Rechten, den Nazis den Raum und tilgt allen Widerstand, der sich noch
regt. Ein antifaschistisches und emanzipatorisches Verständnis darf
sich diesem Zynismus nicht hingeben. Wer das "Nie wieder" ernst meint,
kann nicht nur dort dafür streiten, wo "Wir sind mehr" regelmäßig
zutrifft. Es ist ungleich härter, sich in Chemnitz, in Heidenau, in
Freiberg und Plauen den Nazis in den Weg zu stellen, als in Köln oder
Hamburg - aber es ist wahrscheinlich noch deutlich wichtiger. Und es
wird übrigens auch gemacht - oft genug in Unterzahl.

"Chemnitz" hat im vergangenen Jahr auch gezeigt, dass wir in weiten
Teilen des deutschen Südens, Westens und Nordens weiterhin einen
antifaschistischen Grundkonsens haben. Chemnitz hat auch dazu
beigetragen, dass überall in Deutschland mehr Leute gegen rechts aktiv
geworden sind, mit großer Sicherheit auch dazu, dass zehntausende in
Hamburg bei der antirassistischen Parade von Welcome United waren und
eine Viertelmillion Menschen in Berlin bei der
#unteilbar-Demonstration. Und auch in Rostock, Leipzig, Dresden und
Chemnitz und überall sonst im Osten gibt es immer mehr Menschen, die
antifaschistische und emanzipatorische Politik machen. Nur dass sie
eben nicht mehr sind, sondern oft genug weniger. Dass sie weitaus
stärker als im Westen in der Presse und von der parlamentarischen
Politik diffamiert werden. Dass ihnen finanzielle Unterstützung
entzogen wird. Dass ihnen weite Teile der Gesellschaft ignorant bis
ablehnend gegenüber stehen. Dass sie stärker kriminalisiert, von der
Polizei drangsaliert und vom sogenannten Verfassungsschutz bespitzelt
werden. Und gerade deshalb brauchen wir praktische Solidarität mit
allen, die unter diesen Umständen weiterhin aktiv sind und sich
dagegen auflehnen, den Osten abzuschreiben. Wir brauchen Angebote und
Unterstützung für diejenigen, die sich einbringen wollen. Und wir
brauchen eine kritische und reaktive Öffentlichkeit, die der Polizei
im Osten auf die Finger schaut und das Treiben von alten und neuen
Nazis in Parlamenten, in Vereinen und auf den Straßen öffentlich macht
und ihnen keine ruhige Minute gönnt. Denn was wir auch sehen, der
Druck wirkt. Behörden und Regierungspolitik in Sachsen mussten in den
letzten Monaten mehrfach deutlich zurückrudern. Dass beispielsweise
die Forderung nach Auflösung des sächsischen Verfassungsschutzes und
die Absetzung seines Chefs offen diskutiert wird, anstatt das Narrativ
des Linksextremismus unkommentiert stehen zu lassen, ist
(traurigerweise) ein Erfolg. Der Dresdner Zusammenschluss
critique'n'act (1) hat im Februar 2019 einen wichtigen Text unter der
Überschrift "Kaltland nicht aufgeben" veröffentlicht. Sie beschreiben
sehr genau in welcher Situation sie sich befinden und was an
Unterstützung, auch von außen, benötigt wird. In den Vorschlägen ist
für jede und jeden was zu finden. Solange die Leute vor Ort nicht
aufgeben, dürfen wir das erst recht nicht tun.

In den kommenden Monaten bis zu den Landtagswahlen ist viel geplant:
eine Konzert- und Marktplatztour unter dem Motto "Wann wenn nicht
jetzt", ein erneutes Klimacamp im von Abbaggerung bedrohten Dorf
Pödelwitz bei Leipzig, die Gegenproteste zum extrem rechten Tag der
deutschen Zukunft in Chemnitz, die nächste
#unteilbar-Großdemonstration in Dresden am 24. August. Das sind gute
Möglichkeiten, um sich einzubringen.


Anmerkung:

(1) http://critiquenact.blogsport.eu/


Michèle Winkler ist Referentin der Geschäftsstelle beim
Grundrechtekomitee in Köln. Siehe Interview mit ihr in
Graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019, S. 13 f.,

https://www.graswurzel.net/gwr/2019/05/handeln-wenn-andere-das-nicht-tun/
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IMI/955: Abgehoben - Startschuss für das deutsch-französische Kampfflugzeug

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2019/20 vom 28. Juni 2019

Abgehoben

Startschuss für das deutsch-französische Kampfflugzeug

von Özlem Demirel und Jürgen Wagner



Anfang Juni 2019 bewilligte der Haushaltsausschuss des Bundestages
erste Gelder für das "Future Combat Air System" (FCAS). Dabei handelt
es sich um ein Luftkampfsystem mit einem Kampfflugzeug im Zentrum,
dessen Entwicklung Mitte desselben Monats auf der Luftfahrtschau in Le
Bourget per Vertrag zwischen Deutschland, Frankreich und den später
hinzugestoßenen Spaniern endgültig auf den Weg gebracht wurde.
Problematisch sind an dem Projekt insbesondere drei Aspekte: Erstens
handelt es sich dabei um das Kernvorhaben für den Aufbau einer
deutsch-französischen dominierten "Europäischen Rüstungsunion";
zweitens machen die hohen Entwicklungskosten das Flugzeug zu einem
Risikoprojekt, sodass davon auszugehen ist, dass über Subventionen das
"unternehmerische Risiko" für die mit dem Bau beauftragten Firmen
minimiert werden wird; und drittens hängen die Realisierungschancen
des Systems entscheidend davon an, ob durch ausreichend Abnehmer eine
kritische Masse erreicht werden kann. Hierfür soll das FCAS sowohl als
europaweites Standardsystem etabliert werden, um auf dieser Basis dann
"erfolgreich" auf den Weltmarkt zu drängen - und das wiederum dürfte
es allerdings erforderlich machen, die deutschen
Rüstungsexportrichtlinien noch weiter zu verwässern.


Im Zentrum der Autonomie

Seit einiger Zeit hat sich die Europäische Union die Erreichung
"Strategischer Autonomie" als oberste Priorität auf die Fahnen
geschrieben. Dabei handelt es sich um die Fähigkeit auf politischer,
operativer und industrieller Ebene weitgehend unabhängig vom Einfluss
anderer Akteure handeln zu können.[1] Dies beinhaltet nicht zuletzt
den Aufbau einer starken rüstungsindustriellen Basis, um auch hier
nicht in Abhängigkeit von ausländischen Unternehmen zu geraten. So
hieß es bereits in der EU-Globalstrategie vom Juni 2016: "Die
europäischen Anstrengungen auf dem Gebiet der Sicherheit und der
Verteidigung sollten die EU in die Lage versetzen, autonom zu handeln
[...]. Eine tragfähige, innovative und wettbewerbsfähige europäische
Verteidigungsindustrie ist von wesentlicher Bedeutung für die
strategische Autonomie Europas und eine glaubwürdige GSVP [Gemeinsame
Sicherheits- und Verteidigungspolitik]."[2]

Als größtes Problem wird hier identifiziert, dass die Unternehmen auf
Basis rein nationaler Märkte nicht überlebensfähig seien - sie würden
schlicht nicht die erforderlichen Stückzahlen erreichen, um sich am
Markt halten zu können. Vor diesem Hintergrund drängen aktuell vor
allem Deutschland und Frankreich massiv darauf, europaweite
Beschaffungsprojekte auf den Weg zu bringen, um hierdurch eine
Bündelung ("Konsolidierung") der nationalen europäischen
Rüstungskomplexe voranzutreiben.

Neben der waffenfähigen Eurodrohne (MALE RPAS) und einem künftigen
Kampfpanzer (MCGS) ist das FCAS das dritte und wichtigste Großprojekt
in diesem Zusammenhang. Die Tragweite des Vorhabens unterstrichen
Claudia Major von der "Stiftung Wissenschaft und Politik" (SWP) und
Christian Mölling von der "Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Politik" (DGAP) mit den Worten: "Die militärische Luftfahrt ist die
Schlüsselindustrie - hinsichtlich Umsatz und Innovationsleistung.
Deutschland und Frankreich bewahren Europa mit dem Projekt die
Möglichkeit, eine eigenständige Rüstungsindustrie zu erhalten und
nicht von US-Firmen abhängig zu werden. Die Realisierung der
europäischen Autonomie rückt damit ein bisschen näher."[3]


Anschubfinanzierung

Die Geburtsstunde des FCAS schlug beim Deutsch-Französischen
Ministerrat im Juli 2017, auf dem sich beide Länder im Grundsatz auf
eine gemeinsame Entwicklung verständigten. Im Zentrum des Vorhabens
steht der Bau eines Kampfflugzeuges der sechsten Generation (mit
Tarnkappenfähigkeiten), aber zum FCAS soll noch weit mehr gehören, vor
allem unbemannte Drohnenschwärme. Nach einigem rüden Hauen und Stechen
zwischen Deutschland und Frankreich ist inzwischen auch die
Systemführung geklärt: Dassault soll beim Bau des Kampfjets an der
Spitze stehen, Airbus u.a. für die Drohnenschwärme zuständig sein (im
Gegenzug dürfte Deutschland die Führung beim Bau des Kampfpanzers
übernehmen, allerdings liefern sich beide Länder auch hier derzeit ein
heftiges Fingerhakeln). Profitieren werden auch die deutschen
Subauftragnehmer MBDA-Deutschland, Autoflug, Hensoldt, ESG, Diehl,
Rhode & Schwarz und MTU Aero Engines.

Aktuellen Planungen zufolge sollen bis 2027 die allgemeinen
Anforderungen geklärt, bis 2030 ein Demonstrator gebaut und ab da in
die Entwicklungsphase gegangen werden. Als Auslieferungsdatum für die
ersten FCAS wird das Jahr 2040 angepeilt. Was Entwicklungskosten und
insbesondere Gesamtumfang anbelangt, gehen die Angaben teils doch weit
auseinander. Bekannt ist zunächst einmal der Betrag von 65 Mio. Euro,
den Deutschland und Frankreich (wohlgemerkt: ohne Spanien) für die
Konzeptstudie bereits bereitgestellt haben - dies soll es wohl
ermöglichen sämtliche Spezifika des Fliegers im Vorhinein festlegen zu
können.

Die Finanzierung der Konzeptstudie wurde vom Haushaltsausschuss auf
Grundlage einer Vorlage des Verteidigungsministeriums abgesegnet, die
auch Aufschluss über die aktuellen Kostenprognosen gibt: "Nach einer
ersten groben Abschätzung Frankreichs beträgt der Bedarf für die
Technologiereifmachung und -demonstration bis 2030 insgesamt rund 8
Milliarden Euro", heißt es in der Vorlage.[4] Hier enden dann aber die
wenigstens halbwegs verlässlichen Schätzungen - völlig unklar ist, auf
was das Gesamtvolumen des Projektes hinauslaufen wird. Da ist etwa in
dem einen Artikel von insgesamt 100 Mrd. Euro die Rede[5], im anderen
sind es dann gleich 500 Mrd. Euro.[6]

Weil bei einem solch gigantischen Projekt allein schon die
Entwicklungskosten enorme Risiken in sich bergen, ist davon
auszugehen, dass die beteiligten Länder alles unternehmen werden, um
den beauftragten Konzernen so weit als möglich unter die Arme zu
greifen. Hierfür dürfte ab 2021 auf den "Europäischen
Verteidigungsfonds" (EVF) zurückgegriffen werden, ein Budget, das sich
bis 2027 auf insgesamt 48,6 Mrd. Euro belaufen soll (davon 13 Mrd. aus
dem EU-Haushalt, der Rest wird national zugegeben). Mit ihm soll
insbesondere die Erforschung und Entwicklung europaweiter
Rüstungsgroßprojekte im Rahmen der "Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit" (PESCO) finanziert werden. Aus diesem Grund wurde
bereits die bewaffnete Eurodrohne im November 2018 in die zweite
PESCO-Projektrunde aufgenommen, seither wird ihre Entwicklung mit 100
Mio. Euro aus einem EVF-Vorläufer finanziert (die dann noch einmal
durch nationale Beträge ergänzt werden). Deshalb ist davon auszugehen,
dass das FCAS Teil der dritten PESCO-Projektrunde werden wird, über
die Ende dieses Jahres entschieden werden soll.

Dass Deutschland, Frankreich und nun auch Spanien das Projekt also bis
zum Demonstrator über die Ziellinie bringen werden, kann somit als
relativ sicher gelten, allerdings ist das nur die erste Hürde. In der
Vorlage des Verteidigungsministeriums für den Haushaltsausschuss heißt
es etwa zu den zahlreichen Unbekannten: "Die zukünftige Kosten- und
Arbeitsverteilung ist abhängig von der Einbindung weiterer Partner im
Verlauf des Projektes. Der Finanzbedarf für die daran anschließenden
Phasen der Entwicklung, Fertigung und Nutzung ist derzeit aufgrund der
vielen unbekannten Faktoren (konkretes Systemkonzept, logistisches
Konzept, Partnernationen, Stückzahlen, Export) nicht abschätzbar."[7]


Britisch-amerikanische Torpedos

Um die Stückkosten im Rahmen zu halten, muss sich das FCAS möglichst
weitgehend als europaweites Standardsystem durchsetzen - doch da haben
Berlin und Paris die Rechnung ohne Washington und einige andere
europäische Hauptstädte gemacht. So sehen es die USA überhaupt nicht
gerne, dass ihnen eine mächtige Konkurrenz auf den Weltexportmärkten
erwachsen könnte - und auch der Verlust des bislang überaus lukrativen
EU-Marktes droht den US-Unternehmen, die dorthin allein im Zeitraum
2014 bis 2016 Kriegsgerät im Umfang von 62,9 Mrd. Dollar absetzten
konnten, während es umgekehrt gerade einmal 7,6 Mrd. waren, wie Mitte
Juni 2019 ein Papier des EU-eigenen "Institute für Strategic Studies"
vorrechnete.[8]

Diese Sorge führte Mitte Mai 2019 zu einem Brandbrief zweier
US-Verteidigungsstaatsekretärinnen, die für den Fall einer Abschottung
des EU-Rüstungsmarktes Sanktionen androhten. Bei Spiegel Online hieß
es dazu: "Das Schreiben an Federica Mogherini ist nicht weniger als
eine neue US-Kampfansage gegen die EU. Auf vier eng bedruckten Seiten
kritisieren die beiden Rüstungs-Staatssekretärinnen Ellen Lord und
Andrea Thompson zwei zentrale Projekte der EU - die Abmachungen für
mehr Kooperation bei der Verteidigung und den milliardenschweren Fonds
zur Entwicklung von EU-Rüstungsprojekten. [...] Konkret moniert
Washington, dass US-Firmen von den geförderten Entwicklungsprojekten
durch 'Giftpillen' in den entsprechenden Verträgen ausgeschlossen
seien. [...] Die Heftigkeit des Briefs hat viele Diplomaten bei der EU
überrascht. Zwar kannte man die Vorbehalte gegen den Versuch, sich im
Rüstungsbereich unabhängiger zu machen. Nun aber droht Washington mit
Strafmaßnahmen, wenn die EU nicht einlenkt."[9]

Ob Washington tatsächlich so weit gehen wird, darf zwar bezweifelt
werden, schon jetzt wird aber massiv versucht, die eigene F-35 gegen
das FCAS in Stellung zu bringen. Aussichtsreich ist dieses Unterfangen
in all den Ländern, in denen sich die Begeisterung, vor den Karren
einer deutsch-französisch dominierten Rüstungsunion gespannt zu
werden, in Grenzen hält - Polen etwa orderte im Mai 2019 bis 2026
insgesamt 32 F-35-Kampfflugzeuge von den USA.

Neben Spanien sollten außerdem wohl auch weitere Kooperationspartner
ins FCAS-Boot geholt werden - über den Erfolg dieser Bemühungen heißt
es allerdings in der Konzeptstudien-Vorlage des
Verteidigungsministeriums Schweden, Italien und Großbritannien "waren
bisher für eine Zusammenarbeit nicht zu gewinnen."[10] Das ist
besonders bei Italien und Großbritannien auch nicht weiter
verwunderlich: Im Mai 2018 kündigte nämlich Großbritannien an, als
Nachfolger des "Eurofighter Typhoon" mit dem "Tempest" ebenfalls ein
Kampfflugzeug der sechsten Generation bauen zu wollen. Die
italienische Firma Leonardo ist neben britischen Firmen ebenfalls am
Bau beteiligt, was darauf hindeutet, dass Rom sich gegen FCAS
entscheiden könnte.

Jedenfalls argumentierte das "Instituto Affari Internazionali" (IAI),
die führende Denkfabrik des Landes, unlängst, Italien solle sich
zunächst voll in Tempest einbringen, anstatt sich auf die absehbare
Rolle als FCAS-Juniorpartner reduzieren zu lassen. Erst später, aus
einer Position der Stärke heraus, solle erwogen werden, Tempest und
FCAS zu verschmelzen, um so dem selbsternannten deutsch-französischen
Führungsduo Zugeständnisse abringen zu können.[11] Wie London zu
dieser Überlegung steht ist unklar, auf deutsch-französischer Seite
dürfte man dafür aber offen sein. Zumindest deuten aktuelle
Überlegungen, PESCO-Projekte auch für "Außenstehende" zu öffnen,
sofern sich ihre Beteiligung positiv auf die europäische Rüstungsbasis
auswirkt, in diese Richtung, öffnet dies doch die Option,
US-Unternehmen weitgehend außen vor zu halten, die Briten bei Bedarf
aber zu integrieren.

Während man so also versucht, eine tragfähige europäische FCAS-Basis
zusammenzuzimmern, muss gleichzeitig noch eine weitere Kuh vom Eis -
die deutschen Rüstungsexportrichtlinien.


Ohne Exporte, kein Kampfflugzeug

Eine der wichtigsten Vorarbeiten für den "Europäischen
Verteidigungsfonds" war der Anfang 2016 veröffentlichte Bericht "The
case for an EU-funded defence R&T programme". Erstellt wurde er von
einer von EU-Industriekommissarin Elżbieta Bieńkowska handverlesenen
"hochrangigen Gruppe", die vornehmlich aus Industrielobbyisten
bestand, und die wenig überraschend zu dem Ergebnis gelangte, ein
solches Budget sei die halbe Miete für eine starke
rüstungsindustrielle Basis. Ohne einen zweiten Aspekt, so schon damals
eine der zentralen Schlussfolgerungen des Berichts, sei das Überleben
der Branche aber kaum zu gewährleisten: "Die Steigerung der Exporte
trägt wesentlich dazu bei, die kritische Masse europäischer
Rüstungsunternehmen zu erhalten. [...] Ohne Exporte würden viele
EU-Unternehmen [...] ums Überleben kämpfen."[12]

Seither wird immer vehementer betont, die - scheinbar - allzu
restriktiven deutschen Exportrichtlinien würden die Rüstungsindustrie
im Allgemeinen, besonders aber die Realisierung der geplanten
deutsch-französischen Großprojekte gefährden. Im März 2019 etwa lud
die "Bundesakademie für Sicherheitspolitik" (BAKS) die französische
Botschafterin Anne-Marie Descôtes ein, diese "Tatsache" der deutschen
strategischen Gemeinschaft in einem BAKS-Arbeitspapier [13a] ins
Stammbuch zu schreiben: "Der europäische Markt allein reicht nicht
aus, um die großen deutsch-französischen und europäischen
Ausrüstungsvorhaben wirtschaftlich tragfähig zu machen, wie den neuen
deutsch-französischen Kampfpanzer oder die nächste Generation von
Kampfflugzeugen."[13]

Ins selbe Horn blies hierzulande auch Tom Enders, bis kürzlich noch
Chef der FCAS-Profiteure von Airbus und inzwischen neuer DGAP-Chef:
"Das ist die Gretchenfrage für die Zukunft der europäischen
Rüstungsindustrie: Ohne die Fähigkeit zum Export werden Großprogramme -
 wie etwa das europäische Luftkampfsystem FCAS - nicht die Stückzahlen
erreichen, um zu wettbewerbsfähigen Kosten zu produzieren."[14]

Eine "Lösung" des Problems ist auf zwei Arten denkbar: Einmal wird
derzeit darüber nachgedacht, das Schmidt-Debré-Abkommen aus dem Jahr
1972 wiederzubeleben, wodurch es jedem an einem EU-Rüstungsgroßprojekt
beteiligten Staat dann möglich wäre, gemäß seiner lokalen
Ausfuhrbestimmungen zu exportieren. Dass es dazu kommen wird, kann als
relativ sicher gelten, schließlich soll Deutschland dies in einem
Zusatzabkommen zum "Aachener-Vertrag" am 14. Januar 2019 bereits
zugesichert haben: "Die Parteien werden sich nicht gegen einen
Transfer oder Export in Drittländer stellen", heißt es in dem
Dokument.[15]

Für den ganz großen Coup wird aber mit Überschriften wie "Deutschland
darf sich nicht isolieren" (Deutschlandfunk) oder "Europa braucht
endlich gemeinsame Regeln für Waffenverkäufe" (Handelsblatt) geworben.
Dabei geht es darum, sich mit den europäischen Partnern auf den
kleinsten gemeinsamen Nenner in Sachen Waffenexporte zu einigen. Auch
die neue CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer stimmte in den Chor mit
ein, es bedürfe europäischer Rüstungsexportrichtlinien, die könnten
dann aber "nicht so strikt wie die deutschen Vorschriften sein".[16]
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zu müssen. Das Gegenteil strategischer Autonomie wäre ein Status als
Empfänger von Regeln und strategischen Entscheidungen, die Dritte -
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Eine gekürzte Fassung dieses Artikels wird in Ausgabe 5/2019 des
Friedensforums erscheinen.

https://www.friedenskooperative.de/friedensforum/ausgaben

Der Artikel kann als PDF-Datei heruntergeladen werden unter:

https://www.imi-online.de/download/IMI-Analyse2019-20-FCAS.pdf
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VORWÄRTS/1481: Manche werden schwanger - andere nicht

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 19/20 vom 14. Juni 2019

Manche werden schwanger - andere nicht

von Sabine Hunziker



Bisher wurde in Frauen und Männer eingeteilt. Antje Schrupp hat ein
Modell entworfen, bei dem der Begriff "Schwangerwerdenkönnen" zentral
ist. Die Unterteilung wird so gemacht: Es gibt Menschen, die schwanger
und solche, die nicht schwanger werden können.


Das Buch kommt erst im August raus, doch die deutsche
Politikwissenschaftlerin, Journalistin und Bloggerin Antje Schrupp war
im Mai im Politforum im Käfigturm und verriet vorab etwas über den
Inhalt. Bekannt wurde die Feministin vor allem aus dem Grund, weil sie
eine ungewohnte Perspektive auf die Dinge hat. Aktuell beschäftigt sie
sich mit dem Thema Mutter- und Schwangerschaft. Das Wort
"Schwangerwerdenkönnen" bezeichnet, was sonst mehrere Wörter hat. In
der Analyse der herkömmlichen Geschlechterdifferenz steht die
Beziehung zwischen Mann und Frau. Was wäre, wenn man neue
Unterscheidungspunkte wie "Schwangerwerdenkönnen" suchen würde? Es
gibt zahlreiche Frauen*, die aus unterschiedlichen Gründen nie
schwanger werden. Auch ist es nicht ausgeschlossen, dass Männer*
Kinder gebären können. Dies kann beispielsweise im Fall sein, wenn ein
Transmann sich entschliesst, seinen Geburtskörper nicht zu verändern,
um seine Gebärfähigkeit zu erhalten. Die Idee für diese neuen
Kategorien kamen Antje Schrupp 2013 bei einer Tagung, als unter
anderem Feminist*innen vom afrikanischen Kontinent Initiationsriten
als wichtig fürs Frau*sein auflisteten. Sie nahmen bei einem Workshop
Binden und Tampons zur Illustration ihrer Beiträge mit. Im Lauf der
Tagung wurde das Thema Schwangerschaft immer wichtiger.

Für Antje Schrupp war dieser Zusammenhang von Frau* und
Schwangerschaft etwas ungewohnt und sie begann, sich näher mit dieser
Verbindung zu beschäftigen. Ihr Fazit nach Recherche und Lesearbeit:
Schwanger werden können nicht alle Frauen*. Der Zusammenhang von
Frau*sein und Schwangerschaft ist immer ein Potential, dass
ausgeschöpft werden kann oder auch nicht. Dieses Potential ist nur
rückwirkend feststellbar und eine Gebärmutter keine Garantie dafür.
Gründe für eine "Nicht-Schwangerschaft" können vielseitig sein.
Beispielsweise verhindern Krankheiten Schwangerschaften oder eine
Frau* entschliesst sich aktiv dazu, keine Kinder zu haben.


Ambivalentes Verhältnis zum Thema

Es gibt also Menschen, die schwanger werden und solche, die es nicht
können. Es lässt sich zwar schon bei der Geburt eines Kindes mit einer
gewissen Wahrscheinlichkeit vorhersagen, ob es einmal zu der einen
oder der anderen Sorte gehören wird. Eine absolute Sicherheit dafür
gibt es aber nicht. Warum ist das Thema rund um die Schwangerschaft
bei Frauen* so wichtig? Schwangerschaft hat nicht nur in anderen
Kulturen eine grosse Bedeutung, sondern auch bei uns, so meinte Antje
Schrupp. Nicht unbedingt logisch, weil doch Frauen* die meiste Zeit
nicht schwanger sind. Heute haben Familien normalerweise bis zu vier
Kinder. Im Vergleich dazu hatte man früher oft mehr Kinder. Die
Schwangerschaft selber ist jetzt weniger riskant und es gibt ein
geringeres Gefahrenrisiko. Beispielsweise in Regionen auf dem
afrikanischen Kontinent gibt es noch eine grosse Sterblichkeitsrate,
weil Komplikationen auftreten und zum Beispiel mangels Ressourcen
nicht geholfen werden kann.

Unsere Frauen*bewegung hat das Thema Schwangerschaft oft
ausgeklammert. In Europa haben Feminist*innen ein ambivalentes
Verhältnis zum Thema Schwangerschaft. Einerseits denken Frauen*, dass
eine zu intensive Thematisierung die Ungleichheit zwischen den
Geschlechtern bestätigen könnte. Die Schwangerschaft ist tatsächlich
der grösste Unterscheidungspunkt zwischen Mann* und Frau*. Auch die
Angst vor Mütterlichkeitsdiskursen und der damit verbundenen
reaktionären Geschichte hält europäische Feminist*innen davon ab, das
Thema mehr als nötig zu bearbeiten. Schwangerschaft kann zur
Identifikation von Frauen* gebraucht werden. Allerdings ergibt sich
damit auch immer die Möglichkeit, Frauen* gesellschaftlich
auszuschliessen oder zu entmündigen. Zwar gibt es im Bereich Arbeit
Schutzbestimmungen und Kündigungsschutz, aber praktisch herrscht ein
Graubereich vor, in dem Schwangere oder Mütter* auch benachteiligt
werden können. Nach dem Motto "Frauen sind ungeeignet wegen
Mutterschaft" sind Frauen* bereits vor ihrer Schwangerschaft unter
"Generalverdacht" und erhalten bestimmte Arbeitsstellen nicht, weil
sie ja einmal wegen Mutterschaft ausfallen könnten. Dass nicht alle
Frauen* sich für die Mutterschaft entscheiden oder Kinder gebären
können, wird hier schlichtweg vergessen.


Körpertatsache Schwangerschaft

Binäre Systeme, um zwischen Menschen zu unterscheiden, gehören nach
Antje Schrupp zu einem männlichen Universalismus. Körperliche
Unterschiede sind zwar da und die Geschlechtszuweisung aufgrund der
Genitalien funktioniert relativ gut. Es gibt keine sichere 100%-Quote,
aber es lassen sich Kategorien erstellen. Hier in diesem Feld, wo
Menschen aufgrund Genitalien voneinander unterschieden werden, hat
Antje Schrupp weitergedacht. Es gibt verschiedene Merkmale oder
Hinweise zur Unterscheidung. Eine erste Ebene sind die Genitalien,
dann kommen Chromosomen und Hormone dazu und schlussendlich der
Uterus. Man sieht von aussen nicht, ob eine funktionierende
Gebärmutter da ist. So unsicher dies von hier zu beurteilen ist, ob
jemand das Potential zum "Schwangerwerdenkönnen" hat, so trügerisch
ist die Unterscheidung er Menschen nach Genitalien. Beispielsweise
gibt es Menschen, die eine Vagina haben, jedoch keine Frauen* sind und
so ein anderes soziales Geschlecht leben. Hier gibt es auch viele
mögliche Zwischenformen von Identitäten. Nur der Uterus mit seinem
Potential ist Tatsache. Es gibt keine ähnliche Form dazu oder ein
Organ, dass diese Eigenschaft haben kann.

Schwangerschaft ist für die Menschheit sehr elementar und wichtig, sie
findet sich aber im Katalog des herkömmlichen binären Systems nicht.
Antje Schrupp hat nun selber ein System entworfen, in dem diese
Kategorie Unterscheidungsmerkmal ist. Vielleicht wird damit auch das
seltsame Verhältnis zur Schwangerschaft bei uns aufgebrochen.
Scheinbar haben wir bezüglich "schwanger werden" wie bei der Planung
alles im Griff. Es gibt aber im Alltag oft eine Differenz zwischen
"wollen" und "können". Sorgt man sich bei Mädchen, wenn sie das erste
Mal in ein gemischtes Zeltlager gehen, angstvoll darum, dass sie nicht
schwanger werden, so gibt es ab einem bestimmten Zeitpunkt
gesellschaftlichen Druck für die, die noch nicht schwanger geworden
sind.


Komplexität heute gestiegen

Früher sagte man, dass der Mann zeugt und die Frau ein Kind bekommt.
In Wahrheit erfolgt die Zeugung egalitärer, denn Mann* und Frau* haben
Geschlechtsverkehr und wenn sie Glück haben, gibt es eine Befruchtung.
Diese Situation ändert sich aber später radikal, denn normalerweise
ist nur die Frau* schwanger und gebärt das Kind. Aus diesem Grund ist
das Kind der passenden Mutter in Form einer biologischen Tatsache
zuzuordnen. Der Vater konnte lange Zeit nur dank seiner sozialen
Position eruiert werden. Es war eine Art "freiwillige Übernahme" der
Funktion durch Adoption oder Heirat. Mann und Frau als heteronormative
Kategorien heirateten und es gab Kinder, die man grosszog. So wurden
auch "Konflikte" privatisiert. "Die Differenzen wurden als Paar
gelöst", so sagte Antje Schrupp. Erst mit dem sog. "Vaterschaftstest"
konnte endgültig Gewissheit über die Verwandtschaft erlangt werden. So
stieg auch das "Zugriffsrecht" der Männer* auf die Kinder.

Momentan gibt es dank den Tests eine neue Diskussion. Wie viele andere
Themen rund um die Familie sind auch DNA-Tests genauso wie neue
Familienformen, das Recht auf Abtreibung oder das Recht auf
Befruchtung ein Politikfeld. Unklarheiten und damit Schwierigkeiten
haben sich potenziert. Männer*paare haben andere Bedürfnisse und
Rechte als Frauen*paare oder Heteropaare. Es gibt politischen
Regelungsbedarf für Probleme, die nicht alle betreffen. Es muss eine
neue Vision geschaffen werden, in dem die Gesellschaft für alle Kinder
zuständig ist. Menschen dürfen, müssen aber nicht gebären und es
entstehen soziale Elternschaften. Die Rechte des Vaters*, so wie wir
sie heute kennen, sind im utopischen Entwurf von Antje Schrupp
sekundär. Durch die Stärkung der Rechte des Vaters im Patriarchat
passiert viel Ungleichheit. "Ich muss mir doch nicht notieren, mit wem
ich ins Bett gehe" meinte sie lachend, "damit klar ist, wer Vater
ist".


Mutterschaft als soziale Rolle

Biologie und Geschlecht soll vollständig getrennt werden. Es gibt
heute viele neue Familienformen. Auch die Mutter*schaft wird sich
ändern. Beispielsweise sind heute transsexuelle Menschen nicht mehr
verpflichtet, eine (vollständige) Geschlechtsumwandlung vorzunehmen.
Es können also durchaus auch Männer* Kinder gebären. So muss die
gesamte reproduktiven Arbeit neu gedacht werden. Mutter ist zwar die
Person, die ein Kind gebärt. Schwanger werden ist ein biologischer
Prozess. Antje Schrupp empfiehlt, dass mit der Trennung der
Nabelschnur dieses biologische Verhältnis in ein soziales Verhältnis
umgewandelt wird. Die biologische Mutter kann sich für eine
Mutterschaft entscheiden. Es braucht aber auch weitere Menschen
(Co-Eltern), die sich bei der Erziehung der Kinder beteiligen.
Normalerweise entscheidet der Mensch mit Uterus, wer im Leben des
Kindes eine Rolle spielt. Der freie Wille hierfür ist wichtig. Das
heisst, Eltern entscheiden sich aktiv dazu und die Beziehung wird
entbiologisiert.

Die "Nachfrage", um Kinder zu bekommen, ist heute gross. Vielleicht
ist es bald möglich, sich einen Uterus transplantieren zu lassen?
Vielleicht wird die Frauen*bewegung neben ihren Forderungen rund um
das Recht auf Abtreibung, das Recht auf "Schwangerschaft" fordern?
Diese Fragen zeigen, das sich hier vieles im Umbruch befindet. Die
Unterteilung in Menschen, die schwanger werden und solche, die das
nicht können, ist also sinnvoll. Vor allem auch, weil dies kein
starres System ist. Niemand kann immer schwanger werden. Die
Schwangeren sind es nicht andauernd und niemand kann vorhersagen, ob
sich sein Potential für Reproduktion ausschöpfen lässt.
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FEATURE/1275: Deutschlandfunk - Die schießenden Tanten vom Schwarzen Meer, 5.7.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Die schießenden Tanten vom Schwarzen Meer

Ein Portrait der türkischen Schwestern Egü und Ere

Von Oya Erdoğan

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 5. Juli 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die deutsch-türkische Künstlerin Oya Erdoğan reist in die Heimat
ihrer Vorfahren im Nordosten der Türkei und wird unerwartet herzlich
aufgenommen. Inmitten einer traditionellen, muslimisch geprägten
Gesellschaftsform gelingt es ihr, Einlass in die Gefühls- und
Innenwelten der Frauen zu erhalten, die Außenstehenden für gewöhnlich
unzugänglich bleiben. Sie begleitet ihre zwei Tanten Egü und Ere
während der Zeit der Haselnussernte und hört dabei deren Alltags- und
Lebensgeschichten. In ihrer Kraft und Poesie vermitteln sie ein neues,
ungekanntes Bild türkisch-muslimischer Frauen: Mit sprühendem Witz,
lauten Pistolen, dichten und singen sie aus dem Stegreif, verfassen
Klagelieder und sprechen noch das Pontische, die alte Sprache der
Schwarzmeergriechen, die im Begriff ist auszusterben. Ein Einblick in
eine Türkei, wie man sie so sonst nicht kennt.

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1956: Deutschlandfunk Kultur - "NOBODY.GIVES.A.MOSQUITO'S.ASS.ABOUT.US. - DFUNK ACT I", 4.7.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

NOBODY.GIVES.A.MOSQUITO'S.ASS.ABOUT.US. - DFUNK ACT I

Von Nástio Mosquito

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Donnerstag, 4. Juli 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Nástio Mosquito bringt seine Aussagen gern auf den Punkt: Der Dichter,
Künstler und Musiker verwandelt Satzzeichen in Rhythmen von
bedrängender Intensität. Er baut Räume aus Zeichen, Worten und
Klängen, die eine physische Erfahrung hervorrufen. Sein Hörstück zeigt
die Reise eines gefallenen Predigers, ehemaligen Politikers und
aufgefrischten Narren, der sich die Welt zu eigen macht. Sprache wird
zum Werkzeug der (Selbst-)Ermächtigung und Solidarität.

 * 
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HÖRSPIEL/1955: WDR 3/WDR 5 - "Ich heirate ein Fahrrad" von Aleksandar Obrenovic, 5./6.7.2019 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

EY, JUGO!

Ich heirate ein Fahrrad

Von Aleksandar Obrenovic

Mit Gert Baltus, Elisabeth Trissenaar, Wolfgang Condrus, Hans Peter
Korff u.a.

Übersetzung aus dem Serbischen: Mirjana und Klaus Wittmann

Technische Realisation: Jonas Bergler

Regie: Hans Gerd Krogmann

Produktion: WDR 2000

Hörspiel | 5. Juli 2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Krimi am Samstag | 6. Juli 2019, 17.04 - 18.00 Uhr | WDR 5



Auf einer Vortragsreise werden die Erlebnisse und Begegnungen des
Lehrers Stefan Novakovic immer bizarrer. Die Grenzen zwischen Wahn und
Wirklichkeit verschwimmen.

Um sein bescheidenes Monatsgehalt aufzubessern, hält Stefan Novakovic
pädagogische Vorträge. Auf seinen Reisen lernt er sonderbare Menschen
kennen und erlebt merkwürdige Dinge. Der Lehrer erzählt in allen
Einzelheiten von einer stürmischen Nacht, in der er das Zimmer der
billigen Absteige mit einem geschwätzigen Handlungsreisenden teilen
musste. Stefan Novakovics Halluzinationen und Albträume, in denen sich
die Vorkommnisse und Gespräche des Vortags auf absurde Weise
miteinander vermischen, sowie eine unheimliche Unruhe, die seinen
kleinen Zeh während dieser Nacht befällt, künden von einer
unheilvollen Persönlichkeitsveränderung. Ist sein stummer Zuhörer der
Erzählung am Ende gar nicht gefolgt?

1999 steigt die NATO in den Kosovokrieg ein. Eine humanitäre
Intervention? Jugoslawien zerfällt, doch die Konflikte bleiben. Auch
20 Jahre danach. Vom 30. Juni bis 6. Juli untersucht das WDR 3
Hörspiel die Kerben, die der Krieg hinterlassen hat - und die Aussicht
für die Balkanregion und Europa.

Das Hörspiel steht bis 5. Juli 2020 zum Download zur Verfügung.

Redaktion: Thomas Leutzbach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14. Juni 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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MELDUNG/1922: Deutschlandfunk Kultur - Das Gehen in der Literatur, 5.7.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Aufbruch und Abkehr

Das Gehen in der Literatur

Von Stefan Berkholz

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 5. Juli 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Aufbruch aus dem alten Trott, nach Krankheiten oder Lebenskrisen, das
kann ein Beweggrund sein, um das Gehen in der Natur wieder zu
entdecken. Ein anderer: die Abkehr von einer Zivilisation, die immer
hektischer und anonymer wird. Dahinter steckt der Traum, unterwegs ein
anderer Mensch zu werden und die Gewissheit, dass der lärmende
Überfluss nicht das Maß aller Dinge sein kann. Selbstfindung also. Der
Vergänglichkeit trotzen, Freiheit erlangen, Ängste überwinden. Für
Schriftsteller ist das Gehen eine ideale Ergänzung zum Sitzen am
Schreibtisch. Und so machen sie sich immer wieder Gedanken über die
natürliche Fortbewegung des Menschen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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ARBEITSMEDIZIN/490: Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz - Änderungen der Liste gesundheitsschädlicher Stoffe (idw)

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 01.07.2019

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz: FG-Senatskommission legt MAK- und BAT-Werte-Liste 2019 vor

Übergabe an Bundesarbeitsminister durch DFG / 69 Änderungen und
Neuaufnahmen / Neuer MAK-Wert für Trikresylphosphate



Die Ständige Senatskommission zur Prüfung gesundheitsschädlicher
Arbeitsstoffe der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) hat die 55.
MAK- und BAT-Werte-Liste vorgelegt. Die Liste wurde jetzt an den Bundesminister
für Arbeit und Soziales übergeben; sie enthält 69 Änderungen und
Neuaufnahmen und ist in gedruckter Form wie auch digital im Open Access
verfügbar. Sie ist Teil der wissenschaftlichen Politikberatung, die sich
die DFG in ihrer Satzung zur Aufgabe gemacht hat.

In der aktuellen Liste legte die Kommission eine neue Maximale
Arbeitsplatz-Konzentration (MAK-Wert) für Trikresylphosphate fest. Diese
werden häufig als Flammschutzmittel, Weichmacher oder auch in
Schmiermitteln verwendet. Die Kommission folgt bei der Bewertung
arbeitsstoffrelevanter Chemikalien ihrem Grundsatz, unterschiedlichste
Aspekte einzubeziehen. So reagierte sie durch die Festlegung eines
Biologischen Arbeitsstoff-Referenzwertes (BAR) für das Halbmetall Antimon
auf die Besorgnis von Polizeibeamten über eine erhöhte Antimonbelastung.
Antimon wird unter anderem als Zusatzstoff in Sprengstoffzündern und
Munition eingesetzt, sodass es beim Schießtraining als Teil der
Munitionsdämpfe und -stäube freigesetzt wird. Der jetzt festgelegte BAR
beschreibt die Hintergrundexposition beruflich nicht exponierter Personen
und erlaubt damit abzuschätzen, in welchem Ausmaß Personen dem Stoff im
Beruf ausgesetzt sind.

Um eine hohe wissenschaftliche Qualität der Prüfung gesundheitsschädlicher
Arbeitsstoffe zu gewährleisten, aktualisiert die Kommission zudem
regelmäßig ihre Vorgehensweisen. So erarbeitete sie neue Kriterien für die
Bewertung der Eigenschaften von Substanzen, die allergische Reaktionen der
Haut hervorrufen, auf der Basis neuer In-vitro-Testmethoden. Dies war
notwendig, da die bislang durchgeführten Tierversuche zur Sensibilisierung
über die Haut für Kosmetika seit März 2013 verboten sind. Darüber hinaus
verfasste die Kommission Kriterien zur Überprüfung von Stoffen auch in
Bezug auf Biologische Arbeitsstoff-Toleranzwerte (BAT-Werte) für
Schwangere. Bislang wurden Stoffe nur in Bezug zum MAK-Wert auf eine
Gefährdung während der Schwangerschaft hin überprüft und nicht
hinsichtlich der Konzentration eines Arbeitsstoffes im Körper -
beispielsweise im Blut oder Urin - einer Beschäftigten.

Die MAK- und BAT-Werte-Liste enthält neben den namensgebenden MAK-Werten -
den Stoffmengen, die als Gas, Dampf oder Aerosol in der Luft am
Arbeitsplatz langfristig keinen Schaden verursachen - Angaben darüber, ob
Arbeitsstoffe Krebs erzeugen, Keimzellen oder in der Schwangerschaft das
werdende Kind schädigen, Haut oder Atemwege sensibilisieren oder in
toxischen Mengen über die Haut aufgenommen werden können. Sie weist
außerdem die Konzentration eines Stoffes im Körper aus, der ein Mensch
sein Arbeitsleben lang ausgesetzt sein kann, ohne gesundheitlichen Schaden
zu nehmen (BAT-Werte). Außerdem stellt sie Biologische Leit-Werte (BLW)
sowie Arbeitsstoff-Referenzwerte (BAR) auf. Zu allen überprüften Stoffen
liegen jeweils ausführliche wissenschaftliche Begründungen vor, die die
Entscheidungsprozesse der Kommission transparent darlegen. Die Vorschläge
für Änderungen und Neuaufnahmen stehen bis zum 31. Dezember 2019 zur
Diskussion. Bis dahin können dem Kommissionssekretariat neue Daten oder
wissenschaftliche Kommentare vorgelegt werden.

Insgesamt legte die Kommission für neun Stoffe den MAK-Wert neu fest, bei
sieben Stoffen änderte sie den Wert, bei zwei Stoffen bestätigte sie ihn
nach eingehender Prüfung der neueren Literatur. Neu ist auch die
Einstufung von fünf Stoffen in die Kanzerogenitäts-Kategorie 4, für die
die Kommission MAK-Werte festgelegt hat, die, wenn sie eingehalten werden,
vor der Entstehung eines Tumors schützen. Dazu gehört die beispielsweise
zur Wasserenthärtung eingesetzte Nitrilotriessigsäure und ihre
Natriumsalze sowie das zur Herstellung von Kunststoffen verwendete
Vinylacetat. Alle Stoffe mit einem MAK-Wert wurden zudem auf die
Begrenzung von kurzzeitigen Expositionsspitzen und auf eine Gefährdung
während der Schwangerschaft hin überprüft.

Alle in der Liste genannten Stoffe prüfte die Kommission auch auf ihre
atemwegs- und hautsensibilisierenden Eigenschaften, bei Cyanurchlorid
wurde neu auf die hautsensibilisierende Wirkung hingewiesen. Fünf Stoffe
erhielten erstmalig den Warnhinweis, dass auch die Aufnahme durch die Haut
neben der Inhalation wesentlich zur Gefährdung der Gesundheit beitragen
kann, bei sechs weiteren Stoffen wurde dieser Hinweis beibehalten. Im Teil
"BAT-Werte, BLW, EKA und BAR" nahmen die Expertinnen und Experten 15
Änderungen und Neuaufnahmen vor. Dabei änderten sie beispielsweise den
BAT-Wert für N,N-Dimethylacetamid und 1,4-Dioxan und leiteten neue
BAR-Referenzwerte für Acrylnitril, Bisphenol S und 1,4-Dichlorbenzol ab.

Die digitale Fassung der MAK- und BAT-Werte-Liste steht in deutscher,
englischer und spanischer Sprache zur Verfügung. Damit trägt die
Kommission auch auf internationaler Ebene zur Weiterentwicklung und zum
aktiven Arbeitsschutz bei.

Weiterführende Informationen

Eine detaillierte Liste mit allen Neuaufnahmen und Änderungen der MAK- und
BAT-Werte-Liste, den Zugang zu den Open-Access-Publikationen der MAK
Collection sowie weitere Informationen über die Arbeit der
Senatskommission finden Sie unter:

www.dfg.de/mak


Informationen rund um den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz finden Sie im
DFG-Magazin im Internet unter:

www.dfg.de/dfg_magazin/forschungspolitik/gesundheitsschutz_arbeitsplatz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution306

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DERMATOLOGIE/749: Hautlymphome - Dem Zelltod doppelt auf die Sprünge helfen (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 01.07.2019

Hautlymphome: Dem Zelltod doppelt auf die Sprünge helfen



Beim Sézary-Syndrom, einem bösartigen Hautlymphom, haben die Krebszellen
"verlernt" auf Signale zu reagieren, die den Zelltod Apoptose einleiten.
Neue Therapien zielen daher darauf ab, in den Krebszellen die Fähigkeit
zum Zelltod wiederherzustellen. Dabei erwies sich nun eine Kombination von
Wirkstoffen, die an zwei verschiedenen Stellschrauben der komplexen
Regulation des Zelltods ansetzen, als besonders wirksam. Dies zeigten
Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum und der
Universitätsmedizin Mannheim nun in präklinischen Experimenten an Mäusen
sowie an isolierten Patientenzellen.

Kutane T-Zell-Lymphome bilden sich aus entarteten T-Zellen des
Immunsystems, die sich vorwiegend in der Haut ansiedeln. Eine besondere
Form dieser Erkrankung ist das Sézary-Syndrom, für das es bisher keine
Heilungsmöglichkeiten gibt. Bei dieser Erkrankung werden die entarteten
Zellen nicht nur in der Haut, sondern auch im Blut gefunden. Von dort aus
können sie auch andere Organe befallen.

Krebsforscher wissen, dass die Bösartigkeit des Sézary-Syndroms in erster
Linie darauf beruht, dass die Krebszellen nicht mehr auf Signale
reagieren, die den programmierten Zelltod Apoptose auslösen. "Bei der
Entwicklung neuer therapeutischer Ansätze versuchen wir daher, in den
entarteten Zellen die Fähigkeit zum Zelltod wiederherzustellen", erklärt
Jan Nicolay, der an der Klinik für Dermatologie, Venerologie und
Allergologie der Universitätsmedizin Mannheim Patienten versorgt und am
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) forscht. Einen solchen Wirkstoff
erproben Nicolay und Kollegen in der Hautklinik der Universitätsmedizin
Mannheim und an fünf weiteren Kliniken in Deutschland bereits in einer
klinischen Studie: Das Medikament Dimethylfumarat (DMF) schaltet in den
Sézary-Zellen einen wichtigen Überlebensfaktor aus und treibt sie dadurch
in die Apoptose. Diesen Therapieansatz hat Nicolay ursprünglich zusammen
mit Karsten Gülow und Peter Krammer am DKFZ entwickelt.

Noch wirksamer ließen sich die Sézary-Zellen möglicherweise mit einer
Kombination von Medikamenten bekämpfen, die an zwei verschiedenen,
unabhängigen Stellen in die Regulation der Apoptose eingreifen, war nun
die Überlegung von Nicolay und Kollegen. Zusätzlich zum DMF erprobten sie
nun erstmals beim Sézary-Syndrom den Wirkstoff ABT-199, der das
antiapoptotische Protein Bcl-2 hemmt. Die Forscher konnten zeigen, dass
ABT-199 T-Zellen von Sézary-Patienten in den Zelltod treibt, T-Zellen
gesunder Spender dagegen kaum beeinträchtigt.

Die Forscher testeten die Kombination von DMF und ABT-199 daraufhin
zunächst an Sézary-Zellen in der Kulturschale. Die Kombination beider
Substanzen wirkte synergistisch, das heißt, sie löste deutlich stärker
Zelltod aus als eine ABT-199 Monotherapie allein.

Gemeinsam mit Karin Müller-Decker vom DKFZ untersuchten die Forscher nun
Mäuse, denen Sézary-Zellen übertragen worden waren. Die Behandlung dieser
Tiere mit der Wirkstoff-Kombination war effektiver als die ABT-199
Monotherapie. Bei der Analyse der Tumoren der behandelten Mäuse entdeckten
die Forscher, dass das Wirkstoff-Duo die Krebszellen sowohl in die Apotose
treibt als überraschenderweise auch die Zellteilung aufhält. Dies lässt
sich dadurch erklären, dass die durch die Medikamente gehemmten Signalwege
auch Zellteilung und Wachstum beeinflussen können.

"In den Zellen des Sézary-Lymphoms ist ein wichtiger Überlebensfaktor,
NFkappaB, dauerhaft aktiviert, das macht sie resistent gegen Apoptose. An
dieser Stelle greift DMF ein. ABT-199 dagegen wirkt auf ganz andere
Stellschrauben bei der komplexen Regulation des Zelltods. Daher verstärken
sich die beiden Medikamente in ihrer Wirkung", erklärt Nicolay. Der
Mediziner möchte daher die präklinischen Ergebnisse möglichst rasch in
einer klinischen Studie überprüfen.


Originalpublikation:

Tabea C. Froehlich, Karin Müller-Decker, Jana D. Braun, Thomas Albrecht,
Anne Schroeder, Karsten Gülow, Sergij Goerdt, Peter H. Krammer, Jan P.
Nicolay: Combined inhibition of Bcl-2 and NFκB synergistically induces
specific cell death and limits xenograft mouse tumor growth in CTCL.
Blood 2019

DOI: 10.1182/blood.2019001545

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 01.07.2019
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ONKOLOGIE/2005: Patienten mit kleinzelligem Lungenkrebs können durch Operation Lebenszeit gewinnen (Thieme)

Thieme Verlag - FZMedNews - 27. Juni 2019

Patienten mit kleinzelligem Lungenkrebs können durch Operation Lebenszeit gewinnen



fzm, Stuttgart, Juni 2019 - In Europa sterben zwei von zehn
Krebspatienten an Lungenkrebs. Auch weltweit zählt Lungenkrebs zu den
häufigsten krebsbedingten Todesursachen. Die Überlebensrate ist
niedrig. Patienten, die an kleinzelligem Lungenkrebs in den Stadien
IA-IIIB erkrankt sind, können von einer Behandlung profitieren, in der
unterschiedliche Behandlungsansätze miteinander kombiniert werden. Zu
diesem Ergebnis kommen Dr. Barbara Christine Weckler, Dr. Natalie
Baldes und Professor Joachim Schirren. In ihrer Studie, die kürzlich
in "The Thoracic and Cardiovascular Surgeon" (Thieme Publishers, New
York) veröffentlicht wurde, untersuchen sie, welchen Einfluss es auf
die Überlebensrate hat, wenn Patienten zusätzlich zu Chemo- und
Strahlentherapie operiert werden.

Derzeit erhalten Patienten mit kleinzelligem Lungenkarzinom in den
Stadien IA-IIIB oft vier bis sechs Zyklen kombinierte Strahlen- und
Chemotherapie. Die durchschnittliche Überlebenszeit nach der
Behandlung liegt bei 19 bis 23 Monaten. Fünf Jahre nach der Behandlung
leben noch 16 bis 26 Prozent der Patienten. Wie sinnvoll Operationen
als Teil einer multimodalen Behandlung sind, bei der unterschiedliche
Behandlungsansätze miteinander kombiniert werden, wird kontrovers
diskutiert. Während einige frühere Studien zeigten, dass die Patienten
nach multimodaler Behandlung einschließlich Operation länger
überlebten, konnten andere Studien nicht belegen, dass eine Operation
sich positiv auf die Überlebensdauer auswirkt.

In einer retrospektiven Studie untersuchten die Autoren die Daten von
47 Patienten mit kleinzelligem Lungenkarzinom in den Stadien IA-IIIB,
die zwischen Januar 1999 und August 2016 multimodal behandelt wurden.
Die Behandlung umfasste sowohl eine Operation zur Entfernung des
Tumors und betroffener Lymphknoten als auch Strahlen- und
Chemotherapie. Die Patienten überlebten durchschnittlich 56 Monate.
Nach fünf Jahren waren noch 46 Prozent der Patienten am Leben. Das
Team identifizierte die vollständige Entfernung des Tumors als den
einzigen Faktor, der das Überleben verlängert. Es kam zu dem Schluss,
dass Patienten mit kleinzelligem Lungenkarzinom in den Stadien IA-IIIB
von einer multimodalen Behandlung, die eine Operation einschließt,
profitieren und länger überleben.


Dr. Barbara Christine Weckler, Dr. Natalie Baldes, Prof. Joachim
Schirren: 

Survival following Multimodality Treatment Including Surgery for Stage
IA-IIIB Small-Cell Lung Cancer

The Thoracic and Cardiovascular Surgeon 2019; 67(04): 291-298.

ZusätzlicheQuellen:

 European Respiratory Society: European Lung White Book

https://www.erswhitebook.org/chapters/lung-cancer/

 * 

Quelle:

FZMedNews - 27. Juni 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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DIAGNOSTIK/603: Auf Erstdiagnose von "Dr. Google" folgt Zweitmeinung vom Hausarzt (Thieme)

Thieme Verlag - FZMedNews - 27. Juni 2019

Auf Erstdiagnose von "Dr. Google" folgt Zweitmeinung vom Hausarzt



fzm, Stuttgart, Juni 2019 - Immer mehr Menschen googeln ihre Symptome,
bevor sie zum Arzt gehen. Hausärzte berichten in einer Umfrage in der
Fachzeitschrift "DMW Deutsche Medizinische Wochenschrift" (Georg
Thieme Verlag, Stuttgart. 2019), dass die Internet-Recherche oft zu
falschen Erwartungen führe. Auch verunsichere die Online-Suche
Patienten mehr als dass sie ihnen nütze, so die Mediziner. Im
schlimmsten Fall kann die übermäßige Recherche von Krankheitssymptomen
im Internet Angstzustände auslösen. Experten sprechen dann in
Anlehnung an die Hypochondrie von einer "Cyberchondrie". Die
Behandlung der Betroffenen stellt für den behandelnden Arzt eine
besondere Herausforderung dar.

Das Internet hat das Verhältnis zwischen Arzt und Patient verändert.
Zu diesem Ergebnis kommt auch Dr. phil. Julian Wangler. Der
Sozialforscher arbeitet am Zentrum für Allgemeinmedizin und Geriatrie
der Universitätsmedizin Mainz. Er hat über 800 Hausärzte in Südhessen
dazu befragt, ob und wie häufig Patienten in der Sprechstunde
Erstdiagnosen aus dem Internet thematisieren. Zwei Drittel der
Mediziner gaben an, dass sie häufig damit konfrontiert würden.
Patienten kämen bereits mit Informationen zu den Symptomen ihrer
möglichen Erkrankung in die Praxis und hätten sich bereits über
Therapien Gedanken gemacht.

Online-Suche verunsichert mehr als dass sie hilft

Die Ärzte hatten den Eindruck, dass die Patienten durch die vorherige
Internet-Suche eher verwirrt oder verunsichert werden (84 Prozent) und
nervöser und ängstlicher wirken (74 Prozent). Dass die Patienten gut
informiert sind und daher den Arzt besser verstehen (29 Prozent) oder
bei Beschwerden rechtzeitiger in die Praxis kommen (16 Prozent), ist
nach Einschätzung der Allgemeinmediziner seltener der Fall. Nur sechs
Prozent der Ärzte gaben an, dass die Patienten sich nach einer
Internet-Recherche sicherer fühlten und nur vier Prozent der Mediziner
erklärten, dass sie dann vernünftiger handeln.

Patienten tendieren zur Selbstmedikation

62 Prozent der Hausärzte beklagten, dass die Patienten mit falschen
Erwartungen in die Praxis kämen. 46 Prozent vermuten, dass ihre
Diagnose zuhause via Internet überprüft werde. Insgesamt 41 Prozent
der Mediziner befürchten, dass das Internet die Patienten dazu bewege,
andere als die verordneten Medikamente einzunehmen. 39 Prozent
mutmaßen, dass die verordneten Medikamente infolgedessen nicht
eingenommen werden.

Internet-Recherche erhöht Gesprächsbedarf

Darüber hinaus zeigt die Umfrage, dass eine Internet-Recherche den
Gesprächsbedarf seitens der Patienten erhöht: 74 Prozent der Ärzte
sagten, dass die Patienten mehr Fragen stellen würden, 64 Prozent
sahen sich zunehmender Kritik gegenüber, 32 Prozent empfanden die
Patienten als konfliktbereiter.

Patienten mit psychosomatischen Erkrankungen googlen besonders
oft

Wer aber sind typischerweise die Patienten, die ihre Arztbesuche
online vor- und nachbereiten? Nach Aussage der Mediziner sind es vor
allem Menschen unter 60 Jahren (82 Prozent) mit einem höheren
Bildungsniveau (32 Prozent). 42 Prozent erklärten, dass viele
Patienten mit psychosomatischen Erkrankungen, nach Gründen für ihre
Beschwerden im Internet suchen. Diese befürchten aufgrund ihrer
Online-Recherchen, dass sie eine schlimme Erkrankung haben, obwohl aus
ärztlicher Sicht keine Hinweise darauf bestehen.

"Cyberchonder" verlieren das Vertrauen in ihren Arzt

Dr. Wangler spricht in Anlehnung an die Hypochondrie des eingebildeten
Kranken von einer "Cyberchondrie". Die Betroffenen suchen sehr viel
häufiger als andere im Internet nach eigenen Symptomen und
Beschwerden. Gleichzeitig bewerten sie die Qualität von
Online-Gesundheitsangeboten insgesamt als hoch und haben eine höhere
Affinität zur Selbstmedikation. Ist der Unterschied zwischen den
Therapievorschlägen des Arztes und den Aussagen im Internet zu groß,
verlieren die Betroffenen das Vertrauen in ihren Arzt. Etwa jeder
fünfte Arzt gab in der Umfrage an, die Behandlung infolgedessen
beendet zu haben. Dr. Wangler rät Hausärzten in jedem Fall, die
Online-Informationssuche aktiv im Patientengespräch zu thematisieren.
Nur so könnten mögliche negative Auswirkungen auf das
Arzt-Patient-Verhältnis vorgebeugt werden. Darüber hinaus regt er an,
bereits bei der Anamnese abzufragen, inwieweit sich Patienten bereits
online informiert haben.


J. Wangler und M. Jansky:

Internetassoziierte Gesundheitsängste in der hausärztlichen
Versorgung - Ergebnisse einer Befragung unter Allgemeinmedizinern und
hausärztlich tätigen Internisten in Hessen

DMW Deutsche Medizinische Wochenschrift 2019; online erschienen am
1.3.2019

 * 

Quelle:

FZMedNews - 27. Juni 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart

Telefon: 0711-8931-319, Fax: 0711-8931-167

Internet: www.thieme.de/presseservice/fzmednews/
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Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie - 01.07.2019

Pharmakonutrition - Modernes Drug Design für Funktionsstudien



Antonella Di Pizio und Maik Behrens vom Leibniz-Institut für
Lebensmittel-Systembiologie an der TU München haben im Rahmen eines
deutsch-israelischen Forschungsprojektes gemeinsam mit ihren Kooperationspartnern
erstmals hochwirksame Aktivatoren für den Bitterrezeptor TAS2R14
entwickelt. Die neuen Substanzen dienen dazu, die noch unbekannten
physiologischen Funktionen des Rezeptors zu erforschen, z.B. in der
menschlichen Immunabwehr.

Das Wissenschaftlerteam publizierte seine Ergebnisse in der
Fachzeitschrift Cellular and Molecular Life Sciences (Di Pizio et al.,
2019

DOI: 10.1007/s00018-019-03194-2).

Bitter(geschmacks)rezeptor mit Gesundheitseffekt?

Erst seit etwa 15 Jahren ist bekannt, dass Menschen Bitteres mit Hilfe von
25 verschiedenen Rezeptorvarianten detektieren. Der TAS2R14 ist einer von
ihnen. Im Gegensatz zu den meisten anderen Bitterrezeptoren, erkennt er
eine große Bandbreite von Bitterstoffen. Neben sekundären
Pflanzeninhaltsstoffen wie Koffein zählen auch Arzneistoffe zu seinen
Aktivatoren. Der Bitterrezeptor ist aber nicht nur für die
Geschmackswahrnehmung relevant. Aktuelle Befunde weisen darauf hin, dass
er noch weitere physiologische Funktionen erfüllt, die für unsere
Gesundheit bedeutsam sind. So findet er sich auf Lungen- und Hodenzellen
und spielt eine Rolle bei der angeborenen Immunabwehr.

Alter Arzneistoff als Basis für modernes Drug Design

Um die vielfältigen Funktionen des TAS2R14 in den verschiedenen Organen
und Geweben gezielt untersuchen zu können, sind u.a. hochwirksame
(potente) Aktivatoren des Rezeptors notwendig. Mit Hilfe eines
Struktur-basierten, computergestützten Modelling-Ansatzes ist es dem
deutsch-israelischen Wissenschaftlerteam nun erstmals gelungen, drei solcher
hochpotenten Substanzen zu synthetisieren. Ausgangssubstanz für das Drug
Design war der Arzneistoff Flufenaminsäure. Der altbekannte Wirkstoff
zählt zu den nicht-steroidalen Antirheumatika und ist in Muskel- und
Gelenksalben enthalten. Er wirkt entzündungshemmend und schmerzstillend
indem er Enzyme blockiert, welche die Ausschüttung von Prostaglandinen
fördern.

"Wir haben uns für diesen Wirkstoff als Basis für unsere Untersuchungen
entschieden, da er den Rezeptor bereits in geringsten Konzentrationen
stimuliert. Das heißt, etwa acht millionstel Gramm des Stoffs pro Liter
reichen hierfür bereits aus", erklärt Bioinformatikerin und Erstautorin
Antonella Di Pizio. Die neuen Derivate seien extrem potente Aktivatoren,
wirksamer als der bekannte Arzneistoff und sollen künftig als Werkzeug bei
Funktionsstudien zum Einsatz kommen, so die Forscherin weiter.

Neues Forschungsgebiet "Pharmakonutrition" mit systembiologischem Ansatz

"Aufgrund der vielen neuen Befunde, begreifen wir heute Bitterstoffe nicht
mehr nur als rein geschmacksgebende, sondern auch als medizinisch wirksame
Nahrungskomponenten", sagt Molekularbiologe Maik Behrens. "Ebenso sind
heute Bitterrezeptoren nicht mehr nur als Sensoren zu sehen, die uns vor
dem Verschlucken potentiell giftiger Substanzen warnen." Die Zusammenhänge
zwischen Bitterstoffen, Bitterrezeptoren und dem menschlichen Organismus
zu erforschen, erfordere einen neuen, weitgreifenden systembiologischen
Ansatz, so der Biologe weiter. Das Leibniz-Institut verfolgt diesen, indem
es molekulare Grundlagenforschung mit neuesten Methoden der Bioinformatik
und Hochdurchsatztechnologien kombiniert.


Originalpublikation:

Di Pizio A, Waterloo LAW, Brox R, Löber S, Weikert D, Behrens M, Gmeiner
P, Niv MY (2019) Cellular and Molecular Life Sciences, 

DOI: 10.1007/s00018-019-03194-2. Rational design of agonists for bitter taste
receptor TAS2R14: from modeling to bench and back


Hintergrundinformationen:

Lesen Sie auch die Pressemitteilung: Bitterrezeptor liefert Basis für die
Entwicklung neuartiger Arzneimittel-Tests

https://www.leibniz-lsb.de/presse-oeffentlichkeit/pressemitteilungen/pm-200718-pressemitteilung-behrens-tas2r14/

Zugehörige Originalpublikation: 

Reengineering the ligand sensitivity of
the broadly tuned human bitter taste receptor TAS2R14. Nowak S, Di Pizio
A, Levit A, Niv MY, Meyerhof W, Behrens M. Biochim Biophys Acta. 2018 Jul
12. pii: S0304-4165(18)30200-9.

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0304416518302009

https://doi.org/10.1016/j.bbagen.2018.07.009

Ergänzende Literatur:

Probing the binding pocket of the broadly tuned human bitter taste
receptor TAS2R14 by chemical modification of cognate agonists. Karaman R,
Nowak S, Di Pizio A, Kitaneh H, Abu-Jaish A, Meyerhof W, Niv MY, Behrens
M. Chem Biol Drug Des. 2016 Jul; 88(1):66-75. 

doi: 10.1111/cbdd.12734.

The bitter pill: clinical drugs that activate the human bitter taste
receptor TAS2R14. Levit A, Nowak S, Peters M, Wiener A, Meyerhof W,
Behrens M, Niv MY. FASEB J. 2014 Mar; 28(3):1181-97. 

doi: 10.1096/fj.13-242594.


Das Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie an der Technischen
Universität München (Leibniz-LSB@TUM) besitzt ein neues, einzigartiges
Forschungsprofil. Seine Wissenschaftler kombinieren Methoden der
biomolekularen Grundlagenforschung mit Analysemethoden der Bioinformatik
und analytischen Hochleistungstechnologien. Ihr Ziel ist es, die komplexen
Inhaltsstoffprofile von Rohstoffen bis hin zu den finalen
Lebensmittelprodukten zu entschlüsseln und deren Funktion als biologische
Wirkmoleküle auf den Menschen aufzuklären. Basierend auf ihrer Forschung
entwickelte Produkte sollen dazu beitragen, die Bevölkerung auch in
Zukunft nachhaltig und ausreichend mit gesundheitsfördernden,
wohlschmeckenden Lebensmitteln zu versorgen. Darüber hinaus sollen die neu
gewonnenen wissenschaftlichen Erkenntnisse dazu dienen, personalisierte
Ernährungskonzepte zu entwickeln, die zum Beispiel Menschen mit einer
Nahrungsmittelunverträglichkeit helfen, ohne dass die Lebensqualität
eingeschränkt und die Gesundheit gefährdet ist.

Das Leibniz-LSB@TUM ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, die 95
selbständige Forschungseinrichtungen verbindet. Ihre Ausrichtung reicht
von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-,
Raum- und Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften.
Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch
relevanten Fragen. Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte
Forschung, auch in den übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind
oder unterhalten wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten
forschungsbasierte Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt
Schwerpunkte im Wissenstransfer, vor allem mit den
Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und informiert Politik, Wissenschaft,
Wirtschaft und Öffentlichkeit. Leibniz-Einrichtungen pflegen enge
Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. in Form der
Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen Partnern im In-
und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und unabhängigen
Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen Bedeutung fördern
Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. Die
Leibniz-Institute beschäftigen rund 20.000 Personen, darunter 10.00
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat der Institute
liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-lsb.de/presse-oeffentlichkeit/pressemitteilungen/pm-20190701-pressemitteilung-pharmakonutrition/ Pressemitteilung auf der Seite des Leibniz-LSB@TUM

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2252

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie - 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 01.07.2019

Tierversuche: Die Alternative aus der Kulturschale



Bis ein Medikament auf den Markt kommt, vergehen Jahre, werden hohe
Millionenbeträge ausgegeben und finden viele Tierversuche statt.
Fehlschläge während der Entwicklung sind keine Seltenheit. Der häufigste
Grund: Die Substanzen sind giftig für die Leber. Um das Risiko besser zu
bewerten und die Zahl der Tierversuche zu reduzieren, wird an Testsystemen
in der Kulturschale geforscht. In einer aktuellen Studie des
Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung mit einem internationalen Team wird eine
Methode vorgestellt, mit der in der Zellkultur das Risiko einer Substanz
eingeschätzt werden kann, die Leber zu schädigen.

Entgiftungszentrale und größtes Stoffwechselorgan: Die Leber übernimmt im
Körper überlebenswichtige Aufgaben. Medikamente können das Organ
schädigen. Diese Leberschäden sind die häufigste Ursache dafür, dass
Studien mit Arzneimittelkandidaten abgebrochen und zugelassene Medikamente
vom Markt genommen oder angepasst werden müssen. Zwar werden Medikamente
zunächst in zahlreichen Tierversuchen getestet - doch ist es schwierig,
das Risiko von Leberschäden für den Menschen in allen Fällen korrekt
vorherzusagen. Testsysteme aus menschlichen Leberzellen in der
Kulturschale (in vitro) könnten eine Alternative zu Tierversuchen in der
toxikologischen Risikobewertung sein.

Allerdings können Forschende mit den bislang entwickelten Zellsystemen
nicht immer treffsicher bestimmen, ob eine Substanz für den Menschen
lebertoxisch oder harmlos ist. Bisher kann zudem in der Kulturschale nur
gemessen werden, welche Konzentrationen einer Substanz die Zellen
schädigt. Wissen möchte man aber, welche Menge ein Mensch zu sich nehmen
kann, ohne dass es zu giftigen Wirkungen kommt, beziehungsweise ab welcher
Dosis es gefährlich wird. Ein internationales Team unter Beteiligung des
Leibniz-Instituts für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) hat nun
eine Methode entwickelt, mit der die Leistungsfähigkeit von
in-vitro-Testsystemen verbessert werden kann.

Messbare Anhaltspunkte für Optimierung des Testsystems

Um Testsysteme zu optimieren, kann an unterschiedlichen Stellschrauben
gedreht werden. Denn es werden zahlreiche Parameter in der Zellkultur
erfasst, zum Beispiel ob wichtige Funktionen gestört sind, wie die
Produktion von Proteinen. Bislang konnte aber nicht zuverlässig beurteilt
werden, welche Parameter in Zellsystemen am besten geeignet sind, um die
Situation im Organismus abzubilden. Um das zu ändern, werden in der
aktuellen Forschungsarbeit geeignete Maßzahlen vorgeschlagen: Mithilfe
dieser mathematischen Methoden kann u.a. berechnet werden, welche der
zahlreichen Parameter die beste Unterscheidung von lebertoxischen und
nicht-toxischen Substanzen ermöglichen.

Die Forschenden untersuchten zunächst 28 Trainingssubstanzen mittels im
Labor kultivierten, menschlichen Leberzellen. Dabei war bekannt, ob die
jeweilige Substanz für den Menschen lebertoxisch wirkt oder nicht, sowie
bei welcher Dosis das Risiko einer Leberschädigung besteht. Die neuen
mathematischen Methoden gaben Hinweise, wie eine Unterscheidung toxischer
und nicht-toxischer Substanzen am zuverlässigsten gelingt. "Es zeigte sich
beispielsweise, dass eine Inkubationszeit der Substanz auf die Zellen von
48 Stunden die besten Ergebnisse ermöglichte und dass nur bestimmte Gene
für eine Beurteilung hilfreich waren", erklärt Wiebke Albrecht,
Studienautorin und IfADo-Doktorandin.

Mit diesem Wissen wurde das Testsystem optimiert: 

Alle lebertoxischen Substanzen wurden anschließend richtig erkannt. Bei zwei nicht toxischen
Substanzen gab das System hingegen falschen Alarm. "Nach dieser
Optimierungsphase haben wir weitere Stoffe getestet, alle wurden richtig
eingestuft. Um herauszufinden, wie zuverlässig das System wirklich
funktioniert, müssen wir noch mehr Substanzen untersuchen", so Albrecht.

Das langfristige Ziel: 

Substanzen, die bereits in der Zellkultur bei
beabsichtigten Therapiedosen toxisch wirken, würden vor einer weiteren
Medikamentenentwicklung ausgeschlossen und müssten somit nicht mehr am
Tier getestet werden.

Maschinelles Lernen unterstützt bei Datenverarbeitung

Mit dem Testsystem konnten die Forschenden zudem für eine ihnen unbekannte
Substanz bestimmen, welche Menge der Mensch täglich ohne erkennbares
Gesundheitsrisiko aufnehmen kann. Ein Computerprogramm half aus der
niedrigsten, in der Zellkultur toxischen Konzentration sowohl die Dosis,
die oral aufgenommen beim Menschen Schaden anrichten werden, als auch die
für Menschen verträgliche Aufnahmemenge zu berechnen. Dabei
berücksichtigte das Programm, wie der menschliche Organismus eine Substanz
verarbeitet.

"Wir sind mit unserem in-vitro-System auf ähnliche Aufnahmemengen
gekommen, die bisher nur auf Basis von aufwendigen Fütterungsstudien an
Tieren gewonnen werden", sagt IfADo-Studienautor Tim Brecklinghaus.
"Allerdings müssen wir viele weitere Substanzen untersuchen, um zu
verstehen, wie exakt die neue Methode ist."

An der aktuellen Publikation sind 47 internationale Forschende sowie
Vertreterinnen und Vertreter von Bundesbehörden und Unternehmen unter
Federführung der Technischen Universität Dortmund und des IfADo beteiligt
gewesen. Die Studie wurde im Journal "Archives of Toxicology"
veröffentlicht. Unterstützt wurde die Forschungsarbeit durch die
EU-Projekte "EUToxRisk" und "TransQST", den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (CP16/00097) sowie verschiedene, vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung geförderte Projekte ("StemCellNet", "LiSyM",
"LivSysTransfer", "InnoSysTox" (auch EU-gefördert)).

Arzneimittelinduzierte Leberschädigung:

Unter dem Begriff "Arzneimittelinduzierte Leberschäden" werden alle durch
frei verkäufliche oder rezeptpflichtige Medikamente verursachten
Schädigungen der Leber zusammengefasst. Das Spektrum reicht von leichten
und reversiblen bis hin zu tödlichen Schädigungen. Bislang sind mehr als
1000 Medikamente bekannt, die potenziell giftig für das Organ sind.
Schätzungsweise eine von 10.000 bis 100.000 Personen ist jährlich
betroffen. Arzneimittelinduzierte Leberschäden sind die häufigste Ursache
eines akuten Leberversagens in Industrienationen.

Das Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) -
unter Rechtsträgerschaft der Forschungsgesellschaft für Arbeitsphysiologie
und Arbeitsschutz e.V. - erforscht die Potenziale und Risiken moderner
Arbeit auf lebens- und verhaltenswissenschaftlicher Grundlage. Aus den
Ergebnissen werden Prinzipien der leistungs- und gesundheitsförderlichen
Gestaltung der Arbeitswelt abgeleitet. Zu diesem Zweck beschäftigt das
IfADo rund 220 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Das Institut finanziert
sich aus einer institutionellen Förderung von Bund und Land sowie aus
Drittmitteln (2018 insgesamt ca. 14 Mio. Euro). Das IfADo ist Mitglied der
Leibniz-Gemeinschaft, die 95 selbstständige Einrichtungen umfasst.


Originalpublikation:

Albrecht, W., Kappenberg, F., Brecklinghaus, T. et al.: Prediction of
human drug-induced liver injury (DILI) in relation to oral doses and blood
concentration. Arch Toxicol (2019). 

doi: 10.1007/s00204-019-02492-9 (Open Access)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs00204-019-02492-9 

(Zum Paper)

http://av-media.vu.nl/mediasite/Play/edd072bf01c94fe6adc7279ed0604ea61d 

(Video of a talk at "10th Symposium of the Section of Pharmaceutical Toxicology of the Dutch Society of Toxicology (NVT)" (11th April 2019, Amsterdam))

https://www.ifado.de/blog/2019/07/01/tierversuche-alternative-aus-kulturschale/ 


(IfADo-Pressemitteilung)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution670

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 01.07.2019
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ALfA LebensForum Nr. 130 - 2. Quartal 2019

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Bioethik-Splitter 

BGH: Weiterleben kann nie als Schaden angesehen werden



Karlsruhe/Bonn (ALfA). Ärzte müssen keinen Schadensersatz
leisten, wenn sie einen Patienten durch künstliche Ernährung länger
als medizinisch sinnvoll am Leben erhalten. Es verbiete sich generell,
ein Weiterleben als Schaden anzusehen, urteilte der 6. Zivilsenat des
Bundesgerichtshofs (BGH) in Karlsruhe und wies eine Klage auf
Schmerzensgeld und Kostenersatz im Namen eines verstorbenen
Demenzkranken ab (Az.: VI ZR 13/18).

Geklagt hatte ein in den USA lebender Mann, dessen dementer Vater bis
zum Tod jahrelang ohne jede Aussicht auf Besserung über eine
Magensonde ernährt wurde. Der Vater war 2011 im Alter von 82 Jahren in
Bayern verstorben. Der Sohn und Alleinerbe wollte in dem Legen der
Magensonde einen Behandlungsfehler erkennen und verklagte den Hausarzt
auf Schadensersatz für gezahlte Behandlungs- und Pflegekosten in Höhe
von mehr als 52.000 Euro sowie auf 100.000 Euro Schmerzensgeld. Der
Verstorbene hatte keine Patientenverfügung erstellt.

Die Vorsitzende BHG-Richterin Vera von Pentz erklärte, es könne
dahinstehen, ob der Arzt Pflichten verletzt habe. »Das Urteil über den
Wert eines Lebens steht keinem Dritten zu.« Es fehle deshalb schon an
einem immateriellen Schaden, der Schmerzensgeldansprüche auslösen
könnte.

Der Sprecher der Deutsche Bischofskonferenz, Matthias Kopp, begrüßte
das Urteil. »Es entspricht unserem christlichen Menschenbild, dass das
menschliche Leben, egal in welcher Verfassung, egal, ob es schwach,
krank oder verlassen ist, niemals als Schaden angesehen werden kann.
Insofern können wir es nur begrüßen, dass der Bundesgerichtshof dies
in dem konkreten Fall auch noch einmal für unsere Rechtsordnung
festgestellt hat«, zitiert die Katholische Nachrichtenagentur KNA
Kopp.

 * 

Quelle:

LEBENSFORUM Ausgabe Nr. 130, 2. Quartal 2019, S. 14

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Herausgeber: Aktion Lebensrecht für Alle e.V.

Verlag: Ottmarsgäßchen 8, 86152 Augsburg

Tel: 0821/51 20 31, Fax: 0821/15 64 07

E-Mail: info@alfa-ev.de

Internet: www.alfa-ev.de
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Securvital 3/2019 - Juli-September

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Arzneimittel für Kinder

Wie viel Medizin tut gut?

von Norbert Schnorbach



Wenn Kinder krank sind, brauchen sie viel Zuwendung und bei Bedarf
die richtige Medizin. Allerdings gibt es dabei viele Fragen und große
Unklarheiten.


Es gibt eine alte Faustregel: Wenn eine Tablette für Erwachsene
die richtige Menge ist, dann eine halbe für Kinder. Doch vor dieser
schlichten Rechnung warnen die Ärzte. Sie ist meistens falsch und
mitunter gefährlich. Denn Kinder sind keine kleinen Erwachsenen, die
man einfach als halbe Portion behandeln kann. Der kindliche Körper
reagiert auf viele Wirkstoffe sensibler als Erwachsene. Je nach
Lebensalter funktioniert der Stoffwechsel anders, die Organe
entwickeln sich unterschiedlich. Säuglinge nehmen Salbenwirkstoffe
über die Haut viel schneller auf als Erwachsene. Bei Kleinkindern
reagieren Magen und Nieren anders auf Arzneimittelwirkstoffe. Bei
Jugendlichen ändert sich der Hormonhaushalt. Deshalb brauchen Kinder
und Heranwachsende je nach Lebensalter und Beschwerden eine gezielte
Dosierung und manchmal auch ganz andere Medikamente als Erwachsene.

Doch in der ärztlichen Praxis und in der medizinischen Forschung gibt
es große Unklarheiten. Das betrifft nicht nur die Dosierung, sondern
die grundsätzlichere Frage, ob Wirkstoffe überhaupt für Kinder in
bestimmten Altersstufen geeignet sind.

Unzureichende Studien

"Viele Arzneimittel, die bei Kindern eingesetzt werden, sind nicht
ausreichend an Kindern geprüft und deshalb auch nicht für sie
zugelassen", kritisiert Professor Berthold Koletzko, Vorsitzender der
Stiftung Kindergesundheit. Nach Angaben der Stiftung sind Kinder- und
Jugendärzte häufig auf Arzneimitteln angewiesen, die bisher nur an
Erwachsenen getestet wurden. "Eine fatale Situation", meint Koletzko.

Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
bestätigt die Problematik. Wegen der unzureichenden
Arzneimittelprüfungen sei den Ärzten in vielen Fällen nicht bekannt,
welches "die geeignete, das heißt die zugleich wirksame und sichere
Dosierung" für Kinder sei. In der Vergangenheit waren Pharmahersteller
nicht zu Kinderstudien verpflichtet. Erst seit 2007 gilt eine
europaweite Regelung zur Verbesserung der Medikamentensicherheit.
Seither sind die Produzenten verpflichtet, neue Arzneimittel vor der
Zulassung auf ihre Unbedenklichkeit und Wirksamkeit auch bei Kindern
zu überprüfen. Das hat Fortschritte gebracht, aber die Entwicklung von
Medikamenten orientiert sich weiterhin an Erwachsenen. Kinder sind,
was die Arzneimittelsicherheit angeht, "immer noch Stiefkinder der
Medizin", meint die Stiftung Kindergesundheit.

Dilemma für die Ärzte

Dass großer Nachholbedarf besteht, gibt die pharmazeutische Industrie
zu. "Schätzungen zufolge sind mehr als 50 Prozent der Arzneimittel,
die bei Kindern eingesetzt werden, nicht an ihnen erprobt", räumt der
Verband Forschender Arzneimittelhersteller (vfa) ein. Bei der
Behandlung von schweren Krankheiten stehen die Ärzte dann vor einem
Dilemma, wenn die zur Verfügung stehenden Medikamente und ihre
Dosierung nur für Erwachsene geprüft und zugelassen sind. Das ist in
den Krankenhäusern häufig der Fall.

In der täglichen Praxis haben viele Kinderärzte noch ein anderes
Anliegen an die Eltern. Nicht bei jedem harmlosen Krankheitszeichen
ist es notwendig, gleich mit pharmazeutischen Mitteln wie Antibiotika
zu arbeiten. Das sieht auch die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BZgA) so: "Oft ist es gar nicht ratsam, sofort auf
Medikamente zurückzugreifen, zum Beispiel bei jedem Fieber gleich
Fieberzäpfchen zu verabreichen." Manche Beschwerden ließen sich oft
schon durch liebevolle Zuwendung und einfache Hausmittel wie Wärme,
Massage und Kräutertees lindern.


Beschwerden lindern 

Bei leichten Erkrankungen können bewährte Hausmittel die Beschwerden
wirkungsvoll lindern. Sie können die Selbstheilungskräfte des Kindes
stärken und die Genesung unterstützen. Einfache Infekte heilen bei
Kindern oft auch ohne pharmazeutische Produkte. Sprechen Sie mit dem
Kinderarzt darüber.

Einige Beispiele für hilfreiche Maßnahmen:


	Zwiebelwickel bei Ohrenschmerzen

	Inhalation mit Kochsalzlösung bei Erkältungen

	Gurgeln mit Kamille oder Salbeitee bei Halsschmerzen

	Wadenwickel bei leichtem Fieber

	Entspannungsübungen bei Kopfschmerzen

	Geriebener Apfel bei Durchfall

	Bauchmassage und Fencheltee bei Bauchschmerzen



 * 
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KLASSIK/10224: Eisenach - Wartburgkonzert am 6. Juli mit Cellistin Bettina Hammerschmidt

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 01.07.2019

Die Wiederentdeckung des Eisenachers Johann Wilhelm Hertel

Wartburgkonzert am 6. Juli um 19.30 Uhr mit Cellistin Bettina
Hammerschmidt und dem Ensemble Merseburger Hofmusik



Das dritte Wartburgkonzert der Saison 2019 macht am 6. Juli
um 19.30 Uhr Eisenacher Musikgeschichte lebendig:

Die deutsch-schweizerische Cellistin Bettina Hammerschmidt und das
Ensemble Merseburger Hofmusik interpretieren Werke von Johann Wilhelm
Hertel und Georg Philipp Telemann. Hertel wurde 1727 in Eisenach
geboren, Telemann eroberte die Wartburgstadt Anfang des 18.
Jahrhunderts mit seinen vielseitigen und experimentierfreudigen
Werken. Eröffnet wird das Konzert mit Georg Philipp Telemanns
Ouvertüre e-Moll aus der "Tafelmusik", von Johann Wilhelm Hertel sind
Konzerte und Sinfonien für ganz unterschiedliche Instrumente zu hören.

Auch die Besetzung des Konzerts verspricht regionales Kolorit. Die in
der Schweiz lebende und arbeitende Cellistin Bettina Hammerschmidt
wurde in Halle/Saale geboren und ist der Region noch immer als
Mitglied des Ensembles Merseburger Hofmusik verbunden. Hammerschmidt
hat sich seit vielen Jahren der historischen barocken Praxis
verschrieben. Die 1998 gegründete Merseburger Hofmusik hat sich mit
ihren Aufführungen von Barockmusik aus dem mitteldeutschen Raum auf
historischen Instrumenten seit vielen Jahren einen exzellenten Ruf
erarbeitet. Geleitet wird das Ensemble durch den Leipziger
Gewandhausorganisten Michael Schönheit, einen gebürtigen Saalfelder.

Die von Deutschlandfunk Kultur zusammen mit der Wartburgstiftung
veranstalteten Wartburgkonzerte gehören nicht nur zu den
renommiertesten Radio-Konzertreihen der Welt, in Deutschland sind sie
auch die älteste. Schon seit über 60 Jahren sind sie eine Institution
in der deutschen Radio- und Konzertlandschaft. Das erste Konzert wurde
1958 vom Deutschlandsender (DDR) veranstaltet. Das 396.
Wartburgkonzert wird von mehreren internationalen Rundfunkanstalten
übernommen. Deutschlandfunk Kultur sendet die Aufzeichnung am 21. Juli
ab 20.03 Uhr in seinem bundesweiten Programm.

Kartenverkauf: Wartburg-Stiftung, Besucherservice Telefon 0 36 91. 25
02 02, www.wartburg.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AUSLAND/9113: Aus aller Welt - 03.07.2019 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9113: Aus aller Welt - 03.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



David Sassoli ist neuer Präsident des Europaparlaments

Der italienische Sozialdemokrat David-Maria Sassoli ist neuer
Präsident des Europäischen Parlaments. Im zweiten Wahldurchgang
setzte sich der ehemalige Fernsehjournalist aus Florenz am Mittwoch
in Straßburg mit einer absoluten Mehrheit von 345 der gültig
abgegebenen 667 Stimmen gegen seine drei Mitbewerber durch. Er wird
Nachfolger des italienischen Christdemokraten Antonio Tajani, der mit
stehenden Ovationen verabschiedet wurde. Sassoli gilt als scharfer
Kritiker der populistischen Regierung Italiens.

3. Juli 2019
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Bauarbeiter entdecken menschliche Knochen

Auf einer Großbaustelle im nordrhein-westfälischen Hagen haben
Arbeiter Teile eines menschlichen Skeletts freigelegt. Laut
Polizeiangaben befanden sich an den Knochen auch Reste von
Kleidungsstücken. Einen Schädel fanden die Ermittler nicht. Die
sterblichen Überreste wurden der Rechtsmedizin übergeben. Bereits
2016 hatten Bauarbeiter ebenfalls in der Nähe des Bahnhofs einen
menschlichen Schädel entdeckt, der einem Mann zugeordnet werden
konnte, der mutmaßlich durch Gewalteinwirkung verstorben war. Ob ein
Zusammenhang zwischen den beiden Knochenfunden besteht, sollen die
weiteren Ermittlungen zeigen.
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Hubschrauber-Absturz bei der Bundeswehr wird untersucht

Nach dem Absturz eines Hubschraubers der Bundeswehr bei Aerzen
(Landkreis Hameln-Pyrmont), bei dem eine 28jährige Soldatin ums Leben
kam und ein 26jähriger Soldat verletzt wurde, hat die militärische
Abteilung "General Flugsicherheit" des Luftfahrtamts der Bundeswehr
die Ermittlungen zur Unglücksursache aufgenommen. Die Absturzursache
sei bisher vollkommen unklar, teilte Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) mit. Mit jeweils 450 Flugstunden gelten beide
Piloten als erfahren. Laut Bundeswehrangaben gehört die
Heeresmaschine vom Typ Eurocopter EC 135 zum Internationalen
Hubschrauberausbildungszentrum in Bückeburg. Erst in der vergangenen
Woche waren zwei Eurofighter der Luftwaffe nach einem
Luftzusammenstoß über Mecklenburg-Vorpommern abgestürzt. Ein Pilot
konnte sich mit dem Schleudersitz retten und überlebte verletzt. Der
Pilot der zweiten Unglücksmaschine starb.
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MELDUNGEN



Linken-Chefin Kipping kann sich Verzicht auf Spitzenamt vorstellen

Die Vorsitzende der Linkspartei, Katja Kipping, zieht einen Rückzug
aus der Führungsspitze in Betracht. Ein Leben abseits der
Führungsämter finde sie sehr verführerisch, sagte die Politikerin in
einem Gespräch mit der Wochenzeitung "Zeit". Seit 2012 steht Kipping
gemeinsam mit Bernd Riexinger an der Spitze der Linken. In der Partei
gibt es Überlegungen, neben der Wahl der Fraktionsführung auch die
Parteiführung im Herbst neu zu wählen.
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Neun Verletzte nach Verkehrsunfall in Mannheim

Bei einem schweren Straßenbahnunfall im Mannheimer Stadtteil Waldhof
sind am Mittwochvormittag neun Menschen verletzt worden. Nach
bisherigen Kenntnissen hatte ein Lkw-Fahrer beim Abbiegen eine rote
Ampel übersehen und stieß deshalb mit einer Straßenbahn zusammen, die
durch den Aufprall entgleiste. Der 32jährige Fahrer des Lastwagens und
ein Fahrgast der Tram wurden schwer verletzt. Der Sachschaden wird
auf mehrere hunderttausend Euro geschätzt.
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NASA testet Notfallsystem für Raumkapsel

Die US-Luft- und Raumfahrtbehörde NASA hat die Sicherheitssysteme des
neuen Orion-Raumfahrzeugs, das amerikanische Astronauten im Jahr 2024
wieder zum Mond bringen soll, erfolgreich getestet. Dazu war eine
unbemannte Testversion der Kapsel am Dienstag vom Raumflughafen Cape
Canaveral gestartet worden. In knapp zehn Kilometern Höhe, bei einer
Geschwindigkeit von Mach 1,3, wurde dann das Fluchtsystem aktiviert,
das innerhalb von Millisekunden die Trennung der Crew-Kapsel vom Rest
der Rakete einleitete. Orion flog anschließend mit dem
Hitzeschutzschild voran in Richtung Erde und stürzte ohne Fallschirme
in den Atlantik.
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Alarmierende Zustände in Migrantenauffanglagern der USA

Die interne Aufsichtsbehörde des Heimatschutzministeriums der USA hat
am Dienstag alarmierende Zustände in Auffanglagern für illegal
eingereiste Migranten an der Grenze zu Mexiko gemeldet. Nach der
Inspektion von fünf Einrichtungen der Grenzpolizei CBP im Rio Grande
Valley berichtete das Büro des Generalinspekteurs von einer
gefährlichen Überbelegung und katastrophalen hygienischen
Verhältnissen dort. In einer Einrichtung war eine Zelle, in der
Migranten eine Woche lang festgehalten wurden, derart überfüllt
gewesen, daß es nur Platz zum Stehen gab. Die meisten alleinreisenden
erwachsenen Migranten, die bis zu einem Monat in den Einrichtungen
festgehalten wurden, konnten in der Zeit nicht duschen. In einigen
Lagern wurden Feuchttücher für die persönliche Hygiene verteilt. In
drei Einrichtungen konnten auch Kinder nicht duschen. Die meisten
Migranten trugen noch die Kleidung, in der sie aufgegriffen wurden.
In zwei Lagern wurden Kinder allein mit Sandwiches oder Snacks
ernährt. Die einseitige Nahrung führte zu Verdauungsproblemen, die
medizinisch behandelt werden mußten. Zur Zeit der Untersuchung
befanden sich knapp 2700 Kinder in den fünf Lagern. Mehr als 800 von
ihnen wurden länger als die gesetzlich zulässige Frist von 72 Stunden
festgehalten, bevor sie dem Gesundheitsministerium überstellt wurden.
Auch Erwachsene wurden häufig zu lange festgehalten. Die CBP
registriert zur Zeit monatlich mehr als 100.000 illegale
Grenzübertritte.
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Spahn ruft zur Darmkrebsvorsorge auf

Obgleich viele Experten zur Krebs-Früherkennung raten, werden die
entsprechenden Programme wenig genutzt. Das soll nach dem Willen von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) anders werden. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, hat er Männer ab 50 Jahren dazu
aufgerufen, die neuen Angebote zur Darmkrebsvorsorge zu nutzen.
Hintergrund: Im April war die Altersgrenze für die Kassenleistung
gesenkt worden. Seither können Männer bereits ab 50 Jahren eine
Darmspiegelung auf Kosten der Krankenkassen vornehmen lassen. Bis
dahin wurde die Untersuchung gesetzlich Versicherten erst ab 55
Jahren angeboten.
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Wegweisende BGH-Entscheidungen zur Sterbehilfe

Der fünfte Strafsenat des Bundesgerichtshofs in Leipzig hat am
Dienstag zwei Mediziner freigesprochen, die keine Maßnahmen zur
Rettung bewußtloser suizidwilliger Frauen geleistet hatten, obwohl
sie dazu in der Lage gewesen wären. Die insgesamt drei Frauen hatten
zuvor freiverantwortlich und eigenständig ein Medikament in tödlicher
Dosis eingenommen. Dem BGH zufolge beruhten ihre Sterbewünsche auf
einer im Laufe der Zeit stärker gewordenen Lebensmüdigkeit und nicht
auf psychischen Störungen. Dazu heißt es in der Urteilsbegründung, da
die Suizide, wie die Angeklagten gewußt hätten, sich jeweils als
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der sterbewilligen Frauen
darstellten, seien Rettungsmaßnahmen entgegen deren Willen nicht
geboten gewesen. Bereits die Landgerichte Hamburg und Berlin hatten
die Ärzte nicht wegen Unterstützung von Selbsttötungen verurteilt.
Die Staatsanwaltschaften aber hatten in beiden Fällen Revision der
Entscheidungen beantragt.
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Vandalismus macht auch vor Kölner Dom nicht halt

Wie WDR1 berichtete, müssen sich die Handwerker des Kölner Doms
zunehmend um Vandalismusschäden kümmern, die von Besuchern stammen.
Viele Touristen wundert es schon, wenn die für Ordnung sorgenden
sogenannten Schweizer sie mit Kaffeebecher, einem Imbiß oder einem
großen Rucksack, auch einem Fahrrad, nicht in das Innere der
Kathedrale lassen wollen. Tatsächlich muß das Personal täglich
hinter den Besuchern saubermachen.

Dabei sind Graffitis noch die kleineren Übel. Besucher schlagen
nämlich auch schon mal einer kleinen Sandsteinfigur den Kopf ab, den
sie als Souvenir mit nach Hause bringen, wie Dombaumeister Peter
Füssenich berichtet. Nicht selten machten die Schäden an den Figuren
die monatelange Arbeit eines Steinmetzes kaputt, so Füssenich.

Deshalb hat man sich schweren Herzens dazu entschlossen, das
Nordportal mit seinen filigranen Skulpturen, das in den vergangenen
Jahren aufwendig restauriert wurde, nach der Fertigstellung im
kommenden Jahr mit einem Schutzgitter abzusperren.
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Dutzende Gefangene durch Luftangriff auf Lager bei Tripolis getötet

In Libyen ist in Tadschura bei Tripolis ein Flüchtlingslager aus der
Luft angegriffen worden. Dabei wurden mindestens 40 in einem Hangar
gefangengehaltene Migranten getötet, weitere 80 wurden verwundet. Der
Nachrichtensender Al-Jazeera berichtete von rund 150 Menschen aus dem
Sudan, Eritrea und Somalia, die dort festgehalten wurden. Der
Nachrichtenagentur AP zufolge waren in dem Lager 616 Migranten und
Flüchtlinge untergebracht. Die in Tripolis ansässige Regierung machte
für den Luftangriff die Truppen des abtrünnigen Generals Haftar
verantwortlich, welche ihrerseits einen Beschuß des Lagers
abstritten. Haftars Truppen waren im April gegen Tripolis vorgerückt,
um die Regierung dort zu stürzen. Seitdem finden im Raum der früheren
Hauptstadt heftige Kämpfe statt. In der Vorstadt von Tripolis
unterhalten regierungstreue Milizen mehrere Militäreinrichtungen, die
Ziel der Angriffe der Libyschen Nationalarmee (LNA) der
Gegenregierung aus dem Osten des Landes sind.

Die Gefangenenlager in Libyen werden von Milizen betrieben. Die
meisten der über 6000 Insassen wurden zuvor von der libyschen
Küstenwache beim Versuch, nach Europa weiterzufliehen, aufgehalten.
Die Küstenwache der Regierung in Tripolis wird von der Europäischen
Union mitfinanziert und für das Aufgreifen von Bootsflüchtlingen
ausgebildet.

Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) hatte vor dem
Angriff auf das Lager in Tadschura vor einer Gefährdung der Insassen
gewarnt. Jetzt fordert es die sofortige Einstellung der Rückführung
von Migranten nach Libyen.

2011 war in Libyen das Regime von Muammar al-Gaddafi durch Frankreich
und weitere NATO-Länder gewaltsam gestürzt worden. 2014 hatten sich
zwei Regierungen etabliert, die sich gegenseitig bekämpfen. Haftar
wird unter anderem von Ägypten, den Vereinigten Arabischen Emiraten
und Saudi-Arabien unterstützt. Die international anerkannte Regierung
in Tripolis, die nur einen kleineren Teil des Landes kontrolliert,
erhält Unterstützung aus der Türkei und Katar.
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Bundeskabinett verabschiedet Seehofers Entwurf zur Beamtenbesoldung

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch unter anderem ein Gesetz zur
Reform der Beamtenbesoldung verabschiedet. Innenminister Seehofer
will den Bundesdienst attraktiver gestalten und dazu verschiedene
Zulagen sowie die Bezahlung von Anwärtern erhöhen. Dafür wird die
Bundesregierung in den kommenden drei Jahren insgesamt fast 300
Millionen Euro bereitstellen. Ab dem Haushaltsjahr 2023 sollen es
knapp 100 Millionen Euro sein. Das Geld ist unter anderem für
Extraprämien bei besonderer Leistungsbereitschaft der Staatsdiener
sowie eine Bindungsprämie vorgesehen, wie es sie für Soldaten gibt.
Auch werden Auslandseinsätze von Soldaten und Bundespolizisten höher
vergütet.
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Illegaler Fluggast aus dem Himmel über London gestürzt

Beim Ansteuern einer Passagiermaschine aus Kenia auf den Flughafen
London-Heathrow ist offenbar aus einem der Fahrwerkskästen beim Öffnen
die steinhart gefrorene Leiche eines blinden Passagiers in die Tiefe
gestürzt. Wie die Zeitung Daily Mail berichtete, schlug der Tote im
Garten eines Reihenhauses in unmittelbarer Nähe des Bewohners auf.
Augenzeugen wollen sogar gesehen haben, wie sich der Leichnam von dem
Flugzeug löste.

Bei einer Untersuchung der Kenya Airways-Maschine fanden Polizisten
eine Tasche, Wasser und Lebensmittel. Offenbar war der Mann, der
versucht hatte, illegal in England einzureisen, in großer Höhe
erfroren.
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Mietkosten der Senioren in Deutschland

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) und das Zentrum
für Altersfragen haben am Mittwoch eine repräsentative Studie zur
Mietsituation von Senioren und Seniorinnen vorgestellt. Der Soziologe
und Mitautor Markus Grabka vom DIW berichtete dem Deutschlandfunk
vorab, der Anteil der Seniorenhaushalte, die für Miete mindestens 30
Prozent ihres Haushaltsnettoeinkommens aufwenden müßten, sei zwischen
1996 und 2016 von 38 auf 63 Prozent gestiegen. Dabei sind Eigentümer,
die in ihrer selbstgenutzten, voll entschuldeten Immobilie leben, von
denen zu unterscheiden, die im Alter zur Miete wohnen. Die
Europäische Kommission gibt einen Schwellenwert von 40 Prozent an, ab
dem man von einer Überbelastung der Wohnkosten sprechen kann. Bei den
älteren Mieterhaushalten in Deutschland hat diese Überbelastung
deutlich zugenommen, so Grabka. Wenn sich die Einkommenssituation der
älteren Mieterhaushalte nicht verbessert, während die Mietkosten
steigen, müssen die Betroffenen im Zweifelsfall Vermögen auflösen
und, wenn kein Vermögen vorhanden ist, in eine andere Gegend
umziehen. Die Alterseinkommen in Deutschland hätten sich in den
letzten 20 Jahren vor allen Dingen gerade im Bereich der gesetzlichen
Rentenversicherung ausgesprochen schwach entwickelt, ergänzte der
Soziologe. Das habe daran gelegen, daß bis 2010 viele
Rentensteigerungen schlicht und einfach ausgefallen seien. Auf der
anderen Seite seien die Wohnkosten nahezu kontinuierlich angestiegen.
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Umweltbundesamt fordert höhere Steuern auf fossile Brennstoffe

Da werden sich die Bundesbürger aber freuen. Der Klimaschutz soll mal
wieder allein auf ihrem Rücken vorangetrieben werden. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, hat sich das Umweltbundesamt (UBA)
für höhere Steuern auf Heizöl, Erdgas, Benzin und Diesel
ausgesprochen, damit Deutschland seine Kohlendioxidziele doch noch
erreicht. Dabei soll sich die Höhe der Steuern nach der Menge der
Kohlendioxidemissionen richten. Die Einnahmen sollen unter anderem
verwendet werden, um die Ökostrom-Umlage (EEG) zu senken. Das habe den
schönen Nebeneffekt, daß die Elektromobilität und andere
stromgebundene öffentliche Verkehre konkurrenzfähiger würden, da der
Strompreis sinke.
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EU-Kommission verzichtet vorerst auf Defizitverfahren gegen Italien

Italiens Neuverschuldung liegt aktuell bei etwa 132 Prozent der
Wirtschaftsleistung bei einer Gesamtverschuldung in Höhe von weltweit
nahezu einmaligen rund 2,3 Billionen Euro. Nach den
Maastricht-Kriterien ist Italien eine Gesamtverschuldung von maximal
60 Prozent und eine Defizitquote von drei Prozent erlaubt. Der
EU-Wirtschaftskommissar Moscovici verzichtet vorerst jedoch auf die
Einleitung eines Strafverfahrens, weil die Regierung in Rom Anfang
der Woche ein Dekret zur Defizitbegrenzung im kommenden Jahr
verabschiedet hat. Die EU-Kommission werde die Umsetzung der
Haushaltszusagen Roms sehr genau überwachen, versicherte Moscovici in
Brüssel. Am Dienstag hatte Ministerpräsident Conte erklärt, daß das
Haushaltsdefizit in diesem Jahr 2,04 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts nicht überschreiten werde.
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OnePlus mit Push-Nachrichten-Desaster

Das Internet und die damit im Zusammenhang stehenden Technologien
sind mittlerweile so schnell und weltumspannend, daß kleine Probleme
unversehens zu einer mittleren Katastrophe anwachsen können. So
verwirrte der chinesische Smartphone-Hersteller OnePlus seine Kunden,
als laut giga.de auf einigen OnePlus 7 Pro verwirrende
Push-Nachrichten erschienen. Schnell machte die Furcht die Runde,
OnePlus sei gehackt worden oder ein Mitarbeiter mit weitreichenden
Berechtigungen wollte Besitzern von einem OnePlus 7 Pro einen Schreck
einjagen. Offenbar stimmte weder das eine noch das andere. Denn
OnePlus teilte in seinem offiziellen Forum mit, daß es sich bei den
Nachrichten um einen internen Test gehandelt habe, der offensichtlich 
aus dem Ruder gelaufen ist. Die Frage ist jedoch, ob das die Besitzer 
der Smartphones wirklich beruhigt.

3. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - METEOR/051: Die lange Reise des Tagish Lake-Meteoriten (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





METEOR/051: Die lange Reise des Tagish Lake-Meteoriten (idw)

Max-Planck-Institut für Chemie - 02.07.2019

Die lange Reise des Tagish Lake-Meteoriten



Ein internationales Forscherteam fand heraus, dass der Tagish
Lake-Meteorit, der vor 19 Jahren in Kanada einschlug, große Mengen an
kohlenstoffhaltigem Material enthält, das in den äußeren Bereichen des
Sonnensystems gebildet wurde. Die Entdeckung wirft ein neues Licht auf die
Herkunft des Himmelskörpers.

Es war kurz vor neun Uhr an einem kalten Januarmorgen im Jahr 2000 als
eine Feuerkugel den Himmel über der kanadischen Provinz British Columbia
erhellte. Kurz darauf krachte der etwa 200 Tonnen schwere Meteorit auf die
vereiste Oberfläche des Tagish Lake. Die laute Explosion ließ die Erde in
weitem Umkreis beben.

Der Tagish Lake-Meteorit zerplatzte in Hunderte kleine Stücke. Seitdem
untersuchen Wissenschaftler aus der ganzen Welt die schwarzen Brocken. Ein
internationales Team unter Beteiligung von Peter Hoppe, Gruppenleiter am
Max-Planck-Institut für Chemie in Mainz, hat nun mehr über den Ursprung
des Meteoriten herausgefunden.

Nach einer Analyse der Kohlenstoffisotope im Gestein gehen die
Wissenschaftler davon aus, dass der Mutterkörper des Tagish
Lake-Meteoriten ursprünglich in den äußeren, kalten Bereichen unseres
Sonnensystems entstanden ist, dort wo Uranus und Neptun gebildet wurden,
oder sogar noch weiter von der Sonne entfernt, im Kuipergürtel. Der
Kuipergürtel enthält eine Vielzahl kleinerer Objekte. Viele Kometen
stammen aus diesem Bereich des Sonnensystems.

Der Tagish Lake-Meteorit gehört zur Gruppe der kohligen Chondrite und ist
ein Bruchstück eines sogenannten D-Asteroiden. Asteroide sind kleine
Himmelskörper, die hauptsächlich in einem Bereich zwischen den
Umlaufbahnen von Mars und Jupiter zu finden sind, dem Asteroidengürtel.
Asteroide vom Typ D sind an der Oberfläche größtenteils aus Silikaten mit
Kohlenstoffanteilen zusammengesetzt. Sie besitzen eine geringe Albedo, das
heißt ein geringes Rückstrahlvermögen. D-Asteroide sind vergleichsweise
selten und befinden sich in den äußeren Bereichen des Asteroidengürtels
oder auf Umlaufbahnen ähnlich derjenigen des Jupiters.

"Die Umgebungstemperatur, bei der sich ein Asteroid gebildet hat, ist
entscheidend für die Bestimmung seiner ursprünglichen Position. Sie wird
durch die Menge der darin enthaltenen flüchtigen Stoffe bestimmt", erklärt
Hoppe. Die Forscher haben den Anteil an Karbonaten und das Verhältnis
zwischen den Kohlenstoffisotopen 13C und 12C im Tagish Lake-Meteoriten
gemessen und einen hohen Anteil an 13C festgestellt. Dieser Anteil ist
höher als in anderen Meteoriten, aber ähnlich demjenigen wie er kürzlich
bei der Rosetta-Mission für Trockeneis (CO2-Eis) des Kometen 67P
/Churyumov-Gerasimenko gemessen wurde. "Karbonate entstehen bei wässerigen
Reaktionen von CO2 mit Kalzium oder einem anderen Element. Diese
Entdeckung deutet darauf hin, dass es im Mutter-Asteroiden einmal eine
große Menge an 13C-reichem CO2-Eis gab", erläutert Hoppe.

Hieraus schließen die Wissenschaftler, dass der Mutterkörper des
gefundenen Meteoriten im äußeren Bereich des Sonnensystems entstanden sein
muss, wo die Temperaturen niedrig genug sind, um CO2 vereisen zu lassen.

Einen weiteren wichtigen Hinweis fanden die Wissenschaftler im Verhältnis
zwischen CO2 und H2O. Das im Tagish Lake-Meteoriten gemessene Verhältnis
ist deutlich größer als in anderen kohligen Chondriten. Die Ergebnisse
ähneln hingegen den Verhältnissen, wie man sie in Kometen findet. Die
Forscher schließen daraus, dass sich einige Asteroiden vom Typ D im kalten
äußeren Sonnensystem gebildet haben und anschließend aufgrund von
Gravitations-Wechselwirkungen mit den Riesen-Planeten Jupiter, Saturn,
Uranus und Neptun in das innere Sonnensystem transportiert wurden.


Originalpublikation:

Migration of D-type asteroids from the outer solar system inferred from
carbonate in meteorites

W. Fujiya, P. Hoppe, T. Ushikubo, K. Fukuda, P. Lindgren, M. R. Lee, M.
Koike, K. Shirai, and Y. Sano

DOI: https://www.nature.com/articles/s41550-019-0801-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution274
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Veränderte Spielregeln der Evolution



Seit über 150 Jahren wird debattiert, ob der Erfolg von Arten
hauptsächlich durch Umweltfaktoren wie Klimaveränderungen gesteuert wird
oder ob - wie Charles Darwin meinte - Wechselwirkungen zwischen den Arten
eine wesentlich größere Rolle spielen. Eine britisch-deutsche Studie unter
Beteiligung von Paläobiologe Prof. Dr. Wolfgang Kießling von der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) hat nun gezeigt,
dass der Einfluss von Umweltfaktoren in der Frühzeit der Tierevolution
deutlich größer war, aber vor 170 Millionen Jahren erheblich zurückging.

Das Team untersuchte Vorkommen von fossilen Meerestieren der letzten 400
Millionen Jahre. Deren ökologischer Erfolg, gemessen an der Verbreitung
von Gattungen, war bis in die Jurazeit hinein stark abhängig von passenden
chemischen und klimatischen Bedingungen. Im Jura, vor ca. 170 Millionen
Jahren, verschwindet der Zusammenhang - biologische Wechselwirkungen
spielen seither vermutlich die Hauptrolle.

Warum dieser plötzliche Umschwung und warum gerade zu dieser Zeit? "Die
Antwort ist vermutlich bei mikroskopisch kleinen Planktonorganismen zu
suchen. Im Jura begann die Ausbreitung von planktonischen Algen mit
Kalkschale. Diese Kalkalgen treiben auch heute noch in gigantischen Mengen
im Ozean umher und bilden nach ihrem Absterben Kalksediment auf dem
Ozeanboden. Der Kalk wirkt als Puffer gegenüber Säure. Das erleichtert die
Bildung von Kalkschalen und erlaubt damit den Tieren, ihre Energie anders
zu verteilen" erklärt Paläobiologe Kießling.

Ein weiterer Erklärungsansatz geht über den Stoffwechsel der Tiere selbst.
Die Evolution machte Tiere durchschnittlich immer aktiver. Aktivität geht
mit einer verbesserten physiologischen Pufferung einher. Eine Koralle ist
der Umwelt stärker ausgeliefert als zum Beispiel eine Schnecke.

Eine höhere Aktivität bedeutet aber auch einen höheren Sauerstoffbedarf.
Wieder bieten die Algen eine Erklärung: Plankton mit Schalen sinkt
schneller in die Tiefe. Das fördert die Durchlüftung im Flachwasser, weil
die Algen erst in größerer Tiefe unter Sauerstoffverbrauch verzehrt
werden. Kleine Algen führten vor 170 Millionen Jahren zu einer echten
Revolution der evolutionären Spielregeln, die bis heute gelten.

Die Arbeit "Jurassic shift from abiotic to biotic control on marine
ecological success" ist in der Zeitschrift Nature Geoscience erschienen
und unter folgenden Link verfügbar:

https://doi.org/10.1038/s41561-019-0392-9.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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Fossiler Wasserfloh erwacht zum Leben 

Ausgestorben geglaubte Krebsart wiederentdeckt



Frankfurt, 02.07.2019. Senckenberg-Wissenschaftler Kay Van Damme hat in
Zusammenarbeit mit einem internationalen Team einen als ausgestorben
geglaubten Wasserfloh in einem See in Finnland wiederentdeckt. Die
Wasserflohart ist fossil relativ häufig überliefert, die Forschenden
erbrachten nun den ersten rezenten Nachweis. Anhand der Morphologie des
Krebstieres konnten die Wissenschaftler*innen den Wasserfloh als
Rhynchotalona latens beschreiben und revidierten damit die bisherige
taxonomische Zuordnung. Wasserflöhe sind wichtige Umweltanzeiger für
heutige und vergangene Ökosysteme. Die Studien erschienen kürzlich in den
Fachjournalen "Hydrobiologia" und "Zootaxa".




[image: Bild: © Senckenberg/Van Damme/University of Helsinki/Nevalainen]

Der wiederentdeckte und neubeschriebene Wasserfloh Rhynchotalona
latens.

Bild: © Senckenberg/Van Damme/University of Helsinki/Nevalainen



Wasserflöhe - Kleinkrebse aus der Gruppe der Cladocera - sind in der Regel
nur zwischen 0,2 und 2 Millimeter groß. "Dies ist wohl einer der Gründe
warum diese, in allen aquatischen Lebensräumen vorkommenden, Tiere häufig
übersehen werden und zur sogenannten 'unsichtbaren Biodiversität'
gehören", erklärt Dr. Kay Van Damme vom Senckenberg Forschungsinstitut in
Frankfurt und fährt fort: "Trotz ihrer geringen Größe haben Wasserflöhe
aber wichtige Aufgaben als Filtrierer, Detritusfresser und Bestandteil der
Nahrungskette in den Ökosystemen. Zudem sind sie für uns kostbare
Umweltanzeiger - heute und auch in der Vergangenheit."

Der Frankfurter Biologe hat gemeinsam mit einem Team aus Finnland eine als
ausgestorben angenommene Wasserfloh-Art in mehreren Seen im finnischen
Lappland wiederentdeckt. Erstautorin Dr. Liisa Nevalainen von der
University of Helsinki erzählt: "Bisher war diese Art nur als Fossil
bekannt. Umso größer war unsere Überraschung, als wir die winzigen Krebse
während einer Geländeexpedition mit einem 100-Mikrometer-Netz in fünf von
neun untersuchten Seen in Nord-Finnland gefunden haben!"




[image: Bild: © Senckenberg/Van Damme/University of Helsinki/Nevalainen]

In diesem finnischen See wurde der Wasserfloh erstmals lebend
gefunden.

Bild: © Senckenberg/Van Damme/University of Helsinki/Nevalainen



Die Morphologie der wiederentdeckten Wasserflöhe führte anschließend zur
Einordnung der Art in die seit 1903 bekannte Gattung Rhynchotalona. Die
winzigen Krebse leben als bodenlebende Substratfresser in flachen Seen mit
hohem organischen Anteil.

"Die ältesten fossilen Nachweise von Rhynchotalona latens sind etwa 10.000
Jahre alt - die Gattung der Wasserflöhe gibt es demnach schon eine lange
Zeit. Die Erforschung der heutigen und der fossilen Wasserflöhe kann uns
dabei helfen zu verstehen, wie sich das Leben in Gewässern bei veränderten
Klima- und Umweltbedingungen entwickelt und anpasst", resümiert Van Damme.


Originalpublikation:

Nevalainen, L., Kivilä, E.H., Luoto, T.P. et al.

Hydrobiologia (2019) 837: 47.

https://doi.org/10.1007/s10750-019-3958-z

Van Damme, Kay; Nevalainen, Liisa (2019):

The most latent cladoceran in the Holarctic revealed-sinking Unapertura
Sarmaja-Korjonen, Hakojärvi & Korhola, 2000 into the genus Rhynchotalona
Norman, 1903 (Branchiopoda: Cladocera: Chydoridae).

Zootaxa, 

DOI: http://dx.doi.org/10.11646/zootaxa.4613.3.3.
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Jeder Nachtfalter flieht anders



Nachtfalter machen verschiedene Ausweichmanöver im Flug, um jagenden
Fledermäusen zu entkommen. Wissenschaftler*innen vom Max-Planck-Institut
für Ornithologie in Seewiesen zufolge unterscheiden sich dabei nicht nur
die Arten untereinander, sondern auch die Individuen innerhalb einer Art.
Diese Unberechenbarkeit schützt die ganze Nachtfaltergemeinschaft vor den
Räubern, da sie den Fledermäusen die Jagd erschwert.

Für das Überleben von Tieren ist die erfolgreiche Nahrungssuche genauso
Voraussetzung wie die Räubervermeidung. In Räuber-Beute-Beziehungen stehen
diese beiden Verhaltensweisen daher in direkter Konkurrenz zueinander:
Während der Räuber auf der Suche nach Nahrung ist, versuchen Beutetiere
diese Räuber um jeden Preis zu vermeiden.

Dieses Wechselspiel führt auf beiden Seiten zu verschiedenen Anpassungen
zur Optimierung von Jagd und Flucht, so auch bei Fledermäusen und
Nachtfaltern. Da ihre Interaktionen im Dunkeln stattfinden, beruhen sie
ausschließlich auf akustischer Information. Daher besitzen viele
Nachtfalterarten Ohren, mit denen sie die Echoortungslaute
insektenfressender Fledermäuse wahrnehmen können.

Sobald Falter eine herannahende Fledermaus hören, können sie mit schnellen
Ausweichmanövern vermeiden gefressen zu werden. Das tun sie, indem sie zum
Beispiel in die entgegengesetzte Richtung wegfliegen, sich fallen lassen,
oder Zick-Zack-Muster fliegen. Dasselbe Fluchtverhalten zeigen viele
andere Tiere, wie zum Beispiel Hasen beim Hakenschlagen.

Dieses Ausweichverhalten der Nachtfalter mit Ohren haben nun Theresa Hügel
und Holger Goerlitz vom Max-Planck-Institut für Ornithologie genauer
untersucht. In einem Schallmessraum befestigten sie die Insekten mit einem
Klebetupfer so an einen dünnen Metallstab, dass sie noch gut fliegen
konnten. Der Stab war über eine horizontale Verbindung mit den Membranen
zweier Lautsprecher verbunden. Die Flugbewegungen des Nachtfalters
versetzten die Membrane in Schwingung, wodurch wie in einem Mikrofon ein
Spannungssignal erzeugt wurde. Dieses konnten die Wissenschaftler*innen
aufnehmen und damit die Kräfte des Insektenflugs und das Ausweichverhalten
der Nachtfalter messen. Sie präsentierten insgesamt 172 Tieren von acht
verschiedenen Nachtfalterarten die gleichen Fledermaus-ähnlichen Schalle,
um allen Faltern den gleichen Räuberdruck vorzutäuschen.

Die Wissenschaftler*innen haben herausgefunden, dass jede Nachtfalterart
anders auf die akustischen Signale reagierte. Außerdem waren die
Fluchtreaktionen bei manchen Arten auch noch individuell unterschiedlich.
"Dadurch, dass verschiedene Nachtfalterarten in einem Gebiet verschiedene
Fluchtstrategien entwickelt haben und die Individuen innerhalb einer Art
auch noch unterschiedlich reagieren, sind die Insekten insgesamt
vermutlich besser vor den Fledermäusen geschützt", sagt Theresa Hügel,
Erstautorin der Studie. "Denn die Unberechenbarkeit der Fluchtreaktion der
Beute erhöht die Unsicherheit für die Räuber und verhindert, dass sie sich
darauf einstellen können."

"Nun wollen wir untersuchen, worauf die artspezifischen Unterschiede des
Ausweichverhaltens beruhen, auf unterschiedlichen Flugmechaniken oder
Unterschieden in der neuronalen Verarbeitung der akustischen Signale,"
sagt Holger Goerlitz, Leiter der Forschungsgruppe Akustische und
Funktionelle Ökologie. Und nicht zuletzt: Mit welchen Anpassungen auf
Seiten der Echoortung an das Gehör der Nachtfalter Fledermäuse wiederum
reagiert haben, wird ebenfalls eine nächste spannende Frage sein in der
Untersuchung des sensorischen Wettstreits zwischen Räubern und Beute.


Originalpublikation:

Hügel, T & Goerlitz, H. R. (2019).

Species-specific strategies increase

unpredictability of escape flight in eared moths. 

Functional Ecology,
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Bonobos decken Jodbedarf durch Wasserpflanzen



Forschende des Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie in
Leipzig haben im Kongobecken erstmals Bonobos dabei beobachtet, wie sie in
den Sümpfen nach jodreichen Wasserpflanzen suchen und diese verzehren. Jod
ist ein für die Entwicklung des Gehirns und der höheren kognitiven
Fähigkeiten äußerst wichtiger Nährstoff. Dem Forschungsteam zufolge
erklären diese Beobachtungen möglicherweise auch, wie prähistorische
Menschen in der Region ihren Jodbedarf gedeckt haben könnten.

"Die Ergebnisse unserer Studie liefern ein Modell dafür, wie sich
prähistorische menschliche Populationen, die in das Kongobecken
eingewandert sind, mit dem lebensnotwendigen Mineral Jod versorgt haben
könnten", sagt Hauptautor Gottfried Hohmann vom Max-Planck-Institut für
evolutionäre Anthropologie. "Wenn Bonobos einen ähnlich hohen Jodbedarf
haben wie Menschen, dann gibt unsere Studie eine mögliche Antwort auf die
Frage, wie vorindustrielle menschliche Migranten im Kongobecken ohne
künstliche Jodzufuhr überlebt haben könnten."

Die Forschenden haben das Verhalten zweier Bonobo-Gruppen im LuiKotale-Wald
im Salonga Nationalpark in der Demokratische Republik Kongo
beobachtet und dieses mit Daten über den Jodgehalt der von den Bonobos
gefressenen Pflanzen kombiniert. Die Daten sind Bestandteil eines
laufenden Forschungsprojektes des Leibniz-Instituts für Zoo- und
Wildtierforschung in Berlin. Die Ergebnisse belegen, dass die von den
Bonobos verzehrten Wasserpflanzen einen überraschend hohen Jodgehalt
aufweisen, der im sonst jodarmen Kongobecken eigentlich nicht zu erwarten
war.

In küstenfernen Gebieten liefern Wasserpflanzen Jod

"Evolutionäre Szenarien gehen davon aus, dass sich entscheidende
Entwicklungsschritte der menschlichen Evolution in Küstengebieten
abspielten. Alles deutet darauf hin, dass für die Gehirnentwicklung
unserer homininen Vorfahren eine protein- und nährstoffreiche
Ernährungsweise notwendig war", sagt Hohmann. "Die Ergebnisse unserer
Studie liefern Indizien dafür, wie die an maritime Nahrungsressourcen
gewöhnten homininen Populationen bei der Besiedlung kontinentaler
Tropenwälder ihren Jodbedarf durch den Verzehr von Wasserpflanzen aus
Sümpfen im Wald zumindest teilweise gedeckt haben könnten." Hohmann fügt
hinzu: "Unsere Studie beantwortet zum ersten Mal die Frage, wie
Menschenaffen Jod aus natürlichen Nahrungsquellen beziehen können. Das
Thema ist durchaus nicht trivial, leben doch viele Populationen in
Gebieten, die als jodarm bekannt sind. Auch andere Menschenaffen wie
Schimpansen und Gorillas wurden bereits beim Verzehr von Wasserpflanzen
beobachtet, und auch sie könnten aus diesen Quellen das wichtige Jod
gewinnen."

Zukünftige Arbeiten des Teams sollen klären, wie hoch der Bedarf der
Menschenaffen an Jod eigentlich ist und wie sich der Jodstatus der Tiere
mit der Aufnahme des Minerals verändert. Die hohe Jodkonzentration und die
Menge der konsumierten Wasserpflanzen spricht aber für einen relativ hohen
Bedarf. Unklar ist ebenfalls, inwieweit die nahe der Feldforschungsstation
LuiKotale gemessenen Jodkonzentrationen repräsentativ für das gesamte
Kongobecken sind.


Originalpublikation:

Gottfried Hohmann, Sylvia Ortmann, Thomas Remer, Barbara Fruth

Fishing for iodine: what aquatic foraging by bonobos tells us about human
evolution

BMC Zoology, 02. Juli 2019,
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Modisch auf acht Beinen: Springspinne nach Karl Lagerfeld benannt



Der weiße Haarschopf und die schwarze Sonnenbrille waren die
Markenzeichen des Modezars und gebürtigen Hamburgers Karl Lagerfeld
(1933-2019). Da eine neu entdeckte Springspinnenart aus Australien die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Hamburg, Brisbane und
Melbourne an Lagerfelds Modestil erinnerte, heißt die Art nun offiziell
Jotus karllagerfeldi.




[image: Bild: © Mark Newton]

Die australische Springspinnen-Art "Jotus karllagerfeldi" ist nur vier bis
fünf Millimeter groß und lebt an der australischen Ostküste.

Bild: © Mark Newton



Die Art beschreibt Dr. Danilo Harms vom Centrum für Naturkunde der
Universität Hamburg zusammen mit Dr. Barbara Baehr vom Queensland Museum
und Joseph Schubert von der Monash University in Australien aktuell im
Fachblatt "Evolutionary Systematics".

Im Vergleich zu anderen Vertretern der Gattung Jotus, deren Färbung mit
knalligen Rot- und Blautönen überzeugt, neigt die neue Spinnen-Art eher zu
Understatement: Sie hat schwarz und weiß gefärbte Beine und Tastorgane,
die sogenannten Pedipalpen. Da die Erstbeschreibung international mit dem
Recht der Namensgebung verknüpft ist, kam dem Team der Gedanke an den
Hamburger Modeschöpfer. "Das Tier erinnerte uns von den Farben her an den
reduzierten Stil Karl Lagerfelds. Die schwarzen Beinglieder assoziierten
wir zum Beispiel mit den Handschuhen, die er immer trug, und die riesigen
schwarzen Augen mit seiner Brille", erklärt Danilo Harms.

Die Springspinne, die vier bis fünf Millimeter groß ist, hat zudem vier
große, schwarze Augen und einen weißen "Kentkragen". Jotus karllagerfeldi
ist eine von acht Springspinnen-Arten von der australischen Ostküste, die
das Forschungsteam im aktuellen Beitrag beschreibt.

Obwohl die Gattung Jotus aus zahlreichen Spinnenarten besteht und in
Australien weit verbreitet ist, weiß man über diese Tiere relativ wenig.
So wurden bisher auch nur männliche Exemplare gefunden. Interessant sind
für die Forscherinnen und Forscher unter anderem die riesigen
Teleskopaugen, die räumliches Sehen ermöglichen. Diese Fähigkeit benötigen
die Spinnen für die Nahrungssuche, denn alle Arten sind freie Jäger, die
keine Netze bauen. Dabei springen die Spinnen über kurze Entfernungen und
sind überaus schnell und wendig.

Während in Deutschland die Spinnenfauna zu 99 Prozent beschrieben ist,
sind in Australien mit 3.500 bekannten Spinnenarten noch etwa 70 Prozent
gänzlich unerforscht oder sogar unbekannt. Australien ist daher einer der
geografischen Forschungsschwerpunkte der Arachnologischen Abteilung des
CeNak. Sie verfügt zudem über eine der ältesten und bedeutenden Sammlung
australischer Springspinnen weltweit. Der Hamburger Reeder und Kaufmann
Johann Cesar Godeffroy (1813-1885) hatte bereits im 19. Jahrhundert
Expeditionen nach Australien finanziert; seine bedeutende Sammlung ist
heute Teil des CeNak. Die Verknüpfung zur Godeffroy-Sammlung und damit zu
Hamburg bestärkte das Forschungsteam in seiner Namensidee.


Weitere Informationen:

Baehr BC, Schubert J, Harms D (2019):

The Brushed Jumping Spiders (Araneae, Salticidae, Jotus L. Koch, 1881)
from Eastern Australia.

Evolutionary Systematics 3(1): 53-73.

https://doi.org/10.3897/evolsyst.3.34496

"Karl Lagerfeld war der erste Gedanke" - Interview mit Dr. Danilo Harms
zur neu entdeckten Spinnenart Jotus karllagerfeldi:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/forschung/2019/0701-springspinne-karllagerfeldi.html

Weitere Informationen unter:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/presse/2019/pm44.html
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Die chemische Sprache von Pflanzen ist kontextabhängig



Ein Team von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts für chemische
Ökologie in Jena hat die ökologische Funktion des häufig in der Natur
vorkommenden Duftstoffs Linalool in wilden Tabakpflanzen der Art Nicotiana
attenuata untersucht. Sie fanden das Gen, das für die Produktion
verantwortlich ist und zu stark unterschiedlicher Abgabe des Duftstoffs
von verschiedenen Pflanzen derselben Art führt. Tabakschwärmerweibchen
legen ihre Eier lieber auf Pflanzen mit einem hohen natürlichen
Linaloolgehalt. Gleichzeitig hatte eine höhere Linaloolabgabe zur Folge,
dass mehr Eier und frisch geschlüpfte Raupen des Tabakschwärmers von
räuberischen Wanzen vertilgt wurden. Verhaltensuntersuchungen in immer
komplexerer Umgebung zeigten, dass die Wirkung des Duftstoffs auf Insekten
sehr unterschiedlich ausfallen kann, je nach natürlicher Umgebung und
genetischer Ausstattung der Pflanze (Proceedings of the National Academy
of Sciences of the United States of America, DOI 10.1073/pnas.1818585116).




[image: Bild: © Danny Kessler / Max-Planck-Institut für chemische Ökologie]

Die Nymphe einer Geocoris-Wanze attackiert eine winzige
Tabakschwärmerraupe, die gerade erst aus dem Ei geschlüpft ist.

Bild: © Danny Kessler / Max-Planck-Institut für chemische Ökologie




Interaktionen zwischen Tabakpflanzen, Tabakschwärmern und Raubwanzen

Pflanzen haben eine Vielzahl von Strategien entwickelt, um sich gegen
pflanzenfressende Tiere, insbesondere Insekten, zu verteidigen. Zusätzlich
zu mechanischen Abwehrmechanismen wie Dornen und Stacheln produzieren
Pflanzen auch chemische Abwehrstoffe, die Insekten und andere
Pflanzenfresser in Schach halten. Darunter gibt es auch flüchtige
organische Verbindungen, die die Pflanze oft erst nach einem Befall
produziert. Linalool ist ein solcher pflanzlicher Duftstoff, der
verschiedene ökologische Interaktionen mit Insekten vermittelt. Seine
komplexe Wirkungsweise ist bereits Gegenstand früherer Untersuchungen
gewesen. So ist bekannt, dass er in Tabakpflanzen Raubwanzen anlocken
kann, um ihnen den Weg zu ihrer Beute zu zeigen: den Eiern oder frisch
geschlüpften Raupen des Tabakschwärmers. Allerdings ist Linalool als
Bestandteil des Blütendufts auch für adulte Tabakschwärmermotten attraktiv
und beeinflusst Weibchen nach der Paarung bei ihrer Entscheidung, Eier auf
einer Pflanze abzulegen. Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
chemische Ökologie unter der Leitung von Meredith Schuman und Ian Baldwin
haben nun die ökologischen Funktionen des Monoterpens Linalool in wilden
Tabakpflanzen der Art Nicotiana attenuata genauer untersucht.

Die genetische Analyse der Linalool-Synthese

Die Forscher beobachteten, dass die Rate der von den Raubwanzen
ausgesaugten Eier von Tabakschwärmern mit der Menge an Linalool
übereinstimmte, die die Pflanzen produzierten. Bei fünf anderen ähnlichen
organischen Verbindungen aus Tabakpflanzen konnten sie dagegen keine
entsprechende Übereinstimmung finden. Linalool fungiert also tatsächlich
als chemischer Hilferuf der Pflanze und lockt die räuberischen Wanzen an,
die die an den Tabakblättern fressenden Raupen des Tabakschwärmers
angreifen. "Die Emission von Linalool variiert sehr stark zwischen
einzelnen Tabakpflanzen. Diese Tatsache steht ein wenig im Widerspruch zu
der Annahme, dass Linalool in erster Linie ein Abwehrstoff ist, der
räuberische Insekten anlockt und Motten abschreckt. Offensichtlich ist es
für die Pflanze nicht immer von Vorteil, wenn sie Linalool herstellt. Wir
wollten daher systematisch erforschen, welche ökologischen
Wechselwirkungen sich aus der unterschiedlichen Linalool-Produktion
ergeben", erklärt Jun He, der Erstautor der Studie.




[image: Bild: © Danny Kessler / Max-Planck-Institut für chemische Ökologie]

Ein Tabakschwärmerweibchen (Manduca sexta) legt ein Ei auf ein Blatt
des wilden Tabaks Nicotiana attenuata.

Bild: © Danny Kessler / Max-Planck-Institut für chemische Ökologie



Den Wissenschaftlern gelang es, das Enzym, das in Nicotiana attenuata die
Herstellung von Linalool reguliert, zu identifizieren und dessen
genetische Grundlagen zu bestimmen. Dafür kreuzten sie Pflanzen mit hoher
Linaloolproduktion aus einer natürlichen Population im US-Bundesstaat
Arizona mit Pflanzen aus Utah, die vergleichsweise wenig Linalool
herstellen. Dieser Ansatz, der auch forward genetics genannt wird,
ermöglicht die Bestimmung von Genen, die der natürlichen Variation
zugrunde liegen.

Die unterschiedliche Wirkung spiegelverkehrter Moleküle

Linalool kommt in zwei unterschiedlichen Formen, sogenannten Enantiomeren,
vor. Die beiden Enantiomere (R)-(−)-Linalool und (S)-(+)-Linalool
gleichen sich in der Struktur, allerdings sind sie, wenn man sie räumlich
betrachtet, wie zwei spiegelverkehrte Gegenstücke. Obwohl nur
(S)-(+)-Linalool in den natürlichen Tabakpopulationen in Utah und Arizona
gefunden wurde, verwendeten die Wissenschaftler in ihren Experimenten auch
Pflanzen, die die spiegelverkehrte Variante (R)-(−)-Linalool
produzierten. Die beiden Enantiomere werden von Tabakschwärmern wie zwei
unterschiedliche chemische Verbindungen wahrgenommen und haben daher auch
unterschiedliche Effekte auf ihr Verhalten.

Experimente in immer komplexerem Kontext

Die Forscher testeten die Wirkung dieser Pflanzen in
Verhaltensexperimenten mit Tabakschwärmern. Dabei beobachteten sie das
Verhalten von verpaarten weiblichen Motten, die jeweils zwei
Versuchspflanzen zur Auswahl hatten, im Windtunnel, unter anderem um der
Fragestellung nachzugehen, wie sich eine verstärkte Produktion der beiden
Enantiomere auf die Eiablage von Motten auswirkt. Erstaunlicherweise wurde
dabei das Eiablageverhalten der Motten nur zu einem Teil von einer
verstärkten Linalool-Produktion in entsprechend genetisch veränderten
Pflanzen beeinflusst. Maßgeblich für die Attraktivität der Pflanzen blieb
deren genetischer Hintergrund, also die Tatsache, ob die Veränderung in
eine Utah-Pflanze oder in eine Arizona-Pflanze eingebracht worden war:
"Wir waren erstaunt, dass der experimentelle Kontext, den wir in unseren
Versuchen herstellten, größere Verhaltensunterschiede bei den Motten
hervorrief als die zwei verschiedenen Enantiomere", berichtet Richard
Fandino, der die Verhaltensassays im Windtunnel konzipierte. Die
Wissenschaftler führten weitere Versuche mit Motten und verschiedenen
Tabakpflanzen in Eiablagekammern sowie in einem großen Versuchszelt durch,
in denen die Motten frei herumfliegen konnten. Die Unterschiede in der
Reaktion auf Linalool-Emission wurden allerdings immer kleiner, je
komplexer die Umgebung wurde.

Die Bedeutung von Signalen im Kontext

Kontext ist ein Begriff aus der Sprachwissenschaft. Er weist auf das
Problem hin, dass Wörter oder Vokabeln unterschiedliche Bedeutungen haben
können, je nachdem in welcher Kommunikationssituation sie verwendet
werden. Ähnlich verhält es sich mit der "chemischen Vokabel" Linalool.
Ursprünglich hatten die Autoren der Studie erwartet, dass ein Duftstoff
ein bestimmtes Verhalten auslöst. "Unsere Studie zeigt aber, dass Motten
auf viele verschiedene Merkmale von Pflanzen, an denen sie Nahrung suchen
oder auf denen sie ihre Eier ablegen, reagieren. Die Insekten müssen die
Informationen dann in ihre Entscheidung integrieren und zwischen den
verfügbaren Pflanzen auswählen. Die Anwesenheit alternativer Pflanzen und
wiederum deren Eigenschaften bestimmen so die Bedeutung jedes einzelnen
Signals: in diesem Fall Linalool", fasst Meredith Schuman zusammen.

Ein besseres Verständnis der Pflanzenabwehr gegen Schädlinge, die auf
einen bestimmen Kontext zugeschnitten ist, könnte dazu beitragen, Probleme
in der standardisierten industriellen Landwirtschaft zu überwinden, wie
zum Beispiel die Entwicklung von Resistenzen gegen häufig verwendete
Pestizide.


Originalpublikation:
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An unbiased approach elucidates variation in (S)-(+)-linalool, a
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Die Vermessung der Naturgesetze



Eine Naturkonstante mit großer Bedeutung für die Teilchenphysik konnte
nun neu gemessen werden - mit deutlich höherer Präzision als bisher.

Es gibt einige Zahlenwerte, die grundlegende Eigenschaften unseres
Universums festlegen. Sie sind einfach so wie sie sind und niemand weiß
warum. Dazu gehört etwa der Wert der Lichtgeschwindigkeit, die Masse des
Elektrons oder auch die Kopplungskonstanten, von denen die Stärke der
Naturkräfte definiert wird.

Eine dieser Kopplungskonstanten, die "schwache
Axialvektor-Kopplungskonstante" (abgekürzt gA) konnte nun mit Beteiligung
der TU Wien viel genauer gemessen werden als bisher. Sie wird benötigt, um
die Kernfusion in der Sonne zu erklären, um die Entstehung der Elemente kurz
nach dem Urknall zu verstehen oder auch, um wichtige Experimente der
Teilchenphysik nachzurechnen. Mit Hilfe ausgeklügelter
Neutronenexperimente konnte man den Wert der Kopplungskonstante gA nun mit
einer Genauigkeit von 0,04 % angeben. Das Ergebnis wurde nun im
Fachjournal "Physical Review Letters" publiziert.

Wenn Teilchen sich verwandeln

In unserem Universum gibt es vier fundamentale Kräfte: Elektromagnetismus,
starke und schwache Kernkraft und die Gravitation. "Um diese Kräfte zu
berechnen, muss man bestimmte Parameter kennen, die ihre Stärke angeben -
und insbesondere bei der schwachen Wechselwirkung ist das eine
komplizierte Angelegenheit", sagt Prof. Hartmut Abele vom Atominstitut der
TU Wien. Die schwache Wechselwirkung spielt eine entscheidende Rolle, wenn
bestimmte Teilchen in andere umgewandelt werden - wenn etwa in der Sonne
zwei Protonen zu einem Kern verschmelzen und eines von ihnen dabei zu
einem Neutron wird. Um solche Prozesse zu analysieren braucht man die
"schwache Axialvektor-Kopplungskonstante" gA.

Es gab bisher unterschiedliche Versuche, diese Konstante zu messen. "Bei
manchen davon gab es allerdings systematische Korrekturen und große
Störfaktoren, die das Ergebnis um bis zu 30 % veränderten", sagt Hartmut
Abele.

Ein anderes Messprinzip wurde in den 1980er Jahren von Prof. Dirk Dubbers
in Heidelberg entwickelt - unter dem Namen "PERKEO". Hartmut Abele ist an
der Arbeit an den PERKEO-Detektoren seit vielen Jahren beteiligt, "PERKEO
2" hatte er selbst im Rahmen seiner Dissertation entwickelt. Nun arbeitete
er mit seinem ehemaligen Studenten Prof. Bastian Märkisch von der TU
München und Torsten Soldner vom Institut Laue-Langevin in Grenoble
zusammen, um die Messmethode ein weiteres Mal deutlich zu verbessern. Mit
"PERKEO 3" konnten in Grenoble nun Messungen durchgeführt werden, die alle
bisherigen an Genauigkeit weit übertreffen.

Der PEREKO-Detektor analysiert Neutronen, die in Protonen zerfallen und
dabei ein Elektron emittieren. "Diese Elektronenemission ist nicht perfekt
symmetrisch", erklärt Hartmut Abele. "Auf der einen Seite misst man ein
bisschen mehr Elektronen als auf der anderen - das hängt von der
Spinrichtung des Neutrons ab." Der PERKEO-Detektor sammelt mit Hilfe
starker Magnetfelder die Elektronen aus beiden Richtungen ein und zählt
sie dann. Aus der Stärke der Asymmetrie, also dem Unterschied der
Elektronenanzahl in den beiden Richtungen, kann man dann direkt auf den
Wert der Kopplungskonstanten gA schließen.

Vom Urknall bis zum CERN

In vielen Bereichen der modernen Physik ist ein möglichst genauer
Zahlenwert für die Kopplungskonstante gA wichtig: Etwa eine Sekunde nach
dem Urknall begann die "primordiale Nukleosynthese" - die Entstehung der
ersten Elemente. Welche Menge von welchen Elementen damals entstand, hängt
unter anderem von gA ab. Und diese ersten Sekunden der Nukleosynthese
bestimmen die Element-Verteilung des Universums bis heute. Auch die Frage,
wie die Energie im Universum auf gewöhnliche Atome und dunkle Materie
verteilt ist, hängt mit dieser Kopplungskonstante zusammen. Nicht zuletzt
ist sie entscheidend um die Genauigkeit großer Experimente zu erhöhen -
etwa rund um Teilchenkollisionen am CERN.


Originalpublikation:

B. Märkisch et al.,

Phys. Rev. Lett. 122, 242501 (2019).

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.122.242501
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Universität Konstanz - 01.07.2019

Die Vermessung von Licht, Zeit und Vakuum

Konstanzer Physiker analysieren Quantenzustände von Licht und
Vakuumfluktuationen und zeigen deren Wechselbeziehung zur Zeit auf



Es sind die großen Fragen nach dem Seinszustand unseres Universums, in
denen sich die Physik und Philosophie berühren: Welche Beschaffenheit hat
das Vakuum, das absolute Nichts? Welche Prozesse spielen sich im Licht ab,
im Bruchteil einer einzigen Lichtschwingung? Wie hängen Lichtausbreitung
und der Ablauf der Zeit zusammen? Physikern der Universität Konstanz um
Prof. Dr. Guido Burkard und Prof. Dr. Alfred Leitenstorfer gelang ein
wesentlicher Beitrag bei der Beantwortung dieser Fragen. Sie entwickelten
erfolgreich ein physikalisches Modell, um die Quantenzustände des
elektromagnetischen Feldes von Licht sowie von Vakuum auf ultrakurzen
Zeitskalen zu beschreiben. Darüber hinaus zeigen sie auf, wie das
elektromagnetische Feld im Vakuum - sogenannte Vakuumfluktuationen -
beeinflusst werden kann. Ihre Arbeit weist erstmalig nach, dass
Quantenzustände des elektromagnetischen Feldes von Licht und Vakuum in
Relation zur Zeit stehen. Dies schafft eine weitere Analogie zwischen der
Quantenmechanik und der Relativitätstheorie, deren Verbindung eine der
großen Herausforderungen der modernen theoretischen Physik darstellt. Die
Forschungsarbeiten, die im Rahmen des Sonderforschungsbereiches 767
"Controlled Nanosystems" der Universität Konstanz stattfanden, wurden am
1. Juli 2019 im Wissenschaftsjournal Nature Physics veröffentlicht.




[image: Bild: © Matthias Kizmann/Guido Burkard, Universität Konstanz]

Schematische Skizze des Erzeugungsprozesses der "gequetschten"
Zustände. Ein ultrakurzes Pumpfeld wird in einen nichtlinearen
Kristall gesandt, wodurch das Vakuum "gequetscht" wird. Innerhalb des
Kristalls werden verschiedene Bereiche des Feldes umverteilt (siehe
graue Linien in der horizontalen Ebene). Des Weiteren wird das Feld
E0 (Amplitude der Vakuumfluktuationen) verstärkt oder abgeschwächt
(z-Achse).

Bild: © Matthias Kizmann/Guido Burkard, Universität Konstanz



Selbst im absoluten Nichts des Vakuums, in dem weder Materie noch Licht
vorhanden sind, existieren noch immer Schwankungen des elektromagnetischen
Feldes. Dieses elektromagnetische "Grundrauschen" des Universums wird als
Vakuumfluktuationen bezeichnet. 2015 gelang es dem Konstanzer Physiker
Prof. Dr. Alfred Leitenstorfer und seinem Team, diese Vakuumfluktuationen
direkt experimentell zu messen. Seine grundlegenden Erkenntnisse zu den
elektromagnetischen Eigenschaften des absoluten Nichts wurden nun in dem
Theoriemodell von Guido Burkard und seinen Mitarbeitern weiter
ausgearbeitet. Guido Burkard und sein Doktorand Matthias Kizmann,
Erstautor der Studie, berechneten die Quantenzustände, die sich im
elektromagnetischen Feld von Licht und Vakuum abspielen. "Was wir immer
mehr verstehen, ist, dass sogar das Vakuum - der Raum, in dem sich nichts
befindet - unglaublich viel Struktur hat", schildert Guido Burkard.

"Gequetschtes Licht"

Als Grundlage ihrer Analyse arbeiteten Burkard und Kizmann mit sogenanntem
"gequetschten Licht" ("squeezed light"). Hierbei handelt es sich um
Lichtimpulse, deren elektromagnetischen Fluktuationen in sich verlagert -
"gequetscht" - wurden. So kann beispielsweise das elektrische Rauschen des
Feldes verringert werden, wodurch aber im Gegenzug sein magnetisches
Rauschen verstärkt wird, und umgekehrt. Die Arbeiten von Kizmann und
Burkard zeigen eine direkte Abhängigkeit zwischen dem elektromagnetischen
Feld von Licht bzw. Vakuum und der Zeit. Dies weist unter anderem nach,
dass Veränderungen in der Art und Weise, wie Zeit für das Licht vergeht,
Auswirkungen auf die Beschaffenheit des elektromagnetischen Vakuums hat.
Dieses Ergebnis schafft auf Ebene der Quantenmechanik eine Analogie zur
Relativitätstheorie, die anhand der Lichtgeschwindigkeit eine
Wechselbeziehung zwischen Raum und Zeit definiert.

Ein rechnerischer Trick

Ein sehr nützliches "Nebenprodukt" der aktuellen Forschungsergebnisse ist
die Schlüsselerkenntnis, wie die sehr komplexen Berechnungen des
elektromagnetischen Feldes auf ultrakurzen Zeitskalen künftig einfacher
gelöst werden könnten. Der direkte Zusammenhang zwischen dem
elektromagnetischen Feld und der Zeit ermöglicht es, den Zustand des
elektromagnetischen Feldes indirekt über zeitliche Faktoren zu erfassen.
"Normalerweise muss man das gesamte elektromagnetische Feld berechnen. Wir
konnten zeigen, dass es reicht zu berechnen, wie die Zeit sich verändert -
dadurch wissen wir zugleich, wie das elektromagnetische Feld sich
verändert", schildert Matthias Kizmann. Die beschriebenen gequetschten
Zustände könnten unter anderem zukünftig zur verbesserten Detektion von
Gravitationswellen genutzt werden.


Faktenübersicht:


	Analyse der Quantenzustände von Licht und Vakuumfluktuationen im Femtosekundenbereich.

	Forschungsergebnisse zeigen eine Relation zwischen dem elektromagnetischen Feld von Licht bzw. Vakuum und der Zeit auf.

	Forschung im Rahmen des Sonderforschungsbereiches 767 "Controlled Nanosystems" der Universität Konstanz

	Gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und im Rahmen des Landesgraduiertenförderungsgesetzes (LGFG) Baden-Württemberg.
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EUROPA/1806: Westbalkan-Gipfel muss Signal für glaubwürdige EU-Erweiterungsperspektive senden

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2019

Posznan: Westbalkan-Gipfel muss Signal für glaubwürdige EU-Erweiterungsperspektive senden



Anlässlich des heute beginnenden Berlin-Prozess-Gipfels in Posznan
erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Von diesem Gipfel muss ein Aufbruch für die Westbalkan-Region
ausgehen. Frankreich und Deutschland müssen endlich ihre
Blockadehaltung aufgeben und den Weg für EU-Beitrittsverhandlungen mit
Nordmazedonien und Albanien freimachen. Beide Länder haben ihren Teil
der Verabredung erfüllt und wichtige Reformfortschritte erzielt. Nun
ist die EU am Zug, ihr Versprechen zu halten. Gleiches gilt für die
noch ausstehende Visaliberalisierung für Kosovarinnen und Kosovaren.
Die von der EU gestellten Bedingungen sind seit über einem Jahr
erfüllt.

Die kontinuierliche Verzögerungstaktik von Präsident Macron und Teilen
der CDU/CSU-Fraktion ist brandgefährlich. Die EU riskiert damit nicht
nur, die Glaubwürdigkeit als verlässliche Partnerin der Region zu
verlieren. Sie ist ein Schlag ins Gesicht derer, die sich seit Jahren
unermüdlich für mehr Demokratie und Rechtstaatlichkeit, für Aussöhnung
und dauerhaften Frieden einsetzen. Sie schafft ein gefährliches Vakuum
für all die politischen Kräfte in und außerhalb der Region, die
keinerlei Interesse an Stabilität und einer EU-Integration haben.

 * 
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EUROPA/1805: Erleichterung über Freilassung Racketes - Seenotrettung ist kein Verbrechen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2019

Erleichterung über Freilassung Racketes - Seenotrettung ist kein Verbrechen



Zum Rettungseinsatz der Sea-Watch 3 und der Freilassung der Kapitänin
Carola Rackete erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für
Flüchtlingspolitik:

Wir sind erleichtert über die Freilassung von Carola Rackete.

Dass die Untersuchungsrichterin zu dem Ergebnis kommt, dass die
Einfahrt in den Hafen durch die Notlage an Bord gerechtfertigt und
notwendig war, ist ein wichtiges Signal. Carola Rackete hat in
Übereinstimmung mit internationalem Seerecht Menschen vor dem
Ertrinken bewahrt und sie in den nächsten sicheren Hafen gebracht. Sie
hat zu jedem Zeitpunkt dieses Rettungseinsatzes besonnen gehandelt.
Der Schritt, in italienische Gewässer und infolgedessen in den Hafen
von Lampedusa einzufahren, war eine notwendige Reaktion auf den
Zustand der Geretteten an Bord, sowie auf den zweiwöchigen politischen
Stillstand und die italienische Verweigerungshaltung.

Die Abgründe der gegenwärtigen europäischen Flüchtlingspolitik zeigen
sich in dem Umstand, dass Carola Rackete weiterhin strafrechtliche
Konsequenzen drohen, dafür dass sie Menschenleben gerettet hat. Der
Schutz des Lebens muss aber über den nationalstaatlichen
Streitigkeiten stehen. Wir Grüne sind solidarisch mit dem engagierten
Einsatz der NGOs, Freiwilligen, Kapitäninnen und Ärzten an Bord der
zivilen Rettungsschiffe.

Die Ereignisse um die Sea Watch 3 und ihrer Kapitänin Carola Rackete
sind die Krönung einer völlig grotesken Politik. Nicht sie hat falsch
gehandelt. Falsch gehandelt haben all jene, die eine Notlage auf der
Sea-Watch 3 bewusst in Kauf genommen haben. Die Regierungen der
EU-Mitgliedstaaten haben sich mit ihrem Abwarten und Nichts-Tun dem
Kurs Salvinis gebeugt. Der jüngste Angriff auf ein Flüchtlingslager
bei Tripolis, bei dem fast 40 Menschen ums Leben kamen, verdeutlicht
die katastrophale Lage für Geflüchtete in Libyen und zeigt, dass es
endlich tragbare Lösungen braucht.

Solange die Bundesregierung an ihrer Verweigerungshaltung gegenüber
einer solidarischen europäischen Flüchtlingspolitik festhält, bleiben
die Solidaritätsbekundungen aus der Bundesregierung an Carola Rackete
nichts weiter als Lippenbekenntnisse. Es ist ein Armutszeugnis für die
Bundesregierung, dass sie nicht in der Lage ist, feste, dauerhafte und
großzügige Kontingente und eine faire, verlässliche Verteilung der
Geflüchteten in der Europäischen Union zu vereinbaren.

 * 
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RECHT/858: Urteilsaufhebung gegen Kristina Hänel ist kein Grund zur Freude

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2019

Urteilsaufhebung gegen Kristina Hänel ist kein Grund zur Freude



Zur Aufhebung des Urteils gegen die Ärztin Kristina Hänel durch das
Oberlandesgericht Frankfurt am Main erklären Ulle Schauws, Sprecherin
für Frauenpolitik, und Katja Keul, Sprecherin für Rechtspolitik:

Die Aufhebung des Urteils gegen die Ärztin Kristina Hänel wegen
illegaler Werbung für Abtreibungen ist leider kein Grund zur Freude.
Klar ist nur, dass der Fall von Frau Hänel nun neu geprüft werden
muss - und zwar auf Grundlage des neuen § 219a StGB, den wir sehr
kritisch sehen.

Die Reform des § 219a StGB hat nicht zu mehr Informationsfreiheit
oder Rechtssicherheit geführt. Ärztinnen und Ärzte werden weiterhin
kriminalisiert, wenn sie sachlich auf ihrer Homepage über
Schwangerschaftsabbrüche informieren. Das steht ihrer Berufsfreiheit
entgegen und ist eine große Belastung sowohl für die Ärztinnen und
Ärzte als auch für die betroffenen Patientinnen. Diese sollen sich
nach aktueller Rechtslage nicht bei der Ärztin oder dem Arzt ihres
Vertrauens, sondern über eine Liste der Bundesärztekammer zum Thema
Abtreibung informieren - jedoch ist diese Liste derzeit noch gar nicht
abrufbar. Wir fordern weiterhin die Streichung des Paragrafen, im
Sinne der Frauen sowie der Ärztinnen und Ärzte. Für uns ist klar:
Fälle wie der von Kristina Hänel gehören nicht vor Gericht!

 * 
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SOZIALES/1946: Sorgen von Kindern ernst nehmen - politisch konsequent handeln

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2019

Sorgen von Kindern ernst nehmen - politisch konsequent handeln!



Zur heutigen Veröffentlichung der Studie "Children's Worlds+" der
Bertelsmann-Stiftung erklärt Katja Dörner, Stellvertretende
Fraktionsvorsitzende:

Wenn Kinder und Jugendliche den Eindruck haben, nur unzureichend
beteiligt und mit ihren Anliegen kaum ernst genommen zu werden, dann
ist das ein Alarmsignal. Kinder verbringen einen erheblichen Teil des
Tages in der Schule. Viele Kinder sehen hier keine Möglichkeit der
Mitgestaltung. Gerade an einem solchen zentralen Ort der Bildung ist
es jedoch wichtig, dass sie beteiligt werden. Durch eine frühe
Mitbestimmung und Mitgestaltung erlernen Kinder und Jugendliche
Selbstständigkeit und das Selbstbewusstsein, das sie brauchen, um
unsere Gesellschaft auch in Zukunft mitgestalten zu können. Das Recht
von Kindern auf Beteiligung an allen Dingen, die sie selbst betreffen,
ist ein Grundprinzip der UN-Kinderrechtskonvention. Die Ergebnisse der
Studie zeigen leider, dass dieses Grundprinzip in Deutschland noch
immer nicht umgesetzt ist. Mit unserem Grünen Gesetzentwurf zur
Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz wollen wir das ändern.
Kinder müssen umfassend beteiligt werden. Ihr Wille muss auch etwas
zählen.

Dass mehr als die Hälfte der Kinder, die an der Studie teilgenommen
haben, sich Sorgen um die finanzielle Situation ihrer Familie macht,
zeigt, wie präsent das Thema Armut auch bei Kindern selbst bereits
ist. Kinder sehen, dass Gleichaltrige aus ärmeren Familien häufiger
ausgegrenzt werden. Kinder aus ärmeren Familien können oft bei den
einfachsten Dingen nicht dabei sein, die für die meisten ganz normal
sind, einfach weil ihnen das Geld fehlt. Egal ob es das Eis im
Schwimmbad oder der gemeinsame Kinobesuch ist: Alle Kinder haben das
Recht auf gute Startchancen. Dafür muss die Bundesregierung
Kinderarmut endlich konsequent bekämpfen. Wir Grüne haben als erste
ein Konzept für eine Kindergrundsicherung vorgelegt, die Kinderarmut
verhindert. Union und SPD sollten hier endlich auch liefern.

 * 
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WIRTSCHAFT/2877: Energiewende - Versorgungssicherheitsbericht entlarvt Untätigkeit der Bundesregierung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2019

Versorgungssicherheitsbericht entlarvt Untätigkeit der Bundesregierung



Anlässlich der Veröffentlichung zum Versorgungssicherheitsbericht des
Ministeriums für Wirtschaft und Energie erklärt Ingrid Nestle,
Sprecherin für Energiewirtschaft:

Der Bericht entlarvt die Untätigkeit der Bundesregierung beim Umbau
unseres Energiesystems. Dabei ist er vor allem ein Armutszeugnis für
diejenigen Stimmen in der Union, die mit Verweis auf die
Versorgungssicherheit seit Jahren versuchen, die Energiewende in
Deutschland zu torpedieren. Die Bundesregierung gefährdet mit ihrer
Lethargie die deutsche Stromversorgung. Das ist unverantwortlich.

Unglaublich ist auch, dass die Veröffentlichung des Berichtes
geschlagene elf Monate zu spät kommt. Diese eklatante Verzögerung
verdeutlicht das Chaos im Ministerium für Wirtschaft und Energie um
energiepolitische Richtungsfragen.

Entscheidend für den Erfolg der Energiewende ist nun, dass die
Bundesregierung die richtigen Schlüsse aus den Ergebnissen zieht. An
erster Stelle muss dabei ein Neustart beim Ausbau erneuerbarer
Energien stehen. Dieser ist Grundvoraussetzung, um die Klimaziele zu
erreichen.

Außerdem zeigt der Bericht, dass sich durch europäische Kooperation
die Stromversorgung Europas weiter verbessert. Umso wichtiger ist es,
die zarten Fortschritte beim grenzüberschreitenden Ausbau der
Stromleitungen zu verstetigen. Denn für eine europäische Energiewende
ist Deutschland als Stromdrehschreibe unverzichtbar.

 * 
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WIRTSCHAFT/2876: Menschenrechte vor Profite - Ausbeutung durch Supermarktketten stoppen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Juli 2019

Menschenrechte vor Profite - Ausbeutung durch Supermarktketten stoppen!



Zum heute veröffentlichten "Supermarkt-Check" von Oxfam erklärt Uwe
Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Der Supermarkt-Check zeigt wieder einmal: Die deutschen Supermärkte
tun viel zu wenig, um Menschenrechte in den globalen Lieferketten
einzuhalten. Vielmehr nutzen die Supermarktketten ihre Marktmacht, um
Löhne zu drücken und Preise zu diktieren. Die Menschenrechte spielen
allenfalls eine untergeordnete Rolle. So erfüllt beispielsweise Edeka
gerade einmal ein Prozent des an den UN-Leitlinien für Wirtschaft und
Menschenrechte angelehnten Kriterienkataloges. Diese Versäumnisse sind
nicht hinnehmbar. Schließlich wollen die Kundinnen und Kunden
sichergehen, dass ihr Einkauf nicht zur Ausbeutung von Mensch und
Natur beiträgt.

Die Supermärkte müssen dafür sorgen, dass ihr Sortiment keine Produkte
enthält, bei deren Herstellung Menschenrechte verletzt wurden. Aber
auch die Bundesregierung steht in der Pflicht. Es braucht ein Gesetz,
das menschenrechtliche Sorgfaltspflichten rechtsverbindlich verankert.
Davon würde auch die Unternehmerseite profitieren. Denn ein solches
Lieferkettengesetz würde juristische Grauzonen beseitigen und durch
die Schaffung eines Level-Playing-Fields dafür sorgen, dass
Menschenrechtsschutz kein Wettbewerbsnachteil ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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EUROPA/974: Nominierung von der Leyens zeigt Ansehen Deutschlands

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Juli 2019

Nominierung von der Leyens zeigt Ansehen Deutschlands



Zum Ergebnis des EU-Gipfeltreffens können Sie die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert, mit
folgenden Worten zitieren:

"Die Europäische Volkspartei hat sich durchgesetzt. Mit Ursula von
der Leyen soll eine international erfahrene Christdemokratin
Präsidentin der EU-Kommission werden. Das trägt dem Sieg der EVP bei
den Europawahlen Ende Mai Rechnung.

Es wird allerdings zu Enttäuschung bei den europäischen Wählerinnen
und Wählern führen, dass keiner der Spitzenkandidaten für die EP-Wahl
das Amt übernimmt. Für die parlamentarische Demokratie auf
europäischer Ebene ist das ein Rückschritt.

Die Nominierung Ursula von der Leyens zeigt auch das Ansehen, das
Deutschland und insbesondere Angela Merkel auf europäischer Ebene
genießen. Ohne die deutsche Bundeskanzlerin wäre der ausgewogene
Personalkompromiss nicht zustande gekommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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INNEN/3487: Union stärkt Attraktivität des Öffentlichen Dienstes

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2019

Union stärkt Attraktivität des Öffentlichen Dienstes

Ein starker Staat braucht einen starken öffentlichen Dienst: Zulagen
für Sicherheitskräfte des Bundes werden deutlich erhöht



Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch den Entwurf eines
Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetzes (BesStMG) beschlossen.
Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag für Innen und Recht, Thorsten Frei:

"Wir wollen, dass auch in Zukunft die besten Köpfe für unser Land
arbeiten. Der öffentliche Dienst muss attraktiv bleiben. Dazu müssen
wir die Rahmenbedingungen an eine Reihe von Anforderungen, nicht
zuletzt an den sich verschärfenden Fachkräftemangel anpassen. Mit der
im Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz vorgesehenen Erhöhung
zahlreicher Zulagen, den Verbesserungen bei der Personalgewinnung und
Personalbindung, der Stärkung der Attraktivität für Anwärter, den
Verbesserungen bei der Auslandsbesoldung und der Leistungsbesoldung
machen wir einen großen Schritt nach vorn.

Das BesStMG zielt mit der Erhöhung der Polizeizulage um 40 Prozent,
der Anhebung der Sicherheitszulagen für die Nachrichtendienste und
den Verbesserungen für Beamte des Bundeskriminalamtes insbesondere
auch auf die Stärkung der Sicherheitskräfte des Bundes. Sie leisten
jeden Tag, oftmals unter schweren Bedingungen und unter Einsatz ihres
Lebens, Außergewöhnliches für unsere Gesellschaft und unser Land. Sie
haben unseren ganz großen Respekt verdient, und das findet seinen
Ausdruck auch in dem heute vom Kabinett beschlossenen Gesetzentwurf."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/950: Bußgeld zeigt, dass das NetzDG wirkt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2019

Bußgeld zeigt, dass das NetzDG wirkt

Gesetz konsequent anwenden und Dialog zwischen Plattformen und
Bundesamt für Justiz stärken



Das Bundesamt für Justiz (BfJ) hat gegenüber der Facebook Ireland
Limited aufgrund unvollständiger Angaben im Transparenzbericht des 1.
Halbjahres 2018 einen Bußgeldbescheid in Höhe von zwei Millionen Euro
erlassen. Dazu erklärt die rechts- und verbraucherschutzpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Das Bundesamt für Justiz hat für seinen ersten bekannt gewordenen
Bußgeldbescheid auf Grundlage des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes
(NetzDG) eine gut nachvollziehbare Begründung geliefert. Den Vorgaben
des NetzDG wird nur dann entsprochen, wenn über die Behandlung
sämtlicher rechtswidriger Inhalte transparent berichtet wird.
Insoweit ist es richtig zu verlangen, dass die Zahlen in den
halbjährlichen Transparenzberichten Klarheit über das tatsächliche
Ausmaß rechtswidriger Inhalte in den sozialen Netzwerken verschaffen.

Es verstößt erkennbar gegen die Vorgaben des Gesetzes, einen Großteil
der Meldungen rechtswidriger Inhalte über die unternehmenseigenen
Community Standards zu behandeln und auf diese Weise entsprechende
Fallzahlen der vom NetzDG geforderten Transparenz zu entziehen. Hinzu
kommen die unübersichtlichen Meldewege bei Facebook, auf denen die
User im Ergebnis fast von einer Meldung nach dem NetzDG abgehalten
werden.

Zugleich müssen wir zusehen, dass Auslegungsfragen und
Meinungsverschiedenheiten über die Anwendung des NetzDG, mit dem alle
Beteiligten juristisch neue Wege beschreiten, nicht erst im
Bußgeldverfahren ausgetragen werden. Auf diese Weise kämen wir
schneller zu einer effektiven Eindämmung von Hass und Hetze im Netz
und vor allem zu einer transparenten Übersicht über das tatsächliche
Ausmaß dieses Problems in den sozialen Netzwerken.

Wir müssen Wege für einen fortgesetzten Austausch zwischen Netzwerken
und dem Bundesamt für Justiz finden. Gerade in einem für alle
Beteiligten neuen Rechtsgebiet muss es unser Anspruch sein, offene
Fragen frühzeitig im Dialog anzusprechen. Um dem Bundesamt für Justiz
entsprechende Handlungsspielräume zu geben, werden wir die anstehende
Überarbeitung des NetzDG nutzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/949: Neue gesetzliche Regelung des § 219a StGB ist weiterhin tragfähig

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2019

Neue gesetzliche Regelung des § 219a StGB ist weiterhin
tragfähig



Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main (OLG) hat mit am heutigen
Mittwoch veröffentlichtem Beschluss das Verfahren wegen Werbung für
den Abbruch der Schwangerschaft gegen die Gießener Ärztin zur
erneuten Verhandlung an das Landgericht Gießen zurückverwiesen.
Hierzu können Sie die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie
folgt zitieren:

"Die Neuregelung des § 219a StGB aus März 2019 ist nach wie vor
tragfähig. In der ganzen Diskussion darf nicht vergessen werden, dass
der Hauptkonflikt zwischen Mutter und Kind besteht. Das stand neben
dem Interesse der Ärzte bei der Neuregelung im Mittelpunkt. Es ist
gut, dass die Neuregelung für alle Seiten rechtssicher abgrenzt, was
geht und was nicht geht und notwendige Informationen gewährleistet."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2845: Verbraucherschutz für Fluggäste stärken

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2019

Verbraucherschutz für Fluggäste stärken

Durchsetzung von Ansprüchen auf Entschädigung muss jederzeit möglich
sein



Überbuchungen, Annullierungen und Verspätungen von Flügen belasten
immer wieder zahlreiche Fluggäste. Nach dem Ferienchaos im
vergangenen Jahr sind laut Medienberichten auch 2019 Probleme in der
Ferienzeit im Flugverkehr zu erwarten. Hierzu erklären die
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, und der zuständige
Berichterstatter, Sebastian Steineke:

Winkelmeier-Becker: "Die Ereignisse im vergangenen Sommer mit
unzähligen Flugausfällen und Verspätungen haben deutlich gemacht,
dass die bisherigen Regelungen zur Durchsetzung von
Verbraucherrechten gegenüber Fluggesellschaften nicht ausreichen.
Auch die Luftfahrtgipfel haben in diesem Kontext noch keine
wesentlichen Verbesserungen herbeigeführt. Die Branche hat dort zwar
gemeinsam mit der Politik Maßnahmen entwickelt, um ein erneutes
Ferienchaos zu verhindern. Dennoch erhalten Verbraucherinnen und
Verbraucher bei Verspätungen und Flugausfällen in vielen Fällen immer
noch keine Entschädigung, auch wenn sie ihre Ansprüche ordnungsgemäß
geltend machen. Neben der Reform der Europäischen
Fluggastrechte-Verordnung, die wir für zwingend notwendig halten,
sind auch auf nationaler Ebene geeignete Mittel zur besseren
Durchsetzbarkeit berechtigter Ansprüche von Verbraucherinnen und
Verbrauchern zu prüfen."

Steineke: "Um die zivilrechtliche Durchsetzung von
Verbraucheransprüchen im Flugverkehr zu verbessern, sind aus unserer
Sicht einige wesentliche Schritte erforderlich. Insbesondere in
einfach gelagerten Fällen, in denen der Anspruch auf Entschädigung
dem Grunde nach feststeht, kann eine mögliche Verpflichtung der
Fluggesellschaften zu einer Auszahlung binnen einer kurzen Frist
Abhilfe schaffen. In den Fällen, in denen alle Daten des Kunden
vorliegen, muss dies durch eine 'Ein-Klick-Rückerstattung' möglich
sein. Um Verbraucherinnen und Verbraucher vor möglichen
Airline-Insolvenzen besser zu schützen, schlagen wir vor, in
Anlehnung an das Pauschalreise-Recht zunächst nur eine Anzahlung zu
leisten und die Fälligkeit der Restsumme erst kurz vor den
Flugantritt zu legen. Dies könnte zu einer deutlichen Verbesserung
des Verbraucherschutzes beitragen."

Hintergrund:

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion berät zurzeit ein Papier, das
Maßnahmen vorsieht, um den Verbraucherschutz für Fluggäste zu stärken
und die Durchsetzung von Ansprüchen zu verbessern. Hintergrund sind
die negativen Entwicklungen im Flugverkehr im vergangenen Jahr und
eine mögliche Wiederholung dieser Situation in diesem Sommer.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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WIRTSCHAFT/2844: Empfehlungen der Baulandkommission sollen Bauen einfacher machen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Juli 2019

Empfehlungen der Baulandkommission sollen Bauen einfacher
machen

Bestehender Eigentumsschutz bleibt gewahrt



Am heutigen Dienstag wurden die Ergebnisse der Expertenkommission
"Nachhaltige Baulandmobilisierung und Bodenpolitik" vorgestellt.
Hierzu erklären der baupolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Kai Wegner, und die zuständige Obfrau der
Arbeitsgruppe Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen der
Fraktion, Emmi Zeulner - beides Mitglieder der Baulandkommission:

"Die Arbeit der Baulandkommission war intensiv und inhaltlich sehr
breit aufgestellt. Wir begrüßen, dass nun Empfehlungen entwickelt
worden sind, die als Grundlage in den politischen Diskussionsprozess
bei anstehenden Gesetzesvorhaben eingehen. Dabei soll der bestehende
Eigentumsschutz gewahrt bleiben.

Besonders unterstützen wir die Vorschläge im Bauplanungsrecht, die zu
einem schnelleren und einfacheren Bauen beitragen sollen. Sie könnten
im Wohnungsbau bisher Unmögliches möglich machen.

Wichtig war uns auch, dass die Baulandkommission die Fortführung des
beschleunigten Verfahrens für neue Baugebiete am Ortsrand (§ 13b
Baugesetzbuch) empfiehlt. Es wird inzwischen von den Kommunen rege
genutzt. Darüber hinaus soll das Bundesfinanzministerium steuerliche
Anreize für Eigentümer bebaubarer Grundstücke prüfen, damit diese dem
Wohnungsmarkt zur Verfügung gestellt werden. Für den
Dachgeschossausbau wurden Erleichterungen empfohlen und ein
Brachflächenprogramm befürwortet. Beides unterstützt den Vorrang der
Innenentwicklung. Zudem sollen auch Bahngrundstücke vergünstigt
abgegeben werden können.

Wir sehen in den Empfehlungen einen sachlichen Beitrag, um in der
Bauland- und Bodenpolitik bestehende Probleme anzupacken."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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ARBEIT/1872: Bernd Riexinger zur Begrenzung des Mindestlohnes

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Zur Begrenzung des Mindestlohnes



Heute vor 5 Jahren beschloss der Bundestag Ausnahmen vom Mindestlohn.
Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Mit den Ausnahmen, die bereits vor Einführung des Mindestlohnes
beschlossen wurden, hat die Bundesregierung diese Form der
Armutssicherung direkt ausgehöhlt. Schon vor seiner Einführung im
Januar 2015 ist die damalige Bundesregierung wieder zurück gerudert
und hat damit Hintertüren für Ausnahmen aller Art geöffnet.

Gegenwärtig sehen wir, dass weitere Einschränkungen diskutiert werden
statt notwendige Ausweitung, etwa ob Geflüchtete vom Mindestlohn
ausgenommen werden sollten. Dabei war die Idee des Mindestlohnes,
dort vor Armut zu schützen, wo andere Mechanismen versagen. Das heißt
auch dort zu greifen, wo gewerkschaftliche und betriebliche
Arbeitsrechtsvertretung nicht greift. In welcher Logik kann es für
einen erwachsenen Menschen davon Ausnahmen geben?

Dort wo er greift, war der Mindestlohn zudem von Beginn an zu niedrig
angesetzt. Mit 8,50 EUR kann eine alleinerziehende Mutter nicht über
die Runden kommen. Altersarmut ist vorprogrammiert. Statt das
Mindestlohn-Gesetz als ersten Schritt zu sehen, wurde mit dem
Beschluss der Ausnahmen am 03.07.2014 bereits der Fall nach unten
vorbereitet.

Dabei ist es nicht so kompliziert: Wir brauchen einen Mindestlohn von
12 Euro/Stunde, die Abschaffung aller Ausnahmen und ausreichend
Personal zur Überprüfung, ob das Gesetz auch eingehalten wird.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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EUROPA/1728: Von der Leyens Berufung auf EU-Chefposten muss verhindert werden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juli 2019

Von der Leyens Berufung auf EU-Chefposten muss verhindert werden



"Nach Jean-Claude Juncker soll Ursula von der Leyen die EU-Kommission
führen? Die Verstrickung in diverse Steuer- und Beraterskandale und
die damit verbundene Verschwendung von Steuergeld scheint für
EU-Chefposten kein Hindernis, sondern geradezu eine Empfehlung zu
sein. Wenn die EU die europäische Idee nicht noch mehr diskreditieren
will, muss diese peinliche Entscheidung korrigiert werden,"
kommentiert Sahra Wagenknecht die Entscheidung des EU-Gipfels, Frau
von der Leyen zur EU-Kommissionschefin zur berufen. Die Vorsitzende
der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Frau von der Leyen war schon mit ihrem Ministeramt in Deutschland
heillos überfordert. Sie steht für einen Kurs der Aufrüstung und
Konfrontation gegen Russland. Das mag Nationalisten wie Orban
gefallen, auch Salvini und Co. werden für diese Steilvorlage aus
Brüssel dankbar sein. Die SPD kann und sollte die Berufung von der
Leyens verhindern, sonst erweist sie Europa und der Demokratie einen
Bärendienst."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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EUROPA/1727: Michael Brandt zur Freilassung der Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juli 2019

Freilassung der Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete - Seenotrettung ist kein Verbrechen



"Es ist eine erfreuliche Nachricht, dass Carola Rackete wieder auf
freiem Fuß ist. Seenotrettung ist kein Verbrechen. Carola hat
rechtlich und humanitär ihre Pflicht getan, als sie die Geretteten
nach wochenlangem Schweigen der EU und der Bundesregierung sicher in
Italien an Land brachte. Horst Seehofer hätte mit seiner Bereitschaft,
die Geretteten in Deutschland aufzunehmen, eine deutsche Bürgerin, die
sich für Humanität und Menschenrechte starkmacht, schützen können.
Sein Ziel scheint aber die Verhinderung der Seenotrettung zu sein",
erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe, zum Urteil des italienischen
Ermittlungsrichters, dem die "Sea-Watch-3"-Kapitänin am Montag
vorgeführt wurde. Brandt weiter:

"Ich fordere die Bundesregierung und die EU auf, sich nachdrücklich
für die sofortige Entkriminalisierung von Seenotrettung und die
Freisetzung der 'Sea Watch 3' starkzumachen. Sie müssen jetzt handeln,
um die Geflüchteten schleunigst auf die aufnahmebereiten europäischen
Städte und Kommunen zu verteilen. Rückführungen nach Libyen müssen
ausgeschlossen sein.

DIE LINKE zeigt sich solidarisch mit der 'Sea-Watch'-Crew und allen
anderen angeklagten und nicht-angeklagten zivilen Seenotretterinnen
und -rettern. Wir fordern, endlich eine EU-weite zivile Seenotrettung
einzusetzen, anstatt weiter an der europäischen Abschottungspolitik
festzuhalten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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EUROPA/1726: Katja Kipping zur Freilassung der Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Zur Freilassung der Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:



Die Freilassung von Carola Rackete erfüllt mich mit Freude und
Erleichterung. Es ist ein Sieg für Rechtsstaat und Menschlichkeit. Es
steht aber noch ein weiteres Verfahren aus und es ist zu erwarten,
dass es nicht der letzte Versuch der Kriminalisierung von
Seenotretterinnen und -rettern ist. Carola Rackete und all die
weiteren mutigen Menschen, die so viel riskieren, um Menschlichkeit
und Seerecht im Mittelmeer hochzuhalten und dabei zahllose
Menschenleben retten, brauchen weiter unser aller Unterstützung.

Es ist eine Schande, dass diese Menschen von den Staaten
kriminalisiert werden, deren Aufgabe es eigentlich wäre, genau diese
Arbeit zu machen: Menschen vor dem Ertrinken zu retten, sichere
Fluchtwege und faire Asylverfahren zu gewährleisten.

Im Tauziehen um das Schicksal der Sea-Watch 3 und die von ihr
geretteten Menschen haben die europäischen Institutionen erneut
bewiesen, dass sie nicht willens sind, Verantwortung für den Schutz
geflüchteter Menschen zu übernehmen.

Die Rettung von Menschen aus Seenot ist für die EU und die Regierungen
keine Frage des Könnens, sondern eine des Wollens. Auch die deutschen
Regierungsmitglieder, die sich jetzt für die Freilassung von Frau
Rackete einsetzten, sind vorher vor allem durch Untätigkeit
aufgefallen.

Wir brauchen dringend eine europäische Seenotrettung und einen
europäischen Verteilmechanismus für angekommene Flüchtlinge. Die
ausbleibende Einigung dazu auf europäischer Ebene darf aber nicht als
Ausrede für einzelne Regierungen gelten, selbst nichts zu unternehmen.
Statt Ausflüchte zu suchen, muss auch und gerade die deutsche
Regierung jetzt endlich praktisch und effektiv ihren Beitrag zum
Schutz von Menschenleben im Mittelmeer leisten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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EUROPA/1725: Tobias Pflüger zur Nominierung von Ursula von der Leyen als EU-Kommissionspräsidentin

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Zur Nominierung von Ursula von der Leyen als EU-Kommissionspräsidentin



Zur Nominierung von Ursula von der Leyen als EU-Kommissionspräsidentin
erklärt Tobias Pflüger, stellvertretender Vorsitzender und
verteidigungspolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion DIE LINKE:

"Dieser Vorschlag ist eigentlich ein Witz, aber offensichtlich ein
ernst gemeinter. Ursula von der Leyen ist als Verteidigungsministerin
in Deutschland mitten im Beratersumpf und hat kein einziges Problem
der Bundeswehr gelöst, im Gegenteil: Milliardenschwere
Fehlinvestitionen, eine Gorch-Fock-Affäre, die sich gewaschen hat und
Berater, überall Berater und Vetternwirtschaft im
Verteidigungsministerium. Wo genau die Qualifikation von Ursula von
der Leyen für das Amt der EU-Kommissionspräsidentin liegen soll,
bleibt ein Rätsel. Wie Angela Merkel die SPD bei der Nominierung
übergangen und brüskiert hat, muss die SPD diskutieren, ist aber unter
normalen Umständen keine Grundlage für eine gemeinsame
Regierungskoalition. Der Vorschlag von Ursula von der Leyen als
EU-Kommissionspräsidentin ist abzulehnen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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WIRTSCHAFT/2171: Bundesregierung bekommt Mietenanstieg nicht in den Griff

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Juli 2019

Bundesregierung bekommt Mietenanstieg nicht in den Griff



"Die Bundesregierung hat durch ihre Politik der Tatenlosigkeit die
Mietenkrise mit verursacht. Es müssen endlich wirksame Maßnahmen wie
zum Beispiel ein bundesweiter Mietendeckel und ein öffentliches
Wohnungsbauprogramm nach Wiener Vorbild ergriffen werden", erklärt
Caren Lay, stellvertretende Vorsitzende und mietenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des heute im
Bundeskabinett vorgestellten Wohngeld- und Mietenberichts 2018. Lay
weiter:

"Die Bundesregierung tut viel zu wenig gegen die steigenden Mieten.
Die Mietpreisbremse ist unzureichend und wirkt nicht. Die bisher
bekannten Pläne zur Mietspiegelreform springen viel zu kurz. Und die
jüngst verabschiedete Wohngeldreform wird nicht mit dem Mietenanstieg
mithalten können. Vielen Mieterinnen und Mietern steht das Wasser
mittlerweile bis zum Hals. Ihre Wohnkosten fressen immer größere
Anteile ihres verfügbaren Einkommens auf. Vor allem Geringverdienende,
Studierende, Ältere und Nichtdeutsche finden keine bezahlbaren
Wohnungen mehr.

Die Bundesregierung muss endlich konsequente und wirksame Maßnahmen
ergreifen, um den Mietenanstieg und die Wohnungsnot zu stoppen.
Notwendig sind unter anderem ein Mietendeckel und ein öffentliches
Wohnungsbauprogramm nach Wiener Vorbild, mit dem jährlich mindestens
250.000 Sozialwohnungen gebaut werden können. Die Spekulation mit
Wohnraum und Boden muss gestoppt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8612: Heute im Bundestag Nr. 755 - 03.07.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 755

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.14 Uhr

1. Samariterbund-Projekt in Griechenland

2. Pflegeschülerprojekt in Hamburg

3. Lage von Flüchtlingen in Libyen

4. Digitalisierung von Visaverfahren

5. Monitoring des Nationalen Aktionsplans

6. Sicherheitsfirmen in Kriegsgebieten



1. Samariterbund-Projekt in Griechenland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Um das durch die Bundesregierung geförderte Projekt
"Humanitäre Versorgung von Flüchtlingen: Campmanagement, Bau von
Flüchtlingsunterkünften sowie mobile Hilfsdienstleistungen für
vorrangig syrische Flüchtlinge auf dem Balkantransit" des
Arbeiter-Samariter-Bundes (ASB) in Griechenland geht es in der in der
Antwort der Bundesregierung (19/11204) auf eine Kleine Anfrage
(19/10585) der AfD-Fraktion. Der ASB habe mit einem anerkannten,
lokalen Projektpartner kooperiert, der mit den Behörden vor Ort in
engem Austausch stand. "Bewilligte Renovierungsarbeiten mussten wegen
einer Prüfung der Baugenehmigungshistorie des Gebäudes unterbrochen
werden, und der Verwaltungsaufwand verzögerte den
Genehmigungsprozess." Der ASB habe das Auswärtige Amt unverzüglich
nach Bekanntwerden dieser Verzögerungen im Januar 2017 informiert.
"Die Haushaltsmittel wurden in Höhe der nicht zweckgemäß umgesetzten
Mittel zurückgefordert und im Oktober 2017 vereinnahmt."

 * 

2. Pflegeschülerprojekt in Hamburg

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) 50 Personen aus Tunesien sind im Rahmen eines
Pflegeschüler-Ausbildungsprojekt nach Deutschland eingereist und haben
an Sprachkursen und Integrationsaktivitäten teilgenommen, für deren
Durchführung das Auswärtige Amt eine Zuwendung gewährte. Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/11014) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/10532) hervor. "Die Projektförderung des Auswärtigen
Amts umfasste Phase I (Sprachkurse und Integrationsaktivitäten) eines
Programms zur Ausbildung von Gesundheits- und Krankenpfleger/-innen."
Die Firma Asklepios Medical School gGmbH habe dazu eine Förderung von
952.132,00 Euro beantragt. "Da die Phasen II (Ausbildung zum/-r
Gesundheits- und Krankenpfleger/-in) und III (Tätigkeit als
Gesundheits- und Krankenpfleger/-in) des Programms nicht aus
Bundesmitteln gefördert wurden, hat die Bundesregierung hierzu keine
weitergehenden Informationen."

 * 

3. Lage von Flüchtlingen in Libyen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Situation von Flüchtlingen in Libyen
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/11075). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie viele
Flüchtlinge bisher im Jahr 2019 von der libyschen Küstenwache
abgefangen worden sind und welche Kenntnisse sie über deren Verbleib
hat. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, wie viele Schutzsuchende
sich im Moment in Detention Centers oder Privatgefängnissen in Libyen
befinden und wie viele unter ihnen von den laufenden Kampfhandlungen
zwischen den Kräften der Regierung von Tripolis und der Armee des
Generals Khalifa Haftar sowie zwischen verschiedenen Milizen bedroht
sind.

 * 

4. Digitalisierung von Visaverfahren

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Herausforderungen bei der Digitalisierung
von Visaverfahren erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/11143). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, "ob
eine vollständige Digitalisierung von D-Visaverfahren in dem Sinne,
dass Visa online beantragt, digitalisiert geprüft und schließlich auch
elektronisch erteilt werden können, wünschenswert und umsetzbar" ist.
Außerdem soll die Bundesregierung angeben, weshalb Visaanträge für
längerfristige Aufenthalte wie etwa Studium, Arbeitsaufnahme oder
Familienzusammenführung bislang nicht mit dem VIDEX-Formular erfasst
werden können und welche grundsätzlichen datenschutzrechtlichen
Schwierigkeiten bei der Digitalisierung der Übertragung von
biometrischen Daten an die jeweiligen Auslandsvertretungen existieren.

 * 

5. Monitoring des Nationalen Aktionsplans

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den Monitoring-Prozess des Nationalen Aktionsplans
Wirtschaft und Menschenrechte (NAP) thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/11078). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, welche Vorschläge des Bundeskanzleramts für die
Methodik des Monitoring-Prozesses in den NAP-Zwischenbericht
einfließen. Weitere Fragen zielen auf die "prozessschwächende und/oder
verlangsamende Rolle" von Bundeskanzleramt, Wirtschafts- und
Finanzministerium.

 * 

6. Sicherheitsfirmen in Kriegsgebieten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach deutschen Sicherheitsfirmen und Militärfirmen
in Krisen- und Kriegsgebieten erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/11079). Die Bundesregierung soll unter
anderem ihre Erkenntnisse zu solchen Firmen darlegen und angeben, wie
viele von ihnen den "Internationalen Verhaltenskodex für private
Sicherheitsdienstleister" unterzeichnet haben.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 755 - 3. Juli 2019 - 15.14 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/8611: Heute im Bundestag Nr. 754 - 03.07.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 754

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.42 Uhr

1. Rentenansprüche von DDR-Übersiedlern

2. Linke fragt nach Mitbestimmung

3. Einfluss auf Sozialgesetzbücher-Reform

4. Reform der Arbeitnehmerüberlassung

5. Medianverdienst in Nordrhein-Westfalen



1. Rentenansprüche von DDR-Übersiedlern

Arbeit und Soziales/Große Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Große Anfrage
(19/11250) zur rückwirkenden Einbeziehung von DDR-Altübersiedlern in
die Gesetzgebung zur Rentenüberleitung gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem detailliert nach den juristischen
Grundlagen dafür, auch die Rentenansprüche von DDR-Übersiedlern nach
1990 neu zu regeln und diese nicht mehr, wie bisher geschehen, dem
bundesdeutschen Recht gleichzustellen.

 * 

2. Linke fragt nach Mitbestimmung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/11062) zur betrieblichen Mitbestimmung in Deutschland gestellt.
Darin will sie von der Bundesregierung unter anderem erfahren, wie
viele Betriebe einen Betriebsrat haben und wie viele Beschäftigte
davon profitieren.

 * 

3. Einfluss auf Sozialgesetzbücher-Reform

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/11059) zur Einflussnahme von Interessenvertretern auf das Gesetz
zur Änderung des Neunten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und
anderer Rechtsvorschriften gestellt. Die Bundesregierung soll
detailliert auflisten, mit welchen Verbänden und Organisationen sie im
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens Kontakt hatte.

 * 

4. Reform der Arbeitnehmerüberlassung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Evaluierung des Gesetzes der
Arbeitnehmerüberlassung interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer
Kleinen Anfrage (19/11214) will sie von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie die Beteiligung des Bundestages an der Evaluation
sichergestellt werden soll.

 * 

5. Medianverdienst in Nordrhein-Westfalen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11145)
zur Entwicklung des Medianeinkommens nach Berufshauptgruppen in
Nordrhein-Westfalen gestellt. Die Bundesregierung soll dies für die
Jahre von 2010 bis 2018 darstellen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 754 - 3. Juli 2019 - 14.42 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/8610: Heute im Bundestag Nr. 753 - 03.07.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 753

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.12 Uhr

1. Bahnanbindung des Flughafens München

2. Einflussnahme von Interessenvertretern

3. Menschen mit psychischen Erkrankungen

4. Ausgestaltung des Provisionsdeckels

5. Betrugsbekämpfung in der EU

6. Anstieg beim Sozialwohnungsbau



1. Bahnanbindung des Flughafens München

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit der Neufahrner Kurve und der geplanten
Walpertskirchener Spange in Kombination mit der Erweiterung des
Erdinger Ringschlusses sind beziehungsweise werden nach Angaben der
Bundesregierung "die infrastrukturellen Voraussetzungen für eine
Anbindung des Flughafens München an das Fernbahnnetz geschaffen". Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/11034) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/10607) hervor.

Die derzeitigen Angebotskonzepte im Schienenpersonennahverkehr (SPNV)
beinhalteten eine Bedienung des Flughafens mit sogenannten
Flughafenexpresszügen aus Richtung Regensburg und Landshut, heißt es
in der Antwort. "Diese sollen künftig in Richtung Salzburg und
Mühldorf verlängert werden", schreibt die Regierung. Ein darüber
hinausgehendes, vertaktetes Angebot im Schienenpersonenfernverkehr
(SPFV) werde nach aktueller Einschätzung indes nicht wirtschaftlich zu
betreiben sein. "Es ist daher für den Planfall kein SPFV vorgesehen",
heißt es in der Vorlage.

 * 

2. Einflussnahme von Interessenvertretern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Einflussnahme von Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Reform der Hebammenausbildung
ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/11061) der Linksfraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung erfahren, nach welchen
Kriterien und mit welchen konkreten Auswirkungen Verbände,
Unternehmen, Organisationen oder Institutionen an der Erarbeitung des
Gesetzentwurfs beteiligt wurden.

 * 

3. Menschen mit psychischen Erkrankungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die sektorenübergreifende Versorgung von Menschen mit
psychischen Erkrankungen ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/11058)
der Grünen-Fraktion. Immer mehr Menschen benötigten aufgrund einer
psychischen Krise oder einer schweren psychischen Störung Hilfe und
Therapie.

Um frühzeitig Hilfe zu bekommen, seien vor allem ausreichend viele
ambulante Therapieplätze und Angebote der ambulanten
Krisenintervention erforderlich. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung nun erfahren, wie viele Menschen jährlich
psychiatrische, psychotherapeutische, psychosoziale und
psychosomatische Hilfeleistungen aufsuchen.

 * 

4. Ausgestaltung des Provisionsdeckels

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Ausgestaltung des von der Bundesregierung
geplanten Provisionsdeckels bei Lebens- und Restschuldversicherungen
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/11007). Die Bundesregierung soll Auskunft über die
Gesamtzahl von überhöhten oder exzessiven Abschlussprovisionen in den
vergangenen fünf Jahren geben und angeben, wie der Provisionsdeckel
gestaltet sein soll. Außerdem soll die Bundesregierung eine
Einschätzung zur Stellungnahme des Bündnisses gegen Wucher abgeben,
nach dessen Angaben eine Gesetzeslücke besteht, die es den Banken bei
formularmäßig vereinbarter "Freiwilligkeit" des Abschlusses einer nur
für Ratenkredite verfügbaren einfachen Risikolebensversicherung
ermöglichen soll, zu wuchern.

 * 

5. Betrugsbekämpfung in der EU

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Warum das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung OLAF
bei Mehrwertsteuerbetrug in Zukunft bei einer Schadenshöhe von weniger
als zehn Millionen Euro nicht mehr verwaltungsrechtlich ermitteln
soll, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11005)
erfahren. Die Bundesregierung soll mitteilen, ob sie mit dieser
Regelung einverstanden ist und auch der Neuregelung zustimmt, nach der
OLAF nur noch dann bei Mehrwertsteuerbetrug verwaltungsrechtlich
ermitteln darf, wenn mehr als ein Mitgliedstaat betroffen ist.

 * 

6. Anstieg beim Sozialwohnungsbau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Im vergangenen Jahr sind etwa drei Prozent mehr
Sozialwohnungen neu gebaut worden als im Jahr zuvor. Das geht aus dem
als Unterrichtung (19/10220) vorgelegten "Bericht der Bundesregierung
über die Verwendung der Kompensationsmittel für den Bereich der
sozialen Wohnraumförderung 2018" hervor. Es seien Fördermaßnahmen für
den Neubau von etwa 27.000 Mietwohnungen mit Mieptreis- und
Belegungsbindungen neu bewilligt worden, heißt es darin. Das sind gut
800 mehr als im Vorjahr. Deutliche Steigerungen seien vor allem in
Bayern, Baden-Württemberg und Niedersachsen zu verzeichnen. Rückläufig
sind den Angaben zufolge im Vergleich zum Vorjahr die Förderzahlen im
Mietwohnungsneubau in Mecklenburg-Vorpommern, Bremen, Brandenburg,
Rheinland-Pfalz, Hessen, Sachsen und Nordrhein-Westfalen. Im Saarland
sei keine Förderung für den Neubau von Mietwohnungen bewilligt worden,
erklärt die Bundesregierung weiter.

Die vom Bund bereitgestellten Mittel in Höhe von 1.518,2 Millionen
Euro seien nach Länderangaben 2018 "überwiegend zweckentsprechend für
die Wohnraumförderung eingesetzt" worden. 114,69 Millionen, also 7,5
Prozent der Gesamtsumme, seien für investive Zwecke außerhalb der
Wohnraumförderung eingesetzt worden. Das ist derzeit rechtlich
zulässig.

Unter dem Strich ist die Zahl an Sozialwohnungen weiter gesunken, da
zahlreiche Wohnungen aus der Bindung gefallen sind. Zum 31. Dezember
2017 gab es dem Bericht zufolge etwa 1,22 Millionen gebundene
Sozialwohnungen, das sind fast 49.000 weniger als ein Jahr zuvor.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 753 - 3. Juli 2019 - 14.12 Uhr
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BUNDESTAG/8609: Heute im Bundestag Nr. 752 - 03.07.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 752

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.23 Uhr

1. FDP gegen Finanztransaktionssteuer

2. Beschäftigte in Bundesunternehmen

3. Privatisierungen in Deutschland

4. Streitbeilegungsgesetz und Lobbyismus

5. Grüne fragen nach Basiskonten



1. FDP gegen Finanztransaktionssteuer

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll von der Einführung einer
Finanztransaktionssteuer Abstand nehmen, da das gesetzte Ziel,
negative Auswirkungen auf Kleinanleger, Realwirtschaft und
Altersvorsorge zu vermeiden, nicht erreicht werden kann. Dies fordert
die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/11231). Darin stellt sie auch
fest, dass das Großprojekt einer europäischen Finanztransaktionssteuer
gescheitert sei. Schon 2010 sei die Einführung einer weltweiten
Finanztransaktionssteuer beim G20-Gipfel in Toronto zum ersten Mal
gescheitert. 2013 sei dann das Projekt einer europaweiten
Transaktionssteuer beerdigt worden. Und bis zum heutigen Tag hätten
sich die an der verstärkten Zusammenarbeit in der EU beteiligten
Mitgliedstaaten nicht auf einem wirklichen Kompromiss zu dieser Steuer
einigen können. Es gebe jetzt noch den gemeinsamen Vorschlag von
Deutschland und Frankreich für eine reine Aktiensteuer, der nach
Ansicht der FDP-Fraktion nicht geeignet ist, "um das ursprüngliche
Ziel zu erreichen, die Finanzinstitute mit einem angemessenen und
substanziellen Beitrag an den Kosten der Finanzkrise zu beteiligen".
Somit bleibt die Finanztransaktionssteuer aus Sicht der FDP-Fraktion
ökonomisch ein verfehlter Ansatz. Die Steuerbelastung werde im Wege
der Überwälzung von Kleinanlegern, Sparern oder der Realwirtschaft
getragen werden müssen. Professionelle Händler könnten die Steuer
leicht durch alternative Finanzinstrumente wie Derivate umgehen.

Zur Vereinbarung von Deutschland und Frankreich wird darauf
hingewiesen, dass die Steuer ausschließlich auf Transaktionen mit
Aktien erhoben werden soll und auch nur dann, wenn die gehandelten
Aktien von Unternehmen stammen, die ihren Sitz im Gebiet der
verstärkten Zusammenarbeit der EU haben. Außerdem sollen nur Aktien
von Unternehmen in die Besteuerung einbezogen werden, wenn deren
Marktkapitalisierung mehr als eine Milliarde Euro beträgt. Vorgesehen
ist nach diesen Angaben ein Steuersatz von mindestens 0,2 Prozent.
"Mit der Beschränkung auf eine reine Aktiensteuer ist das sowieso
fragwürdige Ziel, den Finanzsektor an den Kosten der Finanzkrise zu
beteiligen, nicht nur ad acta gelegt. Belastet werden genau
diejenigen, die versuchen, durch Sparen für das Alter vorzusorgen und
die heute schon durch die Finanzkrise unter den Niedrigzinsen leiden",
heißt es in dem Antrag.

 * 

2. Beschäftigte in Bundesunternehmen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele Beschäftigte Telekom, Deutsche Post und
andere ganz oder teilweise in Bundesbesitz befindliche Unternehmen
haben und wie sich die Beschäftigtenzahlen auf die verschiedenen
Bundesländer verteilen, will die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/11016) erfahren. Darin wird auch gefragt, wie viele
Menschen ostdeutscher Herkunft als Vorstände oder Geschäftsführerinnen
beziehungsweise Geschäftsführer sowie in den Aufsichts-
beziehungsweise Verwaltungsräten von Bundesunternehmen vertreten sind.

 * 

3. Privatisierungen in Deutschland

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für Privatisierungen in Deutschland interessiert
sich die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/11010) will
sie von der Bundesregierung erfahren, welche Veräußerungen von
unmittelbaren und mittelbaren Bundesbeteiligungen seit 1990 erfolgt
sind. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob die
Bundesregierung die Auswirkungen der Privatisierungen seit 1990
systematisch und im Hinblick auf die sozialen, sozioökonomischen und
demokratietheoretischen Auswirkungen erfasst und ausgewertet hat.
Gefragt wird auch nach messbaren Erfolgen durch die
Privatisierungstätigkeit des Bundes im Bereich der öffentlichen
Daseinsvorsorge und nach der Haltung der Bundesregierung zur
Wiederverstaatlichung von Unternehmen.

 * 

4. Streitbeilegungsgesetz und Lobbyismus

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Einflussnahme von Interessenvertreterinnen
und Interessenvertretern auf den von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines EU-Doppelbesteuerungsabkommen-Streitbeilegungsgesetzes
(EU-DBA-SBG) geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/11060). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welcher
Regelungsvorschlag des Gesetzentwurfs mit konkreten Vorschlägen von
Dritten identisch oder teilidentisch ist. Außerdem wird nach Gutachten
und Studien gefragt, die von Dritten erstellt wurden und dem
Gesetzentwurf als Erkenntnisquelle zugrunde lagen. Schließlich soll
die Bundesregierung auch Auskunft über dienstliche Kontakte mit
Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern im Zusammenhang mit
der Erstellung des Gesetzentwurfs geben.

 * 

5. Grüne fragen nach Basiskonten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Das sogenannte Basiskonto, auf das alle
Verbraucherinnen und Verbraucher in der Europäischen Union einen
Anspruch haben, ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/10994). Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele
Basiskonten bei öffentlichen und privaten Banken in Deutschland
existieren und wie sich die Zahl seit 2016 entwickelt hat. Außerdem
wird gefragt, wie viele dieser Basiskonten Pfändungsschutzkonten sind.
In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage kritisiert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher im
Marktdurchschnitt 160 Euro pro Jahr für die Führung eines Basiskontos
zu zahlen hätten. In der Spitze seien es sogar bis zu 328 Euro
gewesen.

 * 
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BUNDESTAG/8608: Heute im Bundestag Nr. 751 - 03.07.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 751

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.05 Uhr

1. Rohstoffe für die Elektromobilität

2. Folgen von Stromleitungs-Plänen

3. Folgen der US-Politik gegenüber Iran

4. Digitale Buchungssysteme im Tourismus

5. Finanzielle Lage bei Rüstungshersteller

6. Bedeutung von Speichertechnologien



1. Rohstoffe für die Elektromobilität

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Auf die steigende Bedeutung von Rohstoffen wie
Kobalt, Lithium und Grafit im Zuge des Ausbaus der Elektromobilität
weist die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11137) hin. Die
Abgeordneten möchten von der Bundesregierung wissen, wie viele Tonnen
verschiedener Rohstoffe in den vergangenen Jahren nach Deutschland
importiert worden sind und aus welchen Ländern. Sie fragen auch nach
der Zahl von Abbaugebieten und Schürfrechten.

 * 

2. Folgen von Stromleitungs-Plänen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Diskussion über geplante Stromleitungen zwischen
Hessen und Bayern steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/11218) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten
fragen, wie es zu einem Kompromissvorschlag gekommen ist, der statt
einer neuen Trasse eine Erdverkabelung der geplanten Leitungen P43 und
P44 vorsieht. Sie möchten auch wissen, was dies als Konsequenz für
andere geplante Drehstromnetze bedeutet, bei denen sich die
Bevölkerung für eine Erdverkabelung einsetzt.

 * 

3. Folgen der US-Politik gegenüber Iran

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Folgen der US-Politik gegenüber dem Iran geht es
in einer Kleinen Anfrage (19/11212) der FDP-Fraktion. Konkret
interessieren sich die Abgeordneten dafür, welche deutschen
Unternehmen von Sanktionen gegen ein iranisches Bankhaus direkt oder
indirekt betroffen sind. Außerdem möchten sie wissen, welche weiteren
iranischen Unternehmen es in Deutschland gibt, denen Verträge von
deutschen Unternehmen gekündigt wurden, um mutmaßlichen Restriktionen
durch die USA zu entgehen.

 * 

4. Digitale Buchungssysteme im Tourismus

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Digitalisierung bei Beherbergungsbetrieben. Dabei geht es den
Abgeordneten speziell um kleine Betriebe mit weniger als zehn Betten.
Sie fragen die Bundesregierung in der Kleinen Anfrage (19/11211) unter
anderem nach dem Digitalisierungsgrad in dieser Teilbranche, und zwar
unter verschiedenen Aspekten.

 * 

5. Finanzielle Lage bei Rüstungshersteller

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die finanzielle Lage beim Rüstungskonzern Heckler
& Koch geht es in einer Kleinen Anfrage (19/11081) der Fraktion Die
Linke. Die Abgeordneten verweisen auf Berichte, wonach das Unternehmen
in finanziellen Schwierigkeiten stecke. Nun möchten sie wissen, was
die Bundesregierung darüber weiß und welche Folgen eine finanzielle
Schieflage haben könnte.

 * 

6. Bedeutung von Speichertechnologien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, wie es mit Blick auf
die Energiewende um die Entwicklung von Speichertechnologien bestellt
ist. In einer Kleinen Anfrage (19/11249) erkundigen sich die
Abgeordneten nach Fortschritten bei der Sektorkopplung in Verbindung
mit Speichertechnologien. Sie fragen auch nach Bemühungen der
Bundesregierung, Investitionen in Speichertechnologien zu fördern.

 * 
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BUNDESTAG/8607: Heute im Bundestag Nr. 750 - 03.07.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 750

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.19 Uhr

1. Referenzeintrag auf Detektivhomepage

2. Härteleistungen für Familie von Amri-Opfer

3. Wanzen im Wohnzimmer

4. Betreuung traumatisierter Flüchtlinge

5. Stabilität der Banken

6. Leerverkaufsverbot für Wirecard-Aktien



1. Referenzeintrag auf Detektivhomepage

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die "Nennung des BMI und des BKA auf einer
Detektivhomepage" geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/11227) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/10814). Wie
die Fraktion darin schrieb, soll einem Medienbericht zufolge "ein
österreichischer Sicherheitsberater, der zuletzt der Geschäftsführer
eines Detektiv-Unternehmens in München gewesen sein soll, in die so
genannte Ibiza-Affäre rund um den Rücktritt des ehemaligen
österreichischen Vizekanzlers, Heinz-Christian Strache, FPÖ,
involviert gewesen sein". Nach Recherchen habe das Münchner
Detektiv-Unternehmen vor einiger Zeit auf seiner Firmenwebseite noch
damit geworben, "im Auftrag von renommierten internationalen
Unternehmen und Konzernen sowie dem BKA (Bundeskriminalamt), dem BMI
(Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat) und Regierungen
innerhalb Europas gearbeitet zu haben".

In ihrer Antwort verneint die Bundesregierung, dass das BMI und das
BKA in der Vergangenheit eine geschäftliche Beziehung mit der
genannten Münchner Detektei hatte. Auch kann sie der Vorlage zufolge
ausschließen, dass gegenwärtig eine geschäftliche Beziehung mit dieser
Münchner Detektei besteht.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, sandte das BMI am 24. Mai
2019 ein Abmahnungsschreiben an die Firma Konsic GmbH. Darin habe es
einen Geschäftsführer dazu aufgefordert, die "auf der Homepage
gemachte falsche Tatsachenbehauptung 'Zu den Klienten gehören
renommierte internationale Unternehmen und Konzerne, sowie BKA, BMI
und Regierungen innerhalb Europas' zu löschen, die Aussage zu
widerrufen und die Behauptung in Zukunft nicht mehr zu wiederholen".
Dies habe die Firma "offenbar getan"; auf der Homepage finde sich der
beanstandete Satz nicht mehr.

 * 

2. Härteleistungen für Familie von Amri-Opfer

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Frage nach Entschädigungsleistungen für die
Hinterbliebenen des vom Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri
ermordeten Lkw-Fahrers L. U. ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/11228) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10353). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, hat sie nur Erkenntnisse über die Höhe der Härteleistungen,
die an die Familie von L. U. erfolgt sind. Die Ansprüche nach dem
Opferentschädigungsgesetz für die Opfer und Hinterbliebenen des
Terroranschlags auf dem Breitscheidplatz würden hingegen vom Landesamt
für Gesundheit und Soziales in Berlin geprüft und bewilligt.

Härteleistungen werden den Angaben zufolge "als freiwillige, besondere
Solidaritätsleistung des Staates für Opfer terroristischer und
extremistischer Straftaten erbracht". Wie aus der Antwort weiter
hervorgeht, haben die Eltern, die Ehefrau und der Sohn des Lkw-Fahrers
L. U. jeweils 30.000 Euro als Härteleistung erhalten; die Ehefrau und
der Sohn zudem weitere Härteleistungen in Höhe von 10.000 Euro im
Hinblick auf den Unterhaltsschaden. Insgesamt habe die Familie
Härteleistungen in Höhe von 140.000 Euro erhalten.

 * 

3. Wanzen im Wohnzimmer

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Wanzen im Wohnzimmer - Überwachung durch
Sprachassistenten und smarte Geräte" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/11133). Wie die Fraktion darin schreibt,
steigt weltweit die Zahl digital vernetzter Geräte. Intelligente
Sprachassistenten wie Alexa oder smarte Haushaltsgeräte unterstützten
auch in Deutschland immer mehr Menschen in ihrem Alltag. Prognosen
zufolge werde bereits in fünf Jahren jeder Privathaushalt mit rund 500
vernetzten Geräten ausgestattet sein. Die Masse an digital vernetzten
Geräten erzeuge ebenso große Mengen an verfügbaren Daten.

Bisher habe sich insbesondere die Frage nach dem Schutz dieser in
privatesten Lebensbereichen entstanden Daten vor illegalen Zugriffen
gestellt, heißt es in der Vorlage weiter. Nach Plänen der
Innenminister von Bund und Ländern sollten künftig jedoch auch die
Strafverfolgungsbehörden Zugriff auf entsprechende Daten erhalten.
Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, unter welchen
Voraussetzungen und aufgrund welcher bereits bestehenden rechtlichen
Grundlage ein Zugriff auf die Daten von vernetzten Geräten durch die
Strafverfolgungsbehörden zulässig ist.

 * 

4. Betreuung traumatisierter Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "psychosoziale Betreuung und Behandlung von
traumatisierten Geflüchteten" thematisiert die Fraktion die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/11142). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, wie die Bundesregierung die Versorgungssituation von
Flüchtlingen mit psychischen Erkrankungen in Deutschland einschätzt.
Auch will sie wissen, wie das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) mit Menschen umgeht, "die aufgrund traumatischer Erlebnisse
eine Traumafolgestörung entwickelt haben und aus diesem Grund nicht ad
hoc und ohne psychosoziale Unterstützung in der Lage sind, ihre
Fluchtgründe und Fluchtgeschichte konsistent darzulegen". Ferner fragt
sie unter anderem, wie viele Flüchtlinge nach Kenntnis der
Bundesregierung seit 2015 eine Psychotherapie in Anspruch genommen
haben und inwieweit die Kapazität der Psychosozialen Zentren für
Flüchtlinge und Folteropfer nach Einschätzung der Bundesregierung den
tatsächlichen Bedarf von psychisch erkrankten Geflüchteten abdeckt.

 * 

5. Stabilität der Banken

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung die derzeitige
Finanzmarktstabilität innerhalb der Europäischen Union und
insbesondere in Deutschland bewertet, will die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/10959) erfahren. Gefragt wird unter anderem nach
der Stabilität und Marktkapitalisierung deutscher und europäischer
Banken in den vergangenen zehn Jahren, nach der Entwicklung der Zahl
der Filialen und danach, wie sich die niedrigen Zinsen auf die
Rentabilität deutscher beziehungsweise europäischer Banken auswirken.

 * 

6. Leerverkaufsverbot für Wirecard-Aktien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Das von der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) verhängte Leerverkaufsverbot für
Aktien der Wirecard AG ist Thema einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10960). Die Bundesregierung wird nach konkreten
Hinweisen auf Kursmanipulationen bei Wirecard-Aktien im Jahr 2019
gefragt. Außerdem soll die Regierung angeben, ob sie die Einschätzung
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht teilt, dass die
Entwicklungen bei Wirecard eine ernstzunehmende Bedrohung für die
Finanzstabilität oder das Marktvertrauen in Deutschland dargestellt
hätten.

 * 
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BUNDESTAG/8606: Heute im Bundestag Nr. 749 - 02.07.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 749

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.46 Uhr

1. Chancen der Digitalisierung für Hebammen

2. FDP fragt nach Medizinprodukteindustrie

3. Haushaltsführung 2019

4. Evaluierung der Visa-Warndatei



1. Chancen der Digitalisierung für Hebammen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Chancen der Digitalisierung für die
Hebammenversorgung lautet das Thema einer Kleinen Anfrage (19/11135)
der FDP-Fraktion. Einige Hebammen böten bereits Videosprechstunden an
und könnten ihre digitalen Leistungen anteilig abrechnen. Die
Abgeordneten wollen nun wissen, wie die Bundesregierung die
Entwicklung von Angebot und Nachfrage bei digitalen Hebammenleistungen
einschätzt.

 * 

2. FDP fragt nach Medizinprodukteindustrie

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Auswirkungen der neuen
Medizinprodukteverordnung auf kleine und mittelgroße Firmen befasst
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11131). Im Mai 2017
seien die EU-Verordnungen über Medizinprodukte (MDR) und über In-Vitro-
Diagnostika (IVDR) in Kraft getreten. Ab Mai 2020 gelte die MDR, ab
Mai 2022 die IVDR unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Dadurch änderten sich die Bedingungen des Marktzugangs für
Medizinprodukte. Die Abgeordneten wollen nun unter anderem wissen,
welchen Stellenwert die Medizinprodukteindustrie nach Ansicht der
Bundesregierung für den Wirtschaftsstandort Deutschland hat.

 * 

3. Haushaltsführung 2019

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesfinanzministerium hat im ersten Quartal
2019 über- und außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 88 Millionen Euro
genehmigt. Im selben Zeitraum genehmigte das Ministerium zudem über-
und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 11,412
Millionen Euro. Dies geht aus einer Unterrichtung der Bundesregierung
zur Haushaltsführung 2019 (19/11282) hervor.

 * 

4. Evaluierung der Visa-Warndatei

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung (19/11210) liegt der "Bericht der
Bundesregierung zur Evaluierung des Visa-Warndateigesetzes" vor.
Danach wurden im Rahmen der Evaluierung Daten für den Zeitraum 1. Juni
2013 bis 31. Juli 2016 erhoben.

Die Visa-Warndatei (VWD) dient dem Bericht zufolge in erster Linie der
Unterstützung der Visumbehörden im Visumverfahren zur Vermeidung von
Visummissbrauch. Sie habe sich im Evaluierungszeitraum grundsätzlich
"als ein für die Entscheidung über die Visumerteilung zusätzlich
sensibilisierendes Instrument herausgestellt", heißt es in der Vorlage
weiter. Durch die VWD werde auf Personen aufmerksam gemacht, die mit
rechtswidrigem Verhalten im Zusammenhang mit einem Visumverfahren oder
bestimmten Straftaten mit Auslandsbezug auffällig geworden sind. Diese
Erkenntnisse könnten "in die Bescheidung des Visumantrags
miteinfließen und so im Ergebnis dazu beitragen, Visummissbrauch
entgegenzuwirken beziehungsweise zu verhindern". Es sei zu erwarten,
dass ein kontinuierlich wachsender Datenbestand der VWD zu steigenden
Trefferzahlen führen wird.

Einrichtung und Betrieb beziehungsweise Nutzung der VWD führen den
Angaben zufolge aufgrund des hohen Automatisierungsgrades des
Verfahrens nicht zu Verzögerungen im Visumverfahren. Der Katalog der
Warnsachverhalte habe sich als praxisgerecht für etwaige
Einspeicherungen in der VWD herausgestellt. Strafgerichtliche Daten
bildeten den Hauptteil der Einspeicherungstatbestände.

Die Speicherung von strafgerichtlichen Daten, die unter Umständen
bereits im Bundeszentralregister zentral gespeichert sind, wird laut
Bericht auch in der VWD als notwendig und praktikabel erachtet. Die
Anwendergruppen bevorzugten die Abfrage der Tatbestände in der VWD
aufgrund des unkomplizierten Abfrageverfahrens und der zeitnahen
Rückmeldung.

Wie aus der Vorlage ferner hervorgeht, dürfen Staatsanwaltschaften
gemäß Paragraf 9 des Visa-Warndateigesetzes gegenwärtig nicht
unmittelbar in das Register einspeichern, sondern müssen den Bedarf
bei der Registerbehörde anmelden. Sie seien aber für die
Einspeicherung von zirka 63 Prozent der Personen und 72,3 Prozent der
Sachverhalte ursächlich. Vor diesem Hintergrund wird die
Bundesregierung dem Bericht zufolge eine mögliche Änderung des
genannten Paragrafen prüfen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1884: Kanzlerin Merkel zum außerordentlichen Europäischen Rat in Brüssel, 02.07.2019 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Dienstag, 2. Juli 2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum außerordentlichen
Europäischen Rat



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir haben im Europäischen Rat sehr
lange und sehr ausführlich miteinander diskutiert, und ich hatte Ihnen ja
auch gestern Bericht erstattet über eine hochkomplexe Diskussion.

Ich darf heute berichten, dass wir in allen Punkten, die von Bedeutung
sind, ein Ergebnis erzielt haben. Das hat natürlich Kraft gekostet und
bedurfte auch viel Engagements und viel Kompromissbereitschaft aller
Beteiligter. Ich habe heute beim Hineingehen gesagt: Jeder wird sich ein
Stück weit bewegen müssen. - Ich habe in den vergangenen Tagen ja auch
immer wieder darauf hingewiesen, dass das Spannungsverhältnis zwischen
Spitzenkandidat und Findung einer Mehrheit hier kein ganz einfaches ist,
weil anders als vor fünf Jahren diesmal nicht zwei Parteien zusammen die
Mehrheit im Europäischen Parlament haben, sondern sehr viel mehr
zusammenkommen müssen - zumindest drei politische Parteienfamilien -, und
weil wir in unserem Rat auch mehrere Ministerpräsidenten haben, die keiner
dieser drei Parteigruppen angehören.

Deshalb will ich, bevor ich auf die Ergebnisse komme, vornweg sagen, dass
ich insbesondere Manfred Weber, aber auch Frans Timmermans sehr herzlich
danken möchte. Sie haben einen sehr guten Job gemacht, und ich habe mich
diesem Spitzenkandidatenprinzip auch verpflichtet gefühlt. Ich habe gestern
vieles unternommen, zum Teil auch im Konflikt mit meinen eigenen Kollegen
aus der EVP im Europäischen Rat, um alles zu tun, damit eine faire Lösung
für Frans Timmermans und Manfred Weber gefunden werden kann. Das ist nicht
gelungen, und das liegt an der Konstellation. Deshalb haben wir heute im
Europäischen Rat einen Vorschlag unterbreitet, den ich unterstütze, nämlich
dass Donald Tusk als Ratspräsident den Auftrag bekommt, zusammen mit dem
Parlament in Person von Guy Verhofstadt, der das wiederum mit den
Fraktionen konsultiert, zu überlegen, wie wir in Zukunft eine solche
missliche Situation vermeiden.

Ich glaube, es hat auch nicht zum Ergebnis in Richtung der
Spitzenkandidaten beigetragen, dass zum Teil von Anfang an ein
Spitzenkandidat - und das war Manfred Weber - als nicht geeignet oder nicht
wählbar dargestellt wurde. Das darf, finde ich, nie wieder passieren. Denn
denjenigen, die über Wochen und Monate durch Europa gefahren sind und sich
dem Wahlkampf gestellt haben, gebührt dafür Respekt.

Trotzdem haben wir heute ein Ergebnis gefunden. Das bedeutet, dass für das
Amt des Kommissionspräsidenten - man kann zum ersten Mal sagen: der
Kommissionspräsidentin - Ursula von der Leyen nominiert wurde, und zwar
einstimmig mit einer Enthaltung. Diese Enthaltung kam entsprechend den
Regeln des deutschen Abstimmungsverhaltens von mir. Denn wir haben in der
Koalition vereinbart, dass man sich enthält, wenn es keine Einigkeit gibt.
Man kann aber sagen: Das ist heute ohne jede Gegenstimme so verabschiedet
worden.

Zweitens ist gesagt worden, dass die Empfehlung ist, dass Frans Timmermans
und auch Frau Vestager Vizepräsidenten mit einer guten und herausgehobenen
Rolle sein sollen.

Wir haben uns dann für Charles Michel als zukünftigen Ratspräsidenten
entschieden; auch diese Entscheidung ist einstimmig gefällt worden.

Wir haben dann eine Empfehlung für eine Balance im Parlament abgegeben,
nämlich dass die Sozialisten während der ersten Hälfte des
Parlamentszeitrahmens für zweieinhalb Jahre den Parlamentspräsidenten
stellen und für die zweiten zweieinhalb Jahre dann die EVP. Namentlich wäre
der Vorschlag der EVP dann Manfred Weber.

Wir haben außerdem eine Entscheidung in Richtung der Empfehlung zur Wahl
eines neuen Präsidenten der Europäischen Zentralbank gefällt - auch in
diesem Fall zum ersten Mal einer Frau, nämlich Christine Lagarde. Diese
Entscheidung ist einstimmig erfolgt. Hier konnte ich also zustimmen und
habe auch zugestimmt.

Das Ganze ist jetzt ein Personaltableau, für das wir natürlich beim
Europäischen Parlament werben müssen. Das wollen wir als Europäischer Rat
auch tun. Wir glauben seitens des Europäischen Rates, dass das ein gutes
Personaltableau ist.

Ich muss noch eine Ergänzung machen: Für den Hohen Vertreter, den wir als
Europäischer Rat natürlich auch wählen, haben wir einstimmig den spanischen
Außenminister Josep Borrell vorgeschlagen.

Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir heute in großer Einigkeit
entscheiden konnten. Das ist deshalb wichtig, weil es ja auch um die
zukünftige Arbeitsfähigkeit geht. Jeder hat sich dabei in der Tat bewegen
müssen und hat sich bewegt. Aber der Europäische Rat hat einmal wieder
gezeigt, dass er dazu in der Lage ist. Angesichts der sehr disparaten
Vorstellungen und Situationen in Europa, auch der sehr unterschiedlichen
Vorstellungen der Parteifamilien oder der Premierminister ist es von großem
Wert, dass dies gelungen ist. Damit hat der Europäische Rat
Handlungsfähigkeit bewiesen.

Ich möchte noch zwei Kolleginnen danken, die heute zum letzten Mal im
Europäischen Rat waren: Das ist zum einen Theresa May und zum anderen Dalia
Grybauskaite, die über zehn Jahre im Europäischen Rat dabei war. Mit beiden
verbindet mich eine sehr gute Zusammenarbeit, und deshalb möchte ich diesen
Dank hier auch öffentlich vorbringen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie sagten gerade, es habe an der
Konstellation gelegen, dass es kein Spitzenkandidat wurde. Können Sie
sagen, welche Konstellation Sie damit genau meinen?

Zweite Frage: Halten Sie das Spitzenkandidatenmodell jetzt für tot? Falls
nicht: Wie könnte man es wiederbeleben?

BK'in Merkel: Wir haben schon darauf geachtet, dass jeder der
Spitzenkandidaten auch in Zukunft eine Rolle spielen kann und spielen wird.
Zweitens stellt sich, wie ich es gestern in der Pressekonferenz dargestellt
habe, einfach die Frage: Wer ist in der europäischen Konstellation
eigentlich der Spitzenkandidat für den Posten des Kommissionspräsidenten? -
Das ist ja nicht so eindeutig beschrieben. Ist es die stärkste politische
Kraft, oder ist es derjenige oder diejenige, die oder der im Europäischen
Parlament potenziell die meisten Stimmen auf sich vereinigen kann, was ja
noch lange nicht bedeutet, dass das in den gleichen Parteikonstellationen
im Europäischen Rat genauso gesehen wird? Darin liegt einfach die
Schwierigkeit dieses Modells.

Deshalb haben wir jetzt seitens des Europäischen Rates die Bereitschaft
oder auch den Willen bekundet, dass wir für die Zukunft bessere Regelungen
für dieses Thema finden. Wir wollen dieses Konzept ausdrücklich nicht
einfach verabschieden - ich jedenfalls nicht -, aber wir müssen uns über
solche Konstellationen einfach Gedanken machen. Es gab sozusagen keine
vorbereitete Verhaltensweise, wie man das jetzt genau macht. Dass das
zwischen Europäischem Rat und Parlament dann eine nicht ganz einfache
Konstellation ist, hat sich bei diesem Mal sozusagen im Praxistest gezeigt.
Deshalb brauchen wir mehr Demokratie. Für mich sind auch transnationale
Listen eine Möglichkeit; dann könnte man zum Beispiel in Richtung
Direktwahlen gehen, wo man dann fragt: Wie viele Stimmen vereinigt ein
Spitzenkandidat auf sich? - Dann hätte man sozusagen eine Unabhängigkeit
von der Parteienfamilien und eine starke Konzentration auf ein
Personenwahlrecht. Das wäre zum Beispiel ein möglicher Ausweg. Aber genau
das soll jetzt diskutiert werden.

Ich will dieses Prinzip ausdrücklich nicht zu Grabe tragen. Ich glaube nur,
es war auch nicht besonders hilfreich, wenn man der stärksten politischen
Kraft gleich als Erstes einmal sagt, dass ihr Spitzenkandidat nun aber
definitiv nicht geeignet sei, für die Wahl zum Kommissionspräsidenten
infrage zu kommen. Das wollen wir jetzt aber nicht weiter traktieren. Wir
müssen in die Zukunft blicken. So ist es jedenfalls von meinem Verständnis
her.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, im Prinzip daran anknüpfend: Der Vorschlag zu
Ursula von der Leyen kam heute ja relativ spontan dazu. Inwiefern haben Sie
das mit dem Europäischen Parlament koordiniert? Ist das ein Risiko für Frau
von der Leyen in Straßburg, oder haben Sie dazu Gespräche geführt?

BK'in Merkel: Ich habe nur Gespräche mit Manfred Weber geführt. Ich will
ausdrücklich noch einmal sagen, dass ich mich während des gesamten
gestrigen Tags dafür eingesetzt habe, dass wir eine Lösung zwischen Frans
Timmermans und Manfred Weber finden. Damit habe ich auch gar nicht immer
nur Unterstützung von den Ministerpräsidentenkollegen aus meiner eigenen
Partei bekommen. Denn viele haben gesagt: Als stärkste politische Kraft
wollen wir gerne die Europäische Kommission besetzen. - Deshalb sage ich
ganz einfach: Ich habe mit den anderen Fraktionen jetzt nicht Kontakt
aufgenommen, aber ich habe mich natürlich auch nicht dagegen gewehrt, dass
jetzt ein deutscher Vorschlag auf den Tisch kam.

Ich finde es auch ein sehr schönes Zeichen, so will ich es einmal sagen,
dass Ursula von der Leyen sehr viel Vertrauen unter den Staats- und
Regierungschefs genießt, aus ganz unterschiedlichen Gründen, ob es die 
Nato-Mission in der Ägäis im Zusammenhang mit der Migration ist, ob es die Hilfe
ist, die Deutschland im Baltikum bei der Überwachung des Luftraums leistet,
ob es Anerkennung ist, weil sie sich einfach immer für Europa eingesetzt
hat. Auf jeden Fall habe ich parteiübergreifend dafür heute sehr viel
Zustimmung bekommen, obwohl ich mich am ganzen gestrigen Tag, wie gesagt,
noch für eine andere Balance eingesetzt habe.

Frage: Von den Sozialisten im Europaparlament gab es Kritik. Sie haben
gesagt: Wir haben gesehen, dass sich eine Front aus populistischen
Regierungen, also die Visegrád-Gruppe in Verbindung mit Italien, dafür
feiert, dass zwei Spitzenkandidaten gekillt wurden, zuerst Weber und dann
Timmermans.

Haben wir damit jetzt eine neue Konfrontation zwischen den Populisten und
den Pro-Europäern gesehen?

Wie bewerten Sie es, dass Timmermans wegen seines Engagements für die
Rechtsstaatlichkeit keine Chance in Europa hatte?

BK'in Merkel: Das war nicht der einzige Grund. Wir haben zwar schon sehr
intensiv überlegt, ob es gut wäre - auch das habe ich gestern berichtet -
eine Entscheidung gegen fünf Stimmen aus Ländern, die insgesamt 100
Millionen Einwohner beisteuern, zu fällen. Aber ich muss ganz ehrlich
sagen, dass es eben auch Stimmen aus dem EVP-Lager waren, die gesagt haben:
Wir haben als größte politische Kraft Anrecht auf das Amt des Präsidenten
der Europäischen Kommission. - In der Kombination mit vielen anderen
Überlegungen ist das dann so gewesen. Es ist also nicht so einfach, die
Sache zu erklären, sondern es hat einer größeren Gemeinsamkeit bedurft, um
diese Lösung zu finden, die jetzt alle mittragen.

Jetzt will ich einfach auch einmal sagen: Für mich ist auch noch ein gutes
Zeichen, dass zum ersten Mal eine Frau dieses Amt bekleiden wird. Das finde
ich eigentlich schön, wenn ich das einmal parteiunabhängig und
geschlechtsbezogen sagen darf.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, eben weil es das erste Mal ist, dass eine Frau
und eine Deutsche möglicherweise an die Kommissionsspitze kommt - die
Zustimmung des Parlaments steht noch aus -, möchte ich fragen: Wer genau
hat den Vorschlag gemacht? Sie haben gesagt, gestern hätten Sie noch für
Herrn Weber und für die Lösung Weber/Timmermans gekämpft. Von wem genau kam
der Vorschlag?

Eine kurze Nachfrage zu Herrn Borrell: Es gibt ja schon eine Diskussion,
dass er zu iranfreundlich sei. Wie beurteilen Sie diesen Vorwurf?

BK'in Merkel: Das habe ich nicht gehört. Ich denke, ein Hoher Vertreter
muss sozusagen die gesamte europäische Meinungsvielfalt abbilden. Ich halte
Josep Borrell für wirklich geeignet, dieses Amt sehr, sehr gut zu führen.
Er ist ein ganz erfahrener Außenminister. Insofern denke ich, dass er das
sehr gut machen wird.

Ich will jetzt nicht aus den internen Gesprächen plaudern. Ich hatte mir
auch noch andere Möglichkeiten für die Findung eines Konsenses vorstellen
können. Es hat dann diejenige überwogen, bei der Ursula von der Leyen an
der Spitze steht. Jetzt wollen wir aus den internen Dingen nicht öffentlich
berichten. Das ist guter Brauch.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie sagten gerade, dass Sie sich enthalten
mussten. Was sagt es über den Konflikt in der eigenen Regierung, dass der
deutschen Verteidigungsministerin bei dieser Nominierung ausgerechnet die
Unterstützung der eigenen Regierung fehlt?

Wenn ich anschließen darf: Sie sagten eben: Eine Deutsche wird
Kommissionspräsidentin. - Was macht Sie so zuversichtlich, dass das
Parlament zustimmen wird, und was können Sie selbst dafür tun?

BK'in Merkel: Das war natürlich eine nicht vollständige Ausdrucksweise.
Gesetzt den Fall, es findet auch die Zustimmung im Parlament, könnte eine
Deutsche Kommissionspräsidentin werden, die erste Frau und nach 52 Jahren
wieder ein Kommissionspräsidentenamt für Deutschland. Wir hatten es, wie
gesagt, 52 Jahre nicht. Frankreich zum Beispiel hatte in dieser Zeit
bereits vier Kommissionspräsidenten. Man kann also nicht sagen, dass jetzt
eine ganz ungewöhnliche Sache passiert sei.

Trotzdem hatte Manfred Weber im Spitzenkandidatenprozess für dieses Amt
kandidiert. Ich habe heute sehr lange Zeit mit ihm gesprochen und möchte
ihm auch danken. Ich will bei der Gelegenheit noch sagen, dass er gesagt
hat, dass er, wenn es um Europa und um das Land gehe, diesen Schritt zurück
mache. Dass ihm das nicht leichtgefallen ist, kann man sich, denke ich,
vorstellen. Insofern gilt ihm mein ganz besonderer Dank.

Ansonsten gilt, dass wir im Europäischen Parlament kämpfen müssen. Das ist
klar.

Zusatz: Die Frage war noch nach den Sozialdemokraten.

BK'in Merkel: Die Sozialdemokraten haben sich heute nicht dazu entscheiden
können, dem zuzustimmen. Deshalb musste ich mich der Stimme enthalten. Das
ist die normale Regelung. Jetzt werden wir natürlich weiter Gespräche
führen, natürlich auch mit der sozialistischen Fraktion im Europäischen
Parlament.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, zur EZB: Bis jetzt hieß es immer, dass
entweder ein ausgewiesener Notenbanker oder eine ausgewiesene Notenbankerin
oder auf jeden Fall eine Ökonomin oder ein Ökonom EZB-Präsident werden
solle. Das war auch bis jetzt immer der Fall. Nun genießt Christine Lagarde
zweifellos großes Ansehen als IWF-Chefin. Dennoch bringt sie diese
Qualifikation nicht mit. Warum wurde sie trotzdem ausgesucht?

BK'in Merkel: Sie wurde ausgesucht, weil sie im IWF eigentlich eine
unstrittige Führungspersönlichkeit ist und eine unstrittige Führungsaufgabe
wahrgenommen hat. Ich denke, dass, wer das kann, auch Chefin der EZB werden
kann. Das war die allgemeine Überzeugung. Manche Dinge passieren eben zum
ersten Mal. Das ist einfach so. Aber ich glaube, dass Christine Lagarde
über so viel Erfahrung und Wissen verfügt, dass sie auch weiß, was sie
vielleicht nicht weiß und wo man jemanden fragen muss. Sie wird es mit
Umsicht und großem Engagement so machen, dass es dem Euro gut gehen wird.
Davon bin ich überzeugt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben es erwähnt. An dem Paket ist die
Stärke der Frauen sehr auffällig. Es fällt aber auch auf, dass es keinen
Vertreter aus Osteuropa gibt. Sie selbst haben hier gestern von Spannungen
gesprochen, die es zu überwinden gebe. Ist das nicht eine Schwachstelle?

Zu Manfred Weber: Ist es denkbar, dass wir ihn demnächst in der deutschen
Bundesregierung wiederfinden?

BK'in Merkel: Nein, Manfred Weber sieht seine Zukunft ausdrücklich in
Europa.

Zweitens haben wir, glaube ich, bezüglich der geografischen Balance die
Aussicht, dass es einen osteuropäischen Kandidaten für das Amt des
Parlamentspräsidenten geben wird. Es wurde heute auch der Wunsch geäußert -
das obliegt natürlich dann der zukünftigen Präsidentschaft der Kommission -
, dass auch ein Osteuropäer unter die Vizepräsidenten kommt. Wir haben
heute mit den beiden Spitzenkandidaten Timmermans und Vestager
herausgehobene Vizepräsidenten sozusagen empfohlen. Manfred Weber wird in
der zweiten Hälfte für das Amt des Parlamentspräsidenten kandidieren. Aber
es wird ja weitere Vizepräsidenten geben, und hier war es denjenigen aus
Osteuropa wichtig, dass sie dort auch eine Rolle spielen werden.

Danke schön!

Dienstag, 2. Juli 2019

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zum

außerordentlichen Europäischen Rat am 2. Juli 2019 in Brüssel
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EUROPA/1628: Wir sehen Nominierung von der Leyens mit Skepsis

FDP-Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

LINDNER-Statement: Wir sehen Nominierung von der Leyens mit
Skepsis



Zu den Ergebnissen des EU-Sondergipfels gab der FDP-Bundesvorsitzende
Christian Lindner folgendes Statement ab:

"Über eine lange Zeit haben Union und SPD über die Spitzenkandidaten
gesprochen. Die standen im Zentrum der Europawahl. Es hieß, die
Spitzenkandidaten, die geben den Ausschlag für das Spitzenamt -
nämlich den Präsidenten oder die Präsidentin der Kommission. Wir
hatten da immer eine gewisse Zurückhaltung. Unser Vorschlag für die
Spitze der EU-Kommission war Margrethe Vestager. Sie war Teil eines
Spitzenteams - es wurde aber gegen sie verwendet, dass sie nicht
schon auf einem Wahlzettel als Spitzenkandidatin stand. Und jetzt -
man kommt sich hineinversetzt in eine amerikanische Fernsehserie vor -
 wird plötzlich Ursula von der Leyen wie das Kaninchen aus dem
Zylinder gezogen. Sie hatte zuvor mit Europapolitik und der
Europawahl gar nichts zu tun. [...]

Margrethe Vestager wäre die beste Besetzung für die Spitze der
Europäischen Kommission gewesen. Und Frau Merkel hat gehörigen Anteil
daran, dass eine überzeugte Europäerin, die als Europapolitikerin
bekannt war, die im Wahlkampf tätig war, dass sie nicht ins Amt kam.
Frau Merkel wollte keine Liberale. Deshalb haben wir jetzt die
Diskussion über Frau von der Leyen, wo viele sich fragen: Ist sie
geeignet? Und was legitimiert sie eigentlich, einfach aus der
nationalen Politik nach Brüssel zu wechseln? [...]

Wir sehen die Nominierung von Ursula von der Leyen mit einer
gehörigen Portion Skepsis. Aus der Sache ihrer Amtsführung als
Ministerin heraus, aber auch hinsichtlich der Legitimation.
Schließlich war sie keine Europapolitikerin. Sie hat nicht in
europäischen Institutionen gearbeitet. Erst recht war sie keine
Kandidatin für eines der europäischen Spitzenämter. Sie wird sich auf
einige sehr kritische Fragen der Fraktion der Liberalen ,Renew
Europe? einstellen müssen. Wir wissen nicht von ihr, wofür sie
europapolitisch steht.

Die gute Nachricht ist, dass Margrethe Vestager Vizepräsidentin der
Europäischen Kommission werden könnte. [...] Eine starke
Persönlichkeit, die für die europäische Wettbewerbspolitik, also für
soziale Marktwirtschaft, wie wir sie uns vorstellen, steht.
Einerseits klare Regeln für die Großen wie Apple und Google, aber
bitte keine lästige, ärgerliche Alltags-Bürokratie. Auch kein
Zurückschrecken vor nationalen Regierungen, wenn es darum geht, die
Rechte von Mittelstand und Verbrauchern zu schützen. [...]

So wie das jetzt gelaufen ist, wird das in Zukunft nicht weitergehen
können. Es gab diesen Spitzenkandidaten-Prozess, der jetzt keine
Auswirkungen hat auf das Ergebnis. Deshalb ist es richtig, dass eine
neue parlamentarische Versammlung einberufen wird, um über die innere
Reform der Europäischen Union zu sprechen. So wie es jetzt gelaufen
ist: Spitzenkandidaten treten auf, treten ab, ganz andere Leute
kommen in Ämter - das beschädigt das Vertrauen der Menschen in die
Demokratie. Warum dann überhaupt eine Europawahl, wenn deren Ausgang
keinen Einfluss auf die Besetzung von Spitzenposten hat? [...]

Wir brauchen jetzt diese Versammlung, die über die Institutionen und
Strukturen sowie Verfahren der Europäischen Union berät - an der
Spitze wohl mit einer liberalen Persönlichkeit. In diese
Entscheidung, die sich jetzt abzeichnet, setzen wir große Hoffnungen,
damit der demokratische Schaden, der jetzt durch dieses Verfahren
entstanden sein könnte, nicht dauerhaft zu einem Vertrauensverlust in
die Europäische Union führt. [...]

Wir schauen jetzt mit Spannung auf die Sozialdemokratie, die in
Deutschland sich ja vehement gegen die Nominierung von Frau von der
Leyen wehrt. Das muss ja auch durch das Bundeskabinett. Der SPD droht
die Fortsetzung der Causa Maaßen aus dem letzten Sommer in diesem
Sommer mit Ursula von der Leyen. Und jeder, der Interesse an stabilen
Verhältnissen in Deutschland hat, kann das nicht mit Schadenfreude,
sondern nur mit Sorge sehen."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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RECHT/926: Aufhebung des Urteils gegen Hänel ist längst kein Freispruch

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Juli 2019

THOMAE: Aufhebung des Urteils gegen Hänel ist längst kein
Freispruch 



Zur Aufhebung der Verurteilung der Ärztin Hänel erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Die Aufhebung des Urteils gegen die Ärztin Hänel durch das
Oberlandesgericht Frankfurt bedeutet noch längst keinen Freispruch.
Ob die neue Rechtslage des Paragrafen 219a StGB tatsächlich zu einer
günstigeren Bewertung führt, ist zweifelhaft. Die Verurteilung der
Berliner Frauenärztinnen hat gezeigt, dass Ärzten, die sachlich
informieren, nach wie vor eine strafrechtliche Verfolgung droht. Es
ist absurd, dass sachliche Informationen von Ärzten strafbares
Unrecht darstellen, dieselben Informationen von Beratungsstellen
hingegen staatlicher Auftrag sind. Ärzte dürfen nicht auf diese Weise
kriminalisiert werden. Der Paragraf 219a muss dringend ganz
abgeschafft werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3356: Lokführermangel durch stärkeres Engagement für autonomen Schienenverkehr bekämpfen (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. Juli 2019

Lokführermangel durch stärkeres Engagement für autonomen Schienenverkehr bekämpfen



"Der Verkehr auf der Schiene wird in den nächsten Jahren weiter
deutlich wachsen, allein deshalb, weil es - richtig betrieben - ein
umweltfreundliches und bequemes Transportmittel ist.
Wenn uns heute schon die notwendigen Lokführer und Lokführerinnen
fehlen, um den Verkehr abzusichern, dann wird sich dieser
Personalmangel in Zukunft eher noch verstärken. Eine Lösung
für das Problem liegt dabei auf der Hand und wird bei zahlreichen
U-Bahnen in Deutschland längst erfolgreich praktiziert: das autonome
Fahren.

Autonom fahrende Züge wären deutlich leichter zu realisieren, als es
das autonom fahrende Auto jemals sein wird. Da der
Bundesverkehrsminister auch gleichzeitig der Minister für
Digitalisierung ist, wäre es daher nur sinnvoll, dem autonomen
Bahnverkehr deutlich mehr Aufmerksamkeit zu schenken, als dies bisher
der Fall ist. Passende Strecken, auf denen man die
notwendige Technik in der Praxis erforschen könnte, hätten wir in
Mecklenburg-Vorpommern im Angebot.

Für Mecklenburg-Vorpommern wäre es zudem hilfreich, wenn bei der
Verteilung der Bundesmittel für die Organisation des Nahverkehrs
(Regionalisierungsmittel) endlich auch der Faktor
Fläche berücksichtigt würde. Aktuell werden diese Mittel nämlich nur
nach Bevölkerung verteilt. Die Folge für Mecklenburg-Vorpommern: Wir
werden 2030 fünf Prozent weniger Geld für die
Organisation von Mobilität vom Bund erhalten als noch 2016 - bei
insgesamt steigenden Preisen. Zum Vergleich: Unser Nachbar
Schleswig-Holstein wird 2030 insgesamt 42 Prozent mehr haben
als 2016."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5185: Sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche bekämpfen (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
02.07.2018

Sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche bekämpfen

Simone Huth-Haage: Schutz unserer Kinder und Jugendlichen muss
Priorität haben



Die CDU-Landtagsfraktion fordert die Landesregierung auf, sich stärker
bei der Bekämpfung von Kindesmissbrauch zu engagieren - besonders,
wenn es um sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche geht. Laut
polizeilicher Kriminalstatistik 2018 gab es mehr als 600 Fälle von
sexuellem Kindesmissbrauch in Rheinland-Pfalz. Auch die Dunkelziffer
ist hoch. Die Zuständigkeit für den Kampf gegen sexuellen
Kindesmissbrauch und seine Folgen liegen in erster Linie beim Land.

Dazu erklärt die familienpolitische Sprecherin der

CDU-Landtagsfraktion Simone Huth-Haage:

"Es ist unser aller Aufgabe, Kinder und Jugendliche besser vor Gewalt,
gerade auch sexueller Gewalt, zu schützen. Eine Pflichtaufgabe, die
jedes Ressort betrifft, denn jedes Jahr erleiden viele Kinder und
Jugendliche sexuelle Gewalt - sei es in der eigenen Familie, im
sozialen Umfeld, in Bildungseinrichtungen oder bei der Nutzung
digitaler Medien. Unsere Landesregierung muss deutlich mehr für die
Bekämpfung unternehmen, um Prävention, Intervention und Hilfen für
Missbrauchsopfer zu verbessern. Entsprechende Maßnahmen müssen eng
verzahnt werden.

Vorbeugung schützt Opfer und nicht, wie von der SPD gerne behauptet,
Resozialisierung. Präventiver Kinderschutz muss Priorität haben. Daher
ist es wichtig u. a. Schutzkonzepte in allen Einrichtungen, die mit
Kindern arbeiten, zu etablieren. Das Land muss verbindlich regeln und
sicherstellen, dass Konzepte für Schutz und Hilfe bei sexueller Gewalt
gegen Kinder und Jugendliche in allen Einrichtungen und Organisationen
in öffentlicher oder freier Trägerschaft entwickelt und eingeführt
werden und im Alltag dauerhaft zur Anwendung kommen. Die Einführung
von Schutzkonzepten in Schulen, Kitas, der Jugend- und
Behindertenhilfe, Kliniken, Sportvereinen und Flüchtlingsunterkünften
sollte ab sofort landesweit finanziell und personell unterstützt
werden. Insbesondere für pädagogische und medizinische Fachkräfte
sollten in ausreichendem Umfang Qualifizierungsangebote bereitstehen.

Die Bekämpfung sexueller Gewalt muss auch im Internet stattfinden.
Medienpädagogische Angebote in Schulen und im außerschulischen Bereich
müssen dringend erweitert werden. Zur wirksameren Bekämpfung von
Missbrauchsabbildungen im Netz (Kinderpornografie) brauchen
Strafverfolgungsbehörden zudem mehr Personal und modernste Technik."

Simone Huth-Haage erklärt, dass die CDU-Landtagsfraktion in einer
schriftlichen Anfrage die rheinland-pfälzische Landesregierung
auffordern wird, ihre Maßnahmen zur Prävention und zur Bekämpfung von
sexuellem Kindesmissbrauch detailliert darzulegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Juli 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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LATEINAMERIKA/1890: Rechte gewinnen Vorwahlen in Uruguay (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Rechte gewinnen Vorwahlen in Uruguay

Von Nina Aretz



(Berlin, 2. Juli 2019, npl) - Am Sonntag, den 30. Juni, gaben 40
Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme bei den Vorwahlen für die
uruguayischen Präsidentschaftswahlen im Oktober 2019 ab. Die Teilnahme
an den Vorwahlen ist im Gegensatz zu den Präsidentschaftswahlen
freiwillig. Gewinnerin der Vorwahl ist die Nationale Partei mit 47,1
Prozent der Stimmen, die Frente Amplio folgt mit 26,8 Prozent der
Stimmen und die Colorados erhielten 19,1 Prozent. Das linke
Parteienbündnis Frente Amplio, das Uruguay seit 2005 regiert, hat seit
den letzten Vorwahlen im Jahr 2014 fast 50.000 Stimmen verloren. Die
rechtskonservative Nationale Partei, auch Blancos genannt, gewann über
36.000 neue Stimmen hinzu; die liberale Partei Colorado über 41.000.
Für die Blancos wird Luis Lacalle Pou kandidieren, für die Colorados
Ernesto Talvi und bei den Kandidat*innen der Frente Amplio setzte sich
Daniel Martínez durch. Besorgniserregend sind die 47.000 Stimmen, die
der Ex-Armeechef Guido Manini Ríos [1] von der Partei Cabildo Abierto,
die teilweise rechtsextreme Positionen vertritt, auf sich vereinen
konnte. Er gilt als weitaus konservativer als die Kandidaten der
traditionellen Parteien Lacalle Pou und Talvi.

Die uruguayische Tageszeitung la diaria [2] zitierte den Präsidenten
der Frente Amplio Javier Miranda: "Natürlich sind wir besorgt. Vor
allem das Erstarken der Konservativen und der Rechten im Land, die nun
eine Allianz mit den Reaktionären vorschlagen, nämlich mit der
militärischen Partei (Cabildo Abierto), ist äußerst besorgniserregend.
Wir brauchen eine Antwort von den Progressiven und der Linken. Das
scheint mir enorm wichtig."


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/praesidentschaftskandidat-spielt-xenophobe-karte/

[2] https://ladiaria.com.uy/articulo/2019/7/el-frente-amplio-perdio-casi-50000-votos-respecto-de-las-internas-de-2014/


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/27555/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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LANDWIRTSCHAFT/1784: Deutsche Getreideernte knapp unter dem Durchschnitt (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Deutsche Getreideernte knapp unter dem Durchschnitt

Rukwied: Nachwirkungen der Dürre 2018 noch spürbar



Der Deutsche Bauernverband (DBV) geht in seiner Prognose von einer
Getreideernte in Höhe von rund 47 Millionen Tonnen aus. Das ist rund 1
Million Tonnen weniger als der Durchschnitt der Jahre 2013 bis 2017.
Gegenüber dem Dürrejahr 2018 liegen die Erwartungen rund neun
Millionen Tonnen höher. "Der Vergleich der diesjährigen Erntemenge mit
dem Extremjahr 2018 verzerrt das Bild etwas. Wir erwarten in diesem
Jahr eine Ernte knapp unter dem Durchschnitt. Die Nachwirkungen der
Dürre sind noch immer deutlich spürbar. Für die angespannte
wirtschaftliche Lage in vielen Betrieben wird auch dieses Jahr keine
Verbesserung bringen", sagt der Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, Joachim Rukwied.

Die diesjährige Getreideernte ist unter schwierigen
Vegetationsbedingungen herangewachsen. Die extreme Trockenheit des
Sommers 2018 hielt bis zur Aussaat des Wintergetreides im vergangenen
Herbst an. In den besonders betroffenen Gebieten sind die Bestände
daher spät und vielfach nur lückenhaft aufgelaufen. Nach einem zu
trockenen Jahresbeginn haben sich die Niederschläge und die kühle
Witterung im Mai positiv auf die Ertragsaussichten ausgewirkt. "Die
Niederschlagsverteilung war regional sehr unterschiedlich. Durch die
insbesondere im Osten Deutschlands nach wie vor zu trockenen
Bodenverhältnisse sind dort mancherorts erhebliche Trockenschäden
festzustellen. Auch haben Starkregen und Hagel teilweise die
Getreidebestände stark geschädigt", erläutert Rukwied die
unterschiedlichen Gegebenheiten. In weiten Teilen Deutschlands stehen
die Getreidebestände trotzdem gut da. Allerdings könnte die extreme
Hitze der letzten Juni-Woche den Winterweizen geschädigt haben. Die
für den Ertrag wichtige Kornfüllung findet bei großer Hitze und
Wassermangel nicht mehr statt.

In Deutschland wurde zur Ernte 2019 auf einer Fläche von 6,4 Millionen
Hektar Getreide angebaut. Winterweizen ist weiterhin die bedeutendste
Kultur im deutschen Getreideanbau. Mit einer Fläche von 3 Millionen
Hektar wird der Mittelwert der Jahre 2013 bis 2017 in Höhe von 3,1
Millionen Hektar knapp verfehlt. Die Flächenanteile von Winter- und
Sommergetreide ähneln nach den deutlichen Verschiebungen des
vergangenen Jahres wieder dem Durchschnitt der Jahre 2013 bis 2017.

Die bedeutendste Ölpflanze in Deutschland ist Winterraps, an dem
deutlich die Nachwirkungen der Dürre 2018 zu erkennen sind. Die
Anbaufläche von 887.000 Hektar unterschreitet die Anbaufläche des
Vorjahres deutlich um fast 30 Prozent (337.000 Hektar). Das liegt
daran, dass die Aussaat von Winterraps mitten in die Dürrephase
gefallen und somit erfolglos gewesen wäre. Darüber hinaus ist der
Rapsanbau von Einschränkungen im Bereich der Pflanzenschutzmittel
betroffen. In der Folge wird derzeit eine Erntemenge von nur rund 3,1
Millionen Tonnen erwartet.

Vielerorts läuft die Ernte der Wintergerste. Für die Getreideernte
sind beständige sommerliche Witterungsverhältnisse erforderlich.
Hackfrüchte wie Kartoffeln und Zuckerrüben sowie Mais benötigen
dagegen eine ausreichende Wasserversorgung in den Sommermonaten. Eine
üppige Grundfutter- und Silomaisernte ist für die von der
Futterknappheit des vergangenen Jahres betroffenen Tierhaltungs- und
Futterbaubetriebe existenziell.

Der DBV erstellt seine Ernteprognose auf der Basis von Umfragen unter
den 18 Landesbauernverbänden zu ihren aktuellen Ertragsschätzungen.


Grafiken Ernteprognose

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=720287
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Pressemitteilung vom 3. Juli 2019
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Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin
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MELDUNG/155: Sprache in der Politik - Warum manche den starken Vater mimen (idw)

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 02.07.2019

Sprache in der Politik: Warum manche den starken Vater mimen



Hinter der Kommunikation von Politikerinnen und Politikern steckt viel
Kalkül, ist es doch deren Ansinnen, die eigenen Botschaften zu
transportieren und Wählerinnen und Wähler für sich zu gewinnen. Die
Linguistin Marta Degani hat sich aus sprachwissenschaftlicher Perspektive
mit Reden von US-PolitikerInnen beschäftigt, darunter Wahlreden von Barack
Obama, aber auch von Hillary Clinton und Donald Trump.

"Politische Kommunikation ist in den USA sehr stark professionalisiert.
Hier wird kaum etwas dem Zufall überlassen", berichtet Marta Degani
(Institut für Anglistik und Amerikanistik). Ihre Forschungen sowie weitere
Arbeiten von Kolleginnen und Kollegen zeigen, dass viele US-amerikanische
PolitikerInnen in ihrer Sprache auf zwei "idealisierte" kognitive Modelle
züruckgreifen. Diese gehen auf den Linguisten George Lakoff zurück, der
vom Modell des "Strict Father" bzw. des "Nurturant Parent" ausgeht.
Während das eine Modell auf Autorität, hierarchischer Machtverteilung und
einer starken Führungsfigur beruht, ist das andere Modell von
Gleichberechtigung, horizontaler Machtverteilung und gegenseitiger
Fürsorglichkeit geprägt. Je nachdem, in welchem sozial-kulturellen Kontext
jemand aufwächst, favorisiert er oder sie ein bestimmtes Modell. "Bedienen
nun Politikerinnen und Politiker das jeweils passende Modell, verwenden
bestimmte Metaphern und Begriffe und erzählen dazu passende 'Stories',
fühlt man sich eher angesprochen." Marta Degani hat mit der Brille dieser
Theorie die Wahlreden von Barack Obama aus der Kampagne 2008 analysiert
und kam dabei zum klaren Ergebnis: "Die Rolle als 'Nurturant Parent'
entspricht seinem politischen Credo."

Eine wichtige Rolle in der politischen Kommunikation spielt das
"Storytelling" als kommunikative Strategie. Auch hierfür ist laut Marta
Degani Barack Obama ein gutes Beispiel: "Er erzählt verschiedene
Geschichten: Von sich, seiner Herkunft, seiner Familie, aber auch
Geschichten über den normalen amerikanischen Bürger. Darüber hinaus gibt
es die Geschichten, die Amerika als großartige Nation darstellen." Gefragt
danach, ob europäische Politikerinnen und Politiker ebenso gute
Geschichtenerzähler sind, erklärt Degani: "Ja, aber vielleicht nicht ganz
so geschickt wie in den USA."

Politische Sprache sei stark von der jeweiligen Kultur geprägt. Dies gelte
nicht nur regional, sondern auch historisch. Aktuell beobachtet Marta
Degani einen Trend des Anti-Intellektualismus, der als soziales Phänomen
zutage tritt und mitunter in Formen des politischen Populismus sichtbar
wird. Einen interessanten Beleg dafür fand Marta Degani in den so
genannten "Announcement Speeches" von Hillary Clinton und Donald Trump, in
denen sie ihre Kandidatur für die US-Präsidentschaft 2015 erklärten.
Degani nutzte "readability tests", um die Komplexität dieser Reden zu
untersuchen. Eines der Ergebnisse: "Donald Trumps Rede kann auch von einem
10-jährigen Kind verstanden werden." Ein Beispiel in Zahlen: "12 Prozent
der Wörter in Clintons Rede sind komplex während Trump nur 7,7 Prozent an
komplexen Wörtern verwendet. Außerdem bestehen Clintons Sätze im Schnitt
aus 16 Worten, Trumps aus 10.


Originalpublikation:

Marta Degani. 2015.

Framing the Rhetoric of a Leader. An Analysis of Obama's Election Campaign
Speeches. Basingstoke: Palgrave Macmillan.

Marta Degani. 2016.

Endangered Intellect: A case study of Clinton vs Trump Campaign Discourse.

Iperstoria. 8, 131-145.

(http://www.iperstoria.it/joomla/images/PDF/Numero_8/generale_8/Degani.pdf)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution78
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JUGEND/362: Hochschule Osnabrück unterstützt Kinder- und Jugendcamp zu sozialer Ungleichheit (idw)

Hochschule Osnabrück - 02.07.2019

Hochschule Osnabrück unterstützt Deutschlands erstes Kinder- und
Jugendcamp zu sozialer Ungleichheit



Studentisches Team der Hochschule Osnabrück unterstützt das erste
2getherLand Deutschlands. 150 junge Menschen ab acht Jahre und Erwachsene
werden in dem Camp im kommenden Oktober zusammenkommen, um eine Woche lang
über Gerechtigkeit und soziale Ungleichheit zu diskutieren.

Was brauchen Kinder und Jugendliche, um gut leben zu können? Wie und wo
sollten sie mitentscheiden, wenn es um gutes Aufwachsen für alle geht? Was
können wir gemeinsam dafür tun, dass alle Heranwachsenden die gleichen
fairen Chancen haben? - Diese Fragen stehen im Fokus des ersten
2getherLand Deutschlands (www.2getherland.de). Vom 7 bis 12. Oktober
werden sich 150 Kinder und Jugendliche ab acht Jahren und Erwachsene für
eine Woche am Werbellinsee in Brandenburg treffen, um gemeinsam über
Gerechtigkeit und soziale Ungleichheit zu diskutieren. Acht Studierende
der Fakultät Ingenieurwissenschaften und Informatik, betreut von Prof.
Michaela Ramm und der wissenschaftlichen Mitarbeiterin Svenja Wichelhaus,
unterstützen das Camp.

Viele Kinder spüren soziale Ungleichheit im Alltag

Die Lebenssituation von Kindern in Deutschland hängt stark von ihrer
Herkunft ab. So haben Kinder aus armen Familien laut dem aktuellen
Datenreport schlechtere Chancen, gesund aufzuwachsen. Je länger Kinder in
Armut leben, desto negativer sind auch die Folgen für ihre
Bildungschancen. Nicht alle haben Zugang zu Freizeitangeboten außerhalb
der Schule - wie Verein, Kunstschule oder Theater. "Das ist ungerecht, das
wollen wir ändern!", sagen nun die Organisatoren und Unterstützer des
ersten 2getherLand in Deutschland.

Partner des 2getherLand in Deutschland

Das Camp wird von der Bertelsmann Stiftung koordiniert und von weiteren
Organisationen mitgestaltet und unterstützt. Es sind: die Breuninger
Stiftung, der Deutsche Kinderschutzbund, die Hochschule Osnabrück, das
Netzwerk zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention, die Robert Bosch
Stiftung und das SOS-Kinderdorf. Neben dem Beitrag des studentischen Teams
unterstützt die Hochschule Osnabrück das Projekt 2getherLand mit
Fördermitteln aus dem hochschuleigenen Pool "Gesellschaftliches
Engagement".

Gemeinnütziges Projekt: Studierende sammeln praktische Erfahrung und
erweitern ihren Horizont

Soziales Engagement ist ein wichtiges Thema für Michaela Ramm, Professorin
für Mediengestaltung und Sprecherin des Studiengangs Media & Interaktion
Design (MID) an der Hochschule Osnabrück. Mit ihren Studierenden hat sie
schon viele Projekte gemeinnütziger Vereine und Einrichtungen unterstützt.
"Das Studium an unserer Hochschule sieht studentische Projekte mit
Partnern aus der Praxis vor - und es müssen nicht immer Unternehmen sein",
so Prof. Ramm: "In gemeinnützigen Projekten können sich Studierende für
ein gutes Ziel einsetzen. Meiner Meinung nach sollte es in jedem Studium
die Möglichkeit geben, Leistungspunkte für Non-Profit-Projekte zu
erhalten." Als die Osnabrücker Professorin der Bertelsmann Stiftung ihre
Unterstützung angeboten hatte, stand das 2getherLand-Projekt gerade in den
Startlöchern. So konnte Ramm ihren Design-Studierenden den
Projektvorschlag unterbreiten und hatte sofort sechs Zusagen. Hinzu kamen
die Bachelorarbeit der MID-Studentin Anastasia Schweigerdt und die
Masterarbeit von Markus Grothues, der "Verteilte und mobile Anwendungen"
studiert. Unterstützt wird das Projektteam von der wissenschaftlichen
Mitarbeiterin des Medienlabors Svenja Wichelhaus.

Kreative Unterstützung für kreatives Camp-Programm

Das Programm für das Camp wird in erster Linie vom sogenannten 
"Jugend-Experten-Team" entwickelt. Darin sind 15 junge Menschen aus ganz
Deutschland im Alter von 13 bis 21 Jahren vertreten. Gemeinsam wollen sie
Räume für den vertrauensvollen Austausch in der Gruppe und für die
Entwicklung eigener Ideen schaffen. Thematische Workshops bieten die
Gelegenheit, Aspekte von Chancengerechtigkeit und gutem Aufwachsen zu
diskutieren. In Kreativ-Workshops setzen sich Jugendliche mithilfe
künstlerischer Mittel wie Theater, Tanz oder Graffiti mit sozialer
Ungleichheit auseinander. Dazu gibt es Kompetenz-Workshops,
Gemeinschaftsaktionen sowie Sport-, Spiele- und Freizeitaktivitäten.

Um das vielfältige Camp-Programm zu unterstützen, haben die Osnabrücker
Studierenden viele kreative Ideen entwickelt. Dabei kamen viele Fragen
auf: Wie bekommen Teilnehmerinnen und Teilnehmer Einblick in die
Vorbereitung des Camps? Welche Give-aways sprechen Achtjährige genauso an
wie Teenager? Sind die von den Studierenden konzipierten "Mitgebsel"
nachhaltig und fördern sie die Kommunikation unter den Camp-Teilnehmern?
Wie kann der Ideenaustausch vor Ort stärker gefördert werden? - All das
musste beim Konzept bedacht werden. Bei einem Treffen am Werbellinsee im
April stellten die Studierenden ihre Ideen dem Jugend-Experten-Team vor
und diskutierten kontrovers die Vorschläge.

App, die auch offline funktioniert

Markus Grothues, der die App für das Camp entwickelt, erinnert sich: "Die
erste Überraschung war: kein Handyempfang am Camp-Ort. Die App müsste also
auch offline funktionieren - eine ganz spezielle Herausforderung für meine
Abschlussarbeit." Der Masterstudent entwickelt nun eine App, in der neben
den Workshops, Kontaktdaten neuer Freunde oder dem eigenen Profil auch
eine Karte angezeigt wird - dank den QR-Codes an den einzelnen Gebäuden
funktioniert dieser Lageplan auch ganz ohne Internetempfang.
Vervollständigt wird die App durch eine Pinnwand sowie Notiz-, Feedback-
und Filterfunktionen. Wer kein Handy besitzt, bekommt eines vom
Organisationsteam ausgeliehen.

Interaktionsbücher und Gedankenwände machen Smartphones entbehrlich

Jedoch sollten Smartphones auf dem Camp entbehrlich sein. Dafür sorgen
einerseits Diana Alekseeva und Vanessa Reffke, die gemeinsam ein
"Interaktionsbuch" entwickeln. Als ständiger Begleiter enthält es neben
einer Faktensammlung zur sozialen Ungleichheit auch grafisch professionell
und ansprechend gestaltete Notizseiten, eine Programmübersicht sowie
Abschnitte für Notfallhilfe und natürlich für Kontaktdaten neuer Freunde.
Annica Geiken hat andererseits eine "Gedankenwand" konzipiert: Mit dieser
mobilen Pinnwand können Neuigkeiten, Ideen und Kommentare direkt vor Ort
ausgetauscht werden.

Bei den "Mitgebseln" stehen Menschen im Vordergrund - nicht die Technik

Marvin Lincoln ist die treibende Kraft hinter den Give-aways. Gemeinsam
mit Katja Pollee und Laura Wirth hat er besondere Freundschaftsarmbänder
entwickelt: Zu Beginn bestehen sie ausschließlich aus weißen oder
schwarzen Holzperlen. Bei jeder neu geschlossenen Freundschaft kommen
bunte Perlen hinzu, gleiche Farbe bei beiden Freunden. Etwas mehr
Kopfzerbrechen bereitete dem kleinen Team ein zweites "Mitgebsel": Es ist
ein flaches, etwa eigroßes Gehäuse aus einem Holz-Kunststoff-Verbund mit
mehreren Magnetkugeln und sechs Emojis. Werden zwei solcher "Eier"
aneinandergehalten, ergeben sie eine besondere Bildchenkombination. "Damit
lässt sich wunderbar arbeiten - zum Beispiel bei der Aufgabenverteilung in
Workshops, aber auch um ganz ungezwungen ins Gespräch zu kommen und neue
Leute kennenzulernen", erklärt Katja Pollee. Ihr Kommilitone Marvin
Lincoln ergänzt: "Unser Ziel war, etwas Altersunabhängiges zu finden, das
der Vernetzung dient und dazu noch nachhaltig ist. Zunächst habe ich mir
viele digitale Sachen vorgestellt. Es war eine große Hürde, ein einfaches,
analoges Produkt mit einem besseren Effekt zu entwickeln." Jetzt geht es
in die Umsetzung: Materialien und deren Hersteller recherchieren, Angebote
einholen, Kosten berechnen, Aufträge aushandeln und vergeben.

Instagram-Auftritt gibt viele Einblicke

Digital geht es wiederum bei der Aufgabe von Anastasia Schweigerdt zu: Die
24-Jährige entwickelt in ihrer Bachelorarbeit eine Instagram-Kampagne für
2getherLand. Das Ziel des Camps und sein Programm werden dort genauso
vorgestellt wie einzelne Delegationen und Partner. Es gibt Einblicke in
die Arbeit des Organisationsteams und Umfragen zum Thema "soziale
Ungleichheit". Ein besonderer Clou sind Illustrationen - Porträts des
Jugend-Experten-Teams, gezeichnet von Laura Wirth, und das Maskottchen
Mika - ein junges Erdmännchen, gestaltet von Diana Alekseeva.

Medien- und Interaktionsdesign gehen im Projekt Hand in Hand

Was für die Teammitglieder das Spannendste im Projekt ist? - Die Antworten
sind vielfältig und doch im Kern ähnlich: "Kreative Freiheit, wo alle ihre
Talente einsetzen und Stärken ausbauen können", "das gute Gefühl, ein
wichtiges soziales Anliegen zu unterstützen", "Weiterbildungsseminare zu
den Themen 'soziale Ungerechtigkeit' und 'Social Media'",
"interdisziplinäres Arbeiten", "die Mischung Technik und Kommunikation".
Den Studierenden stimmen auch die beiden Wissenschaftlerinnen zu. "Im
Fokus des Medien- und Interaktionsdesigns steht immer die bestimmte
Zielgruppe, deren Erfahrungen und Erwartungen", erklärt Svenja Wichelhaus.
Prof. Michaela Ramm ergänzt: "Unser Studiengang verbindet Design-Studium
mit Grundlagen der Informationstechnologie, Psychologie und
Kommunikationstheorie. Es befähigt die Studierenden außerdem,
maßgeschneiderte Prototypen aller Art zu fertigen - ob analog oder
digital, ob Interaktionsbuch oder Film, Foto oder 3D-Animation." Deshalb
können Studierende komplexe System-Abläufe so gestalten, dass
Benutzerinnen und Benutzer intuitiv, mit Freude und effektiv mit Geräten
und Dienstleistungen umgehen können.


Weitere Informationen unter:

http://www.2getherland.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution14
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Osnabrück, 02.07.2019
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E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/1861: Studie - Fairtrade hilft nicht allen Landarbeitern in Afrika (idw)

Georg-August-Universität Göttingen - 01.07.2019

Fairtrade hilft nicht allen Landarbeitern in Afrika - Studie der
Universität Göttingen mit internationalen Partnern



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität Göttingen und
ihrer internationalen Partner haben die Auswirkungen von Fairtrade auf
arme Landarbeiter in Afrika untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass
Fairtrade zwar die Bedingungen von Angestellten in lokalen
Genossenschaften verbessert, aber nicht die Situation von Arbeitern im
Kleinbauernsektor. Letztere sind oft besonders benachteiligt. Die Studie
ist in der Fachzeitschrift Nature Sustainability erschienen.

(pug) Wenn sich Konsumentinnen und Konsumenten von Kakao, Kaffee und
anderen tropischen Erzeugnissen für Produkte mit dem Fairtrade-Sigel
entscheiden, zahlen sie etwas mehr in der Annahme, damit zu einer
Verbesserung der sozialen Bedingungen in den Entwicklungsländern
beizutragen. Um herauszufinden, ob die arme Landbevölkerung tatsächlich
von der Fairtrade-Zertifizierung profitiert, sammelten die Wissenschaftler
Daten von 1000 Kakaobauern und Landarbeitern aus 50 verschiedenen
Genossenschaften in der Elfenbeinküste. Die Elfenbeinküste ist der
weltweit größte Kakaoproduzent und Exporteur.

"Vorherige Studien zu den Auswirkungen von Fairtrade haben vor allem auf
die Situation von Kleinbauern geschaut und dabei vernachlässigt, dass auf
den Farmen der Kleinbauern auch Landarbeiter tätig sind", sagt Prof. Dr.
Matin Qaim, Agrarökonom an der Universität Göttingen und leitender Autor
der Studie. "Diese Landarbeiter im Kleinbauernsektor stellen eine große
Bevölkerungsgruppe dar, die von Entwicklungsorganisationen oft übersehen
wird. Häufig gehören diese Menschen zu den Ärmsten der Armen im ländlichen
Raum", so Qaim.

Fairtrade schreibt für Angestellte und Arbeiter einen Mindestlohn und
faire Arbeitsbedingungen vor. "Für Angestellte in den Genossenschaften
werden diese Bedingungen auch durchgesetzt. Auf der Ebene der
Genossenschaften werden die Fairtrade-Standards regelmäßig kontrolliert",
sagt Dr. Eva-Marie Meemken, Erstautorin von der Cornell University in den
USA. "Für die Arbeiter auf den Farmen der Kleinbauern zeigen unsere Daten
aber keinerlei Effekte, auch wenn die Bauern selbst durch die
Fairtrade-Zertifizierung profitieren. Die Löhne und Arbeitsbedingungen auf
Tausenden kleiner Farmen zu kontrollieren, ist aufwendig und wird deswegen
kaum gemacht. Aber ohne Kontrollen funktioniert das nicht", so Meemken.
"Hier müssen bessere Lösungen gefunden werden, um dem Fairnessanspruch
umfassender gerecht zu werden."


Originalpublikation:

Eva-Marie Meemken, Jorge Sellare, Christophe N. Kouame and Matin Qaim.

Effects of Fairtrade on the livelihoods of poor rural workers.

Nature Sustainability (2019).

https://doi.org/10.1038/s41893-019-0311-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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Georg-August-Universität Göttingen, 01.07.2019
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ENERGIE/2376: Altmaier - "Versorgungssicherheit in Deutschland weiterhin sehr hoch" (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 3. Juli 2019

Altmaier: "Versorgungssicherheit in Deutschland weiterhin sehr hoch"



Es ist ein zentrales Anliegen der Bundesregierung, im Rahmen der
weiteren Umsetzung der Energiewende stets eine sichere Stromversorgung
zu gewährleisten. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
(BMWi) überwacht daher kontinuierlich die Sicherheit der
Stromversorgung, um etwaige Probleme frühzeitig erkennen und bei
Bedarf zielgenau gegensteuern zu können. In regelmäßigen Abständen
legt das BMWi zudem den Monitoringbericht zur Versorgungssicherheit im
Bereich Elektrizität vor.

Bundesminister Altmaier: "Der Monitoringbericht zur
Versorgungssicherheit Strom ist ein zentrales Instrument, um auch in
Zukunft stets eine sichere Stromversorgung gewährleisten zu können.
Der Bericht zeigt, dass die Stromverbraucher in Deutschland auch beim
weiteren Umbau unserer Energieversorgung sicher mit Elektrizität
versorgt werden können. Die Versorgungssicherheit in Deutschland ist
im internationalen Vergleich weiterhin sehr hoch. Wir werden auch
künftig und parallel zum Ausstieg aus der Stromerzeugung aus Kohle
immer wieder die Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit prüfen.
Dieses regelmäßige und vorausschauende Monitoring ist ein wichtiger
Baustein bei der weiteren Umsetzung der Energiewende."

Eine wesentliche Grundlage des Monitoringberichts des BMWi ist ein
Gutachten, das ausführlich untersucht, wie sich der Strommarkt und die
verfügbaren Kraftwerke in den nächsten Jahren bis 2030 entwickeln. Es
kommt zu dem Ergebnis, dass die Stromverbraucher in Deutschland mit
Blick auf Angebot und Nachfrage jederzeit sicher versorgt werden
können.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - ENERGIE/2375: Expertenkommission Fracking übergibt ersten Bericht an den Bundestag (BMWi)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ENERGIE/2375: Expertenkommission Fracking übergibt ersten Bericht an den Bundestag (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 3. Juli 2019

Expertenkommission Fracking übergibt ersten Bericht an den Deutschen Bundestag

Bisher keine Anträge auf Probebohrungen



Die Expertenkommission Fracking hat zum 30. Juni 2019 den ersten
Bericht über ihre Tätigkeit vorgelegt. Der Bericht der Kommission
enthält neben allgemeinen Geschäftsgrundlagen der Kommissionsarbeit
einen Ausblick auf die Arbeitsplanung für die kommenden zwei Jahre. Da
Anträge auf Erprobungsbohrungen zurzeit nicht vorliegen, besteht die
wesentliche Aufgabe der Kommission zunächst darin, den Stand der
Technik im internationalen Umfeld zusammenzufassen.

Die Kommission hatte am 16. Mai 2019 mit einer konstituierenden
Sitzung in Berlin ihre Arbeit aufgenommen. Das sechsköpfige Gremium
setzt sich aus Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern verschiedener
deutscher Forschungsinstitutionen und Fachbehörden zusammen, die im
Juli 2018 von der Bundesregierung berufen wurden. Das Gremium hat die
gesetzliche Aufgabe, eventuelle Erprobungsmaßnahmen zum
unkonventionellen Fracking wissenschaftlich zu begleiten und die
erzielten Ergebnisse fachlich zu bewerten. Unkonventionelles Fracking
bedeutet, dass Schiefer-, Ton-, Mergel- oder Kohleflözgestein zur
Förderung von Gas oder Öl aufgebrochen wird. Die Expertenkommission
ist unabhängig (auch von den sie entsendenden Stellen) und nicht
selbst Genehmigungsbehörde oder Teil einer Genehmigungsbehörde.

Der Bericht ist im Internet veröffentlicht

(https://expkom-fracking-whg.de/start).

Hintergrund:

Zum Fracking gelten seit Februar 2017 strenge gesetzliche Regeln im
Wasserrecht und im Bergrecht. In § 13a des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) ist das generelle Verbot von
unkonventionellem Fracking festgeschrieben. Möglich sind lediglich bis
zu vier Erprobungsmaßnahmen zu ausschließlich wissenschaftlichen
Zwecken, um bestehende Kenntnislücken zu schließen. Die
Erprobungsmaßnahmen, die nach § 13a Absatz 2 WHG zuvor von den
zuständigen Landesbehörden zu prüfen und zu bewilligen sind, müssen
Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere den Untergrund und den
Wasserhaushalt erforschen. Die Landesregierungen müssen den
Erprobungsmaßnahmen zustimmen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 3. Juli 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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MEINUNG/087: Kein Zins ist auch keine Lösung (DER RABE RALF)

DER RABE RALF

Nr. 210 - Juni / Juli 2019

Die Berliner Umweltzeitung

Kein Zins ist auch keine Lösung

Beweist das Freigeld-Experiment von Wörgl die Richtigkeit der
Zinskritik?

von Elisabeth Voß



Der Bayerische Rundfunk zeigte am 23. April den österreichischen
Spielfilm "Das Wunder von Wörgl", das auf einer wahren Geschichte aus
den 1930er Jahren beruht. Die Tiroler Gemeinde Wörgl leidet an der
Wirtschaftskrise, es herrschen Erwerbslosigkeit und große Not, die
öffentliche Kasse ist leer, als Bürgermeister Michael
Unterguggenberger 1932 eine regionale Währung einführt. Er lässt
Arbeitsbestätigungsscheine drucken, kurz "AB-Scheine" genannt, und
bezahlt damit die bisher Erwerbslosen, die in Bauprojekten der
Gemeinde arbeiten. Es kommt zum bescheidenen wirtschaftlichen
Aufschwung, der jedoch nach etwas mehr als einem Jahr bereits beendet
wird, weil auf Betreiben der Nationalbank ein Gerichtsurteil die
Herausgabe der Scheine untersagt.

Idee des Finanztheoretikers Silvio Gesell

Zinskritiker*innen gilt seither Wörgl als Beweis, dass Silvio Gesell
(1862-1930) Recht hatte mit seiner Freigeldtheorie, wonach die
Wirtschaft daran kranke, dass Geld gehortet werde, statt es
auszugeben. Die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes soll erhöht werden,
indem Geld nicht mehr verzinst wird, sondern umgekehrt das Geld
beständig an Wert verliert. So waren auch die AB-Scheine in Wörgl
angelegt.

Bürgermeister Unterguggenberger sagt im Film: "Wir haben die
Rohstoffe, Maschinen und Arbeitskräfte. Uns fehlt nur das
Tauschmittel." Die Lebenssituation der Bevölkerung ließ sich auch ohne
hartes Geld verbessern, weil alle Beteiligten sich darin einig waren,
dass sie die AB-Scheine als Tauschmittel akzeptieren.

Und wenn die Wörgeler*innen sich geeinigt hätten, ganz ohne
Tauschmittel zu wirtschaften? Wenn sie - statt zuhause zu sitzen -
sich gemeinsam über notwendige Arbeiten für die Gemeinde verständigt
und diese einfach ausgeführt hätten? Und wenn die Inhaber*innen von
Geschäften und Gasthäusern sie einfach so versorgt hätten? Wenn also
die Bewohner*innen begonnen hätten, angesichts der Krise jenseits des
Äquivalenttauschs miteinander zu wirtschaften, nach dem Prinzip des
Beitragens: Alle tun, was sie können, und bekommen, was sie benötigen?

Abhängig von Warenform und Hierarchie

Zugegeben, es ist nicht so ganz einfach, sich das vorzustellen. Zu
stark ist die Gewöhnung daran, dass alles seinen Preis hat, die
Produkte in den Geschäften ebenso wie die Arbeitskraft. Sicher hätten
die Leute ziemlich viel miteinander reden müssen, sich darüber
abstimmen müssen, was zu tun ist, wer was macht und was jede*r
braucht. Ein Tauschmittel kann das erleichtern. In Wörgl kamen das
Tauschmittel und die Aufforderung zur Arbeit von oben, vom
Bürgermeister. Nachdem der Pfarrer dazu aufrief, die AB-Scheine
anzunehmen, ließen auch die Inhaber*innen der örtlichen Geschäfte ihre
Skepsis fallen und verkauften Lebensmittel und andere Waren auch für
diese Scheine. Wörgl zeigt daher, wie abhängig von der Gewohnheit des
Äquivalenttauschs und wie abhängig von Hierarchien Leute auch in
Notsituationen sein können - und dass sich ihre Lage erst dann zum
Besseren wendete, als sie etwas taten. Quelle des Wohlstands war
jedoch die Arbeit, nicht das Tauschmittel, das war nur ein Mittel zum
Zweck.

Weltweit gibt es viele Beispiele, die Wörgl ähnlich sind. Jedoch
werden Regionalwährungs-Scheine in Deutschland meist nicht durch
Arbeit erworben, sondern mit Euro gekauft und zum Einkauf in
teilnehmenden Geschäften genutzt, um die regionale Wirtschaft
anzukurbeln. Den bekannten "Chiemgauer" in Bayern können die
Händler*innen zu 95 Prozent seines Werts in Euro zurücktauschen, 3
Prozent gehen an lokale Vereine, 2 Prozent finanzieren die
Chiemgauer-Infrastruktur. In Berlin gab es Ende 1993 als befristete
Alternativwährung und Kunstaktion in Prenzlauer Berg das
"Knochengeld". 2005 wurde mit großem Werbeaufwand ein Regiogeld namens
"Berliner" in Umlauf gebracht - öffentlich gefördert und
fälschungssicher hergestellt in der Bundesdruckerei. Der erhoffte
Erfolg blieb aber aus und das Experiment wurde 2008 eingestellt.
Danach gab es Pläne für "Spreeblüten", die nie in die Gänge kamen und
kürzlich umbenannt wurden in "Fairo". Daraus soll nun eine digitale
Währung werden.

Schwundgeld bringt auch Probleme mit sich

Bei Regionalwährungen, Schwundgeld etc. handelt es sich zweifellos um
zweitklassiges Geld, denn es ist nicht beliebig einsetzbar, sondern
hat einen begrenzten Radius. Euro-gedecktes Regiogeld schafft keine
Werte, sondern ist lediglich ein Versprechen, mit seinem Erwerb
freiwillig auf die beliebige Verwendbarkeit des eigenen Geldes zu
verzichten. Erst wenn, wie zum Beispiel in Wörgl, auch für dieses
Ersatzgeld gearbeitet werden kann, kann damit im begrenzten lokalen
Rahmen die Lebenssituation verbessert werden. Jedoch sollte das nicht
idealisiert werden, denn mit zwei Klassen von Arbeitsentgelt entstehen
möglicherweise auch zwei Klassen von Beschäftigten. Während die einen
mit harter Währung bezahlt werden, gibt es für die anderen nur
minderwertige Scheine. Und der Wertverlust des Schwundgelds kann ein
Problem für arme Menschen darstellen, die für Anschaffungen darauf
angewiesen sind, zu sparen.

Die ideologische Überhöhung von schneller Zirkulation und
Konsumsteigerung widerspricht zudem allen Notwendigkeiten zur
Entschleunigung, Energie- und Ressourcenschonung in der Wirtschaft.
Zwar behaupten Freigeldtheoretiker*innen gerne, der Wachstumszwang
komme aus dem Zins, das lässt sich aber weder theoretisch noch
praktisch belegen. Die marxistische Auffassung, wonach Wachstum aus
der Marktkonkurrenz entspringt, weil zur Senkung der Stückkosten
rationalisiert wird und sich dadurch der Warenausstoß erhöht, scheint
plausibler.

Problematisch sind die ideologische Aufladung und die teilweise zu
beobachtende Heilslehren-Gläubigkeit in der Zinskritik. Das ist nicht
nur unsolidarisch gegenüber anderen Ansätzen alternativen
Wirtschaftens, sondern kann die Türen öffnen zu Antisemitismus und
rassistischen Blut- und Boden-Ideologien. Die verbreitete
biologistische Sicht, die sich in Begriffen wie "fließendes Geld" und
"natürliche Wirtschaftsordnung" äußert, blendet sowohl
Interessengegensätze als auch gesellschaftliche, demokratische
Aushandlungsprozesse aus.

Der Zins ist nicht das Hauptübel

Zinskritik ist Ausdruck einer berechtigten Empörung über Ungleichheit.
Es ist ungerecht, dass die Habenden durch die Verzinsung ihres Geldes
immer mehr bekommen, noch verstärkt durch Zinseszinseffekte, während
die Habenichtse arm bleiben, und - wenn sie sich etwas anschaffen
wollen, wofür ihr Geld nicht reicht - auch noch Kreditzinsen zahlen
müssen. Jedoch ist der Zins - der ja viel älter ist als der
Kapitalismus - weder das einzige noch das größte Übel, sondern eher
eine Randerscheinung in einem patriarchalen System von Ungleichheit,
Macht, Herrschaft und Gewalt. Darum ist kein Zins auch keine Lösung -
wie ja auch die aktuelle Niedrigzinsphase zeigt.

Es ist schön, wenn es Gemeinschaften gelingt, mit freiwirtschaftlichen
Projekten ihre Lebenssituation zu verbessern. Das ersetzt jedoch nicht
die Auseinandersetzungen um Eigentum, Ressourcennutzung,
Technologieentwicklung, Arbeitsverhältnisse etc. Wer nur auf
Zinskritik setzt und sich auf die Zirkulationssphäre beschränkt, sitzt
damit dem Geld-Fetisch auf und ist blind für die Ausbeutung der Arbeit
im Produktionsprozess. Auf die eine Patentlösung zu hoffen hilft
ohnehin nicht weiter, denn wirtschaftliche Fragen sind vielschichtig.
Daher gilt wie so oft die zapatistische Weisheit: "Fragend gehen wir
voran".

 * 
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STRAFRECHT/471: Strafverteidiger sind keine Zielscheibe (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Juli 2019

Strafverteidiger sind keine Zielscheibe!

Statement des Deutschen Anwaltvereins (DAV) zur Bedrohung der
Strafverteidiger im Freiburger Vergewaltigungsprozess



Was derzeit in Freiburg verhandelt wird, ist die Folge eines
furchtbaren Geschehens. Doch unabhängig davon, wie der Tatvorwurf
lautet oder welche Staatsangehörigkeit Beschuldigte haben:
Gesellschaftliche und mediale Vorverurteilungen schaden dem
Rechtsstaat. Dies gilt umso mehr, wenn dabei auch die Anwälte in
"Sippenhaft" genommen und sogar bedroht werden.

Jeder Mensch hat in diesem Land das Recht auf ein faires Verfahren.
Und jeder Mensch gilt so lange als unschuldig, bis seine oder ihre
Schuld vom Gericht rechtskräftig festgestellt wurde. Diese
fundamentalen Eckpfeiler des Rechtsstaats gelten nicht nur für
mutmaßliche Verkehrssünder und Scheckfälscherinnen, sondern auch für
Beschuldigte in einem Vergewaltigungsprozess.

Strafverteidigerinnen und -verteidiger haben nicht nur das Recht,
sondern die Pflicht, auf die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien
im Ermittlungs- und Gerichtsverfahren zu achten. Diese Anwälte dafür
zu beschimpfen und zu bedrohen, ja sogar Morddrohungen auszusetzen,
ist aufs Schärfste zu verurteilen.

 * 

Quelle:

Statement vom 2. Juli 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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KIRCHE/2220: Ratsvorsitzender begrüßt Freilassung der Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete in Italien (EKD)

Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 03.07.2019

Bedford-Strohm: "Punktsieg für Rechtsstaatlichkeit und
Menschlichkeit"

EKD-Ratsvorsitzender begrüßt Freilassung der Sea-Watch-Kapitänin Carola
Rackete in Italien



Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, hat sich zur Freilassung der
Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete wie folgt geäußert:

"Mit Freude und Erleichterung habe ich die Freilassung von 
Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete aufgenommen. Ich sehe diese Entscheidung als
Punktsieg für Rechtsstaatlichkeit und Menschlichkeit und als ermutigendes
Zeichen, dass bestimmte Grundorientierungen, die für das Recht überall in
Europa verbindlich sind, nicht zur Disposition stehen. Viele Menschen in
Politik und Zivilgesellschaft haben diese Grundorientierungen in den
letzten Tagen stark gemacht und damit Flagge gezeigt: Menschen vor dem
Ertrinken zu retten, hat immer Vorrang. Diejenigen, die das als einzige
noch organisiert tun, dürfen nicht kriminalisiert werden. Jetzt ist es
dringliche Aufgabe der Politik, einen Mechanismus zu etablieren, der die
Anlandung von geretteten Menschen und ihre Verteilung auf aufnahmebereite
Länder verlässlich regelt und damit verhindert, dass wir das unwürdige
Drama der letzten Wochen noch einmal erleben. Danke an die europäische
Zivilgesellschaft für den Einsatz in dieser Sache!"

Einen europäischen Verteilmechanismus für Bootsflüchtlinge hatten der
EKD-Ratsvorsitzende und der Bürgermeister von Palermo, Leoluca Orlando,
bereits Anfang Juni gemeinsam im "Palermo-Appell" gefordert.

https://www.ekd.de/verteilmechanismus-fuer-bootsfluechtlinge-gefordert-46692.htm

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 75/2019 vom 03.07.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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MELDUNG/086: Evangelische Kirche und Koordinationsrat der Muslime erteilen Hass und Hetze eine Absage (EKD)

Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 03.07.2019

Glaube beheimatet und öffnet:

EKD und KRM erteilen Hass und Hetze eine Absage

Jährliches Spitzentreffen zwischen evangelischer Kirche und
Koordinationsrat der Muslime in München



Vertreterinnen und Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)
und des Koordinationsrates der Muslime (KRM) sind am Mittwoch in München zu
ihrem jährlichen Gespräch zusammengekommen. Im Mittelpunkt stand dabei das
Thema "Religiöse Heimat und Identität". Vor dem Hintergrund der aktuellen
Debatten über Zugehörigkeit und Zuwanderung war man sich einig, dass die
religiöse Verortung eines Menschen eine wichtige Rolle für seine Identität
spielt. "Der Glaube schafft Beheimatung, aber nicht im engen Sinne eines
Rückzugs auf die eigene Scholle, sondern im Sinne einer Vergewisserung, die
auch mit Vielfalt und Veränderung offen und konstruktiv umgeht", so der 
EKD-Ratsvorsitzende, Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm. "Die Form von
Identität und Heimat, die sich aus der christlich-jüdischen Tradition
speist, taugt nicht als Mittel der Ausgrenzung, sondern sie ist
Ausstrahlungsquelle einer Liebe, die Grenzen nicht aufrichtet, sondern
überwindet."

Die Sprecherin des KRM, Nurhan Soykan, verwies auf die Abgrenzungsdiskurse,
die mit dem Heimatbegriff oft verbunden sind, und warb dafür, Menschen, die
mehr als ein Mutter- oder Vaterland haben, als Bereicherung einer
Gesellschaft zu erkennen. "Durch die fortlaufende Infragestellung gerade
von Muslimen in Deutschland, die hier schon seit vielen Generationen leben,
wird es ihnen erschwert, Deutschland als ihre Heimat zu begreifen. Gerade
im öffentlichen Diskurs finden sich hartnäckige Narrative von Ausgrenzung
und Ausschluss", kritisiert Frau Soykan die derzeitige Situation. "Als
Religionsgemeinschaften ist es unsere gemeinsame Aufgabe, diese negative
Haltung zu überwinden und Raum für eine gemeinsame Heimat und eine
gemeinsame Zukunft zu schaffen."

Übereinstimmungen zwischen Christentum und Islam wurden auch deutlich, als
es um die Vorläufigkeit jeder irdischen Heimat ging. Die endgültige Heimat
stehe immer noch aus, äußerten Theologen beider Religionen. Populistischen
Tendenzen, die einer Überhöhung der je eigenen Nation das Wort reden, müsse
aus religiöser Sicht eine klare Absage erteilt werden. Weltweit verbreitete
Religionen wie das Christentum oder der Islam ließen sich weder auf eine
bestimmte Nationalität noch auf eine bestimmte Herkunft oder Kultur
begrenzen. Grenz- und länderüberschreitende Kontakte innerhalb einer
Religion oder zwischen den Religionen gehörten daher zum Selbstverständnis
der EKD wie des KRM. Die vielfältige Auslandsarbeit der EKD, aber auch
zahlreiche Auslandskontakte der KRM-Verbände seien dafür sichtbare Belege.

Dass der Dialog in Deutschland in Übereinstimmung mit den Werten des
Grundgesetzes geführt werden muss, ist im 70. Jahr seines Bestehens eine
Selbstverständlichkeit, auf die sich EKD und KRM bereits 2015 in einem
gemeinsamen Dialogratgeber verständigt hatten. "Hass und Hetze dürfen hier
keinen Platz haben", so die gemeinsame Überzeugung.

Gemeinsam begrüßten die Vertreterinnen und Vertreter von KRM und EKD die
von einem italienischen Gericht angeordnete Freilassung der 
Sea-Watch-Kapitänin Carola Rackete: Zivile Seenotretter dürften nicht kriminalisiert
werden. "Menschen aus Lebensgefahr zu retten, ist über alle Religionen
hinweg ein Gebot der Menschlichkeit," so die Reaktion auf die
Gerichtsentscheidung vom Vorabend.

Das Spitzengespräch zwischen EKD und muslimischen Verbänden findet seit
2005 mit je wechselnder Gastgeberschaft statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 76/2019 vom 03.07.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover
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SCHACH-SPHINX/06976: Tragik eines Wunsches (SB)

Hand aufs Herz, wer hätte nicht wie Ralf Heß in dieser Stellung
1...Lf8-c5? gespielt? Die Kombination sah überaus verlockend aus. Weiß
schlägt mit der Dame auf g7, was der kolumbianische Meister Carlos
Cuartas dann auch tat, worauf dann 2...Dc7xg3 folgt und das Matt gegen
den weißen König ist nur noch unter erheblichen Materialverlusten zu
verhindern. So scheint es zumindest, allein, die Wirklichkeit des
Brettes sprach eine andere Sprache, denn Heß hatte in der
Vorausberechnung im heutigen Rätsel der Sphinx einen entscheidenden
weißen Zug übersehen. Der Wunsch, eine Glanzkombination im Stile der
alten romantischen Meister zu produzieren, mochte verständlich sein,
er war jedoch tragisch verstrickt ins Netz einer Fehlberechnung.
Wünsche sind Scheingebilde auf der Leinwand der Eitelkeit, sie
schmeicheln uns, aber im kritischen Augenblick entfliehen sie dorthin,
woher sie gekommen sind, ins unwirkliche Reich aller Phantasien,
Wanderer.
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Cuartas - Heß

Dortmund 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer auf die Propheten nicht hört, das bestätigen alle alten
Geschichten, büßt das Unheil, so auch der Isländer Sigurjonsson nach
seinem Zug 1.f2-f4: 1...f6-f5! 2.De4xe5 Tf8-e8 3.De5-d5+ Dd8xd5
4.c4xd5 Te8-e2 - die schwarzen Figuren bekommen Auftrieb - 5.Lb2-c1 d4-
d3+ 6.Kg1-h1 b7-b5 7.Sd2-f3 Lc8-b7 - der Chor der schwarzen Läufer
mischt sich ein, das Ende kann so ferne nicht mehr sein - 8.Tf1-d1 -
8.a2-a4 Lb7xd5 9.a4xb5 Ld5xf3 10.g2xf3 Ta8-c8 nebst Tc8-c2 -
8...Lb7xd5 9.Td1xd3 Ld5xf3 10.g2xf3 Te2-e1+ 11.Kh1-g2 Te1-g1+ und Weiß
gab auf, da er nach 12.Kg2-h3 Kg8-f7 gegen das drohende Matt machtlos
gewesen wäre.
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GESELLSCHAFT/347: Stichwort Elternschule - Der Machtmechanismus Kindzentrierung (idw)

Pädagogische Hochschule Karlsruhe - 02.07.2019

Stichwort Elternschule: Der Machtmechanismus Kindzentrierung



Gesellschaft, Medien und Erziehungsratgeber diskutieren immer wieder von
neuem, ob und in welchem Maße das Kind im Zentrum der Familie stehen
sollte. Werden Kinder Tyrannen? Ist die Bindung zu ihren Eltern nicht
stark genug? Ist mehr Autorität nötig, oder weniger? Im Kern solcher oft
emotional geführten Debatten stehen meist eigengesetzliche Machtdynamiken
rund um das Kind. Darauf macht die Soziologin Dr. Désirée Waterstradt
anlässlich der geplanten Ausstrahlung des Dokumentarfilms "Elternschule"
am 3. Juli um 22.45 Uhr in der ARD aufmerksam.

"Konkurrenzdynamiken rund ums Kind können nicht nur in Familien
eskalieren, sondern auch zwischen Experten und Institutionen", erklärt Dr.
Waterstradt, Assoziiertes Mitglied des Instituts für Transdisziplinäre
Sozialwissenschaft der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe. Mit dem
Wettbewerb ums Kind habe sich ein stabiler, eigendynamischer
Konkurrenzmechanismus entwickelt, ähnlich der Situation in vielen anderen
Bereichen der Gesellschaft. Erstmals beschrieben worden seien solche
Machtdynamiken vor mehr als 80 Jahren durch den Soziologen Norbert Elias
in seiner Studie zur Entwicklung der Königsposition in der Höfischen
Gesellschaft - genannt Königsmechanismus oder Mechanismus der
Vormachtstellung: Wie von selbst führen Konkurrenzdynamiken von einer
Konstellation freier Konkurrenz zur Zentralisierung der Verfügungsgewalt.

Soziologie der Elternschaft legt Machtaspekte offen

Die Ausbildung eines speziellen Konkurrenzmechanismus ums Kind - genannt
"Kindchenmechanismus" - hat Dr. Waterstradt bereits 2015 in ihrer Studie
"Prozess-Soziologie der Elternschaft: Nationsbildung, Figurationsideale
und generative Machtarchitektur in Deutschland" deutlich gemacht. Hier
legt sie dar, dass die zwingende Eigendynamik von Machtprozessen am
Beispiel der Kindzentrierung besonders deutlich wird. Erst durch die
Konkurrenz von Erwachseneninteressen entstehe die relativ stabile
Zentralposition des Kindes - quasi von selbst und ohne Zutun des Kindes.

"Hier zeigt sich erstmals die vollständige Eigendynamik dieses Mechanismus
der Vormachtstellung. Während Könige ja immer auf irgendeine Weise bewusst
auf ihre Position hingearbeitet haben, ist das bei Kindern auszuschließen.
Besonders deutlich wird es bei einem Säugling, der alle auf Trab hält und
aber nichts anderes macht, als alle anderen Säuglinge vor ihm in der
Menschheitsgeschichte. Bildlich gesprochen: Ein Wirbelsturm entsteht auch
nicht im Auge des Sturms, sondern durch die Thermik der Umgebung ", so Dr.
Waterstradt.

Da Kinder entwicklungspsychologisch aber noch nicht die gleichen
Fähigkeiten wie Erwachsene hätten, könnten sie eine Zentralposition auch
kaum angemessen ausfüllen und seien den damit einhergehenden psychischen
Belastungen weniger gewachsen als erwachsene Führungspersonen. Im Zentrum
des Mechanismus stünden zudem nicht reale individuelle Kinder, sondern das
abstrakte Symbol "Kind". Es diene als wichtige Kategorie sozialer Ordnung
und höchster moralischer Integrität mit besonderem Emotionalisierungs-,
Anklage und Aktivierungspotenzial. Das Symbol "Kind" gelte als Macht der
Unschuld und diene Erwachsenen dazu, sich selbst moralisch zu profilieren,
Anerkennung zu gewinnen und gegebenenfalls Außenseiter moralisch
abzuwerten.

Kindzentrierung als machttheoretischer Schlüsselbegriff

Der Begriff Kindzentrierung ist für Dr. Waterstradt ein machttheoretischer
Schlüsselbegriff, der auf eine zentrale Position des Kindes hinweist.
Schon in der Antike sei die Figur des göttlichen Kindes kultisch-religiös
überhöht worden. Doch erst mit der Entwicklung von Nationalstaaten sei in
westlichen Gesellschaften eine neuartige Konkurrenzarena entstanden: das
nationale Interesse am Kind. "Es entwickelten sich professionelle
Privilegien und institutionelle Strukturen wie beispielsweise Schulen,
Kindergärten, Jugendämter oder Familiengerichte. Die Lebensphase der
Kindheit wurde mit Vorrechten ausgestattet. Zudem wurden Zuständigkeiten
rund ums Kind geordnet und erneut vergeschlechtlicht", so Dr. Waterstradt.
Und weiter: "Zentrale Merkmale der Kindzentrierung sind die
expertengeleitete Erziehung, die Professionalisierung,
Institutionalisierung und Ökonomisierung rund ums Kind, die kindzentrierte
Familie, der Vorrang von Kinderschutz und Kindeswohl sowie eine
Teilidentität kindzentrierter Fürsorge beim Übergang zur Elternschaft für
Frauen."

Für das Booklet der DVD "Elternschule" hat Dr. Désirée Waterstradt "Eine
kurze Geschichte der Kindzentrierung" geschrieben. Nachzulesen ist sie
auch auf [1].

Einen Beitrag über "Westliche (Unternehmens-)Familienmodelle im
historischen Wandel. Eine prozesssoziologische Skizze" von Dr. Waterstradt
ist zu finden in: Soziologie der Unternehmerfamilie. Grundlagen,
Entwicklungslinien, Perspektiven. Hrsg. v. Heiko Kleve und Tobias Köllner,
Wiesbaden 2019.

Zur Person

Dr. Désirée Waterstradt ist Unternehmensberaterin für strategische
Kommunikation. Seit 2015 ist sie Assoziiertes Mitglied des Instituts für
Transdisziplinäre Sozialwissenschaft der Pädagogischen Hochschule
Karlsruhe und engagiert sich in der Erforschung von Elternschaft. Ihre
Forschungsergebnisse vermittelt sie in Seminaren, Vorträgen und Workshops
- an Hochschulen, Weiterbildungsinstituten und pädagogischen
Einrichtungen. [2]

 * 


Interview mit Dr. Désirée Waterstradt:

Jenseits gefühlter Wahrheiten

Machtbalancen rund um Familien im Blick behalten

Dr. Désirée Waterstradt vom Institut für Transdisziplinäre
Sozialwissenschaft der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe erläutert, wie
es zur Kindzentrierung kam, wie wichtig Machtbalancen sind und wie
Ratgeber Eltern unter Druck setzen.


Was bedeutet Kindzentrierung konkret und welche Probleme bringt sie mit
sich?

Dr. Waterstradt: "Es geht darum, dass im Miteinander der Generationen
Rechte, Bedürfnisse, Wohl und Schutz von Kindern im Zentrum stehen - etwa
in Jugendamt, Kinderarztpraxis, Kita, Scheidungsprozess, Familie oder
Erziehung. Die Berücksichtigung von Kindern ist historisch ein wichtiger
Fortschritt. Aber auch hier kommt es auf die Balance an. Denn durch den
Hyperfokus auf abstrakte Kindesideale geraten konkrete Kinder und auch
andere Menschen oftmals aus dem Blick - ob Eltern, Nachbarn, Lehrerinnen
oder Erzieher. Das sieht man beispielsweise bei Missbrauchsfällen
pädagogischer Einrichtungen, wo angesichts der allgemeinen Fokussierung
auf Kinder das Leid konkreter Kinder lange undenkbar schien. Es zeigt sich
aber auch in den Machtbalancen innerhalb der Familie - wenn die
Bedürfnisse von Kindern im Zentrum stehen, bleiben Mütter, aber auch Väter
schnell auf der Strecke."

Aber das trifft bestimmt nur auf wenige Eltern zu, oder?

"Im Gegenteil: Es ist die ganze Gesellschaft, die die Spielregeln und
Zuständigkeiten rund ums Kind verhandelt und vorgibt - für Mütter, Väter,
Geschwister, Erzieher, Lehrer, Kinderärzte und alle anderen. Ein Blick in
die westliche Geschichte zeigt, wie sehr sich gesellschaftliche Werte und
Normen, aber auch Strukturen, Verhalten und Empfinden verändert haben.
Trotzdem gilt Familie bis heute als unveränderlich, ewig und vor allem als
heilig. Deshalb werden viele alltägliche Phänomene tabuisiert, zum
Beispiel Machtdynamiken, wirtschaftliche Gewalt oder familiale
Entfremdung. Besonders auffallend ist, dass der fundamentale Wandel von
der vaterzentrierten zur kindzentrierten Familienstruktur kaum diskutiert
wird, obwohl das für traditionell patriarchale Gesellschaftsstrukturen
höchst aufschlussreich ist."

War die Kindzentrierung nicht eine Befreiung für Mütter und Kinder?

"Die Schutzherrschaft über Mutter und Kinder, die der Vater als Autorität
verkörperte, ging an den Nationalstaat mit seinem Wächteramt über. In den
1970er Jahren ging die elterliche Gewalt schließlich im staatlichen
Gewaltmonopol auf, wurde zur elterlichen Sorge und das Kind löste den
Vater als Zentrum der Familie ab. Das ist eine fundamentale Veränderung,
die bis heute kaum thematisiert wird - interessanterweise fällt sie vor
allem den Menschen auf, die nicht aus westlichen Gesellschaften kommen.
Hierzulande wird der Wandel oftmals als Ergebnis weiblicher Emanzipation
gedeutet. Doch das ist wenig überzeugend, wenn Frauen mit der Elternschaft
bis heute auf finanzielle Eigenständigkeit, Berufskarriere,
gesellschaftliche Anerkennung und volle Rentenansprüche verzichten und in
der Erziehung zudem hochgradig verunsichert sind. Bis heute ist unklar,
was eine emanzipierte Mutter ist und wie eine männliche Fürsorge-Identität
jenseits der Ernährerrolle aussieht. Mehr noch: Globalisierung,
Digitalisierung, Individualisierung, Flexibilisierung und die schwindende
Stärke der Nationalstaaten setzen Eltern erheblich unter Druck und
scheinen eine Retraditionalisierung von Strukturen und Familienmodellen zu
begünstigen."

Woran lässt sich festmachen, ob eine Familie kindzentriert ist?

"Es gibt formale Merkmale, die seit den 1970er Jahren zunehmend beobachtet
werden: Geheiratet wird erst, wenn ein Kind geplant ist - oder heute auch
gar nicht mehr. Emotional steht nicht mehr die Partnerebene, sondern die
Beziehung zum Kind im Zentrum. Die Elterninteressen stehen nun hinter den
Kinderinteressen zurück. Der Erziehungsstil ist nicht mehr
elternzentriert, sondern kindzentriert. Neuerdings gehört dazu sicherlich
auch die zunehmende Akzeptanz von unterschiedlichsten Familienformen: Ob
unverheiratete Eltern, Regenbogenfamilie, alleinerziehend oder
Solo-Mutterschaft, es gilt die Devise: Familie ist, wo Kinder sind. All die
Merkmale machen auch klar, es ist der gesellschaftliche Wandel der
Familien verändert - nicht umgekehrt."

Was, wenn Eltern nicht weiterwissen? Sind Elternratgeber hilfreich?

"Studien zeigen, dass Elternratgeber in ihren Aussagen sehr
widersprüchlich sind. Die Ratschläge ändern sich zudem mit der Zeit, denn
sie bilden die sich verändernden Werte, Normen und Anforderungen ab. Es
kommen ja immer neue Verantwortungsbereiche hinzu - ob Smartphonenutzung,
Allergien oder Internetsicherheit. Das garantiert erfolgreiche
Rezeptwissen, auf das viele oftmals hoffen, scheint es bislang also nicht
zu geben. Ratgeber bieten sicherlich Ideen, Hoffnung, Unterhaltung und die
Erleichterung, dass andere die gleichen Probleme haben. Neben
wissenschaftlichen Studien weisen die unzähligen Selbsterfahrungsbücher
von Müttern - und immer mehr Vätern - allerdings auf einen anderen Aspekt
hin: Elternbelehrung und widersprüchliche Ratschläge tragen nicht sehr
weit, sondern setzen Eltern immer weiter unter Druck, weshalb fundiertes
Wissen händeringend gesucht wird. Doch zum Thema Elternschaft hat die
Wissenschaft leider noch wenig bieten - es gibt keine Geschichte,
Entwicklungspsychologie oder Soziologie der Elternschaft. Solange solches
Grundlagenwissen fehlt, sind familienbezogene Berufe aber auch Eltern auf
gefühltes Wissen angewiesen."


Über die Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Als bildungswissenschaftliche Hochschule mit Promotions- und
Habilitationsrecht forscht und lehrt die Pädagogische Hochschule Karlsruhe
zu schulischen und außerschulischen Bildungsprozessen. Ihr
unverwechselbares Profil prägen der Fokus auf MINT, mehrsprachliche
Bildung und Heterogenität sowie eine aktive Lehr-Lern-Kultur. Das
Studienangebot umfasst Lehramtsstudiengänge für Grundschule und
Sekundarstufe I, Bachelor- und Masterstudiengänge für andere
Bildungsfelder sowie professionelle Weiterbildungsangebote. Rund 180 in
der Wissenschaft Tätige betreuen rund 3.600 Studierende.

Weitere Infos auf:

http://www.ph-karlsruhe.de


Anmerkungen:

[1] http://www.ph-karlsruhe.de/fileadmin/user_upload/fakultaet2/sozwiss/soziologie/dokumente/Eine_kurze_Geschichte_der_Kindzentrierung_06_2019.pdf

[2] http://www.ph-karlsruhe.de/de/institute/ph/institutfrsozialwissenschafte/soziologie/personen/dr-desiree-waterstradt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 02.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TANZSPORT/538: Bocholt - Breakdance, Hiphop, Hullahoop-Dance - Workshop für Jugendliche am 15.7.19

Stadt Bocholt

Breakdance, Hiphop, Hullahoop-Dance: Tanz-Workshop für
Jugendliche

"Tanzsommer" vom 15. - 18. Juli 2019 // Show mit eigenen Kostümen //
Aktion im Rahmen des Kulturrucksack.NRW



Bocholt (PID). In der ersten Sommerferienwoche können Bocholter
Jugendliche im Alter von 10 bis 14 Jahren an der Aktion "Tanzsommer"
teilnehmen. Mit Profis der Bocholter Showfactory erlernen sie
verschiedene Tanzstile und erarbeiten eine kleine Tanzshow. Den Rahmen
bildet die landesweite Kulturoffensive unter dem Titel
"Kulturrucksack.NRW".

Jugendliche, die gerne tanzen und Lust haben, Teil einer Tanzshow zu
werden, sind im Kulturrucksackangebot "Tanzsommer" der Bocholter
Showfactory richtig. Breakdance, Hiphop und erstmalig "Hulahoop-Dance"
steht vom 15. bis 18. Juli jeweils von 14 bis 17 Uhr auf dem Programm.
Die Jugendlichen lernen verschiedene Tanzstile und studieren unter
Anleitung mehrerer Tanzprofis eine kleine Tanzshow ein, die zum Ende
des Workshops und am 7. September beim großen Kulturrucksackfestival
gezeigt wird. Die Jugendlichen gestalten dabei selbst ihre Kostüme und
Requisiten für den Auftritt.

Tanzshow beim Kulturrucksackfestival

Mit Zoé Rathai und Janis Lappe von der Bocholter Showfactory lernen
die Jugendliche Hiphop. Mohamed Elkkadouri, den Jugendlichen besser
bekannt als "Mo", zeigt die Grundlagen und verschiedene Elemente des
Breakdance. Erstmalig mit dabei ist "Hoop-Artist" Annika Roecker, die
den Jugendlichen Hulahoop-Dance vermittelt. Als zertifizierte
Hooptrainerin zeigt sie nicht nur tolle Tricks mit dem
Hulahoop-Reifen, sondern auch, wie der Reifen auf den Hüften bleibt
und sich zur Musik bewegt.

"Die Tanzwoche veranstalten wir bereits zum vierten Mal in Folge",
berichtet Kulturrucksackbeauftragte Claudia Borgers. "Diesmal haben
wir bereits bekannte und neue Coaches dabei, aber mit dem Hoop-Dance
auch ein ganz neues Tanz-Element", so Borgers. Willkommen seien alle,
die Lust haben zu tanzen.

Anmeldungen werden via E-Mail unter kulturrucksack@mail.bocholt.de
entgegen genommen. Die Teilnahme ist kostenlos. Der Kulturrucksack.NRW
ist ein Programm des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 2. Juli 2019
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WERKSTATT/321: Bielefeld - Theaterspielkurs, 4 Termine ab 16. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Theaterspielkurs an der Volkshochschule



Bielefeld (bi). Beim Theaterspiel die eigenen Möglichkeiten entdecken.
Das bietet ein Intensiv-Kurs der Volkshochschule an vier Terminen ab
Dienstag, 16. Juli, in der Ravensberger Spinnerei. In spielerischer
Form entwickeln die Teilnehmer kleinere Szenen und Spielsequenzen.
Dabei sollen mit Freude am individuellen Ausdruck grundlegende
Elemente der Körperbewegung und des Theaterspielens kennen gelernt,
ausprobiert und kreativ umgesetzt werden. 

Der Kurs ist für Anfänger geeignet, Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Nähere Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019
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DER RABE RALF

Nr. 210 - Juni / Juli 2019

Die Berliner Umweltzeitung

Absolute Hingucker

Disteln sind Staude des Jahres 2019

von Jörg Parsiegla



Ein grüner Mediendienst schrieb anlässlich der Kür der Disteln zur
Staude des Jahres, "die Distel" sei ein klassischer Fall von: "Wer bin
ich - und wenn ja, wie viele?" Treffend formuliert, denn bei den
Disteln handelt es sich nicht um eine einzelne Pflanzengattung,
sondern um eine ganze Gruppe von Gattungen. Ein Merkmal allerdings
eint alle diese Vertreter, denn Disteln besitzen Dornen. "Mal mehr,
mal weniger, mal sind nur die Blattränder mit piksenden Fortsätzen
bewehrt, mal auch die Stängel und Blütenkelche. In jedem Fall wissen
sich die meisten Disteln ganz gut vor potenziellen Fressfeinden zu
schützen", fasst Georg Uebelhart, Geschäftsführer der Jelitto
Staudensamen GmbH im niedersächsischen Schwarmstedt, zusammen.

Das Wort "Distel" soll übrigens auf indogermanische Ursprünge
zurückgehen und so viel wie "spitz" oder "stechen" bedeuten. In der
Botanik ist Distel ein Namensbestandteil bei verschiedenen Arten und
Gattungen der Carduoideae, einer Unterfamilie der Korbblütler.

Dazu zählen etwa Ringdisteln (Carduus), Eberwurzen
(Carlina), Färberdisteln (Carthamus), auch Saflor
genannt, Kugeldisteln (Echinops) und Mariendisteln
(Silybum), um nur einige zu nennen. Wegen ihres ähnlichen
Äußeren werden auch einige Karden (Dipsacus) aus der Familie
der Geißblattgewächse sowie der Mannstreu (Eryngium), die
artenreichste Gattung der Familie der Doldenblütler, als Disteln
angesprochen. Auch die als Blütengemüse verzehrte Artischocke
(Cynara cardunculus) wird gelegentlich mit zu den Disteln
gezählt - darauf verweist einer ihrer Trivialnamen: Welschdistel.

Anspruchslose Kosmopoliten

Bei den meisten Disteln oder als solche angesehenen Vertretern handelt
es sich um ein- bis zweijährige, selten ausdauernde, krautige
Pflanzen, die Wuchshöhen von 30 bis 200, selten bis zu 400 Zentimetern
erreichen. Sie sind mit Stacheln oder Dornen bewehrt und mehr oder
weniger wollig behaart. Die aufrechten Stängel sind einfach oder
verzweigt, manchmal kantig wie bei Echinops und oft
stachelig-geflügelt. Die Laubblätter sind meist wechselständig
angeordnet. Einige Disteln bilden als Überdauerungsorgane Rhizome aus.
Als seltene Eigenschaft kann das Vorhandensein von Milchsaft in den
Pflanzenteilen wie zum Beispiel bei der Gänsedistel gelten.

Disteln kommen fast überall vor und stellen keine besonderen Ansprüche
an Böden und Standorte. "Disteln sind Kosmopoliten, man findet sie vom
Sumpf bis zur Steppe nahezu auf der ganzen Welt", erklärt Distelfan
Uebelhart, der auf seinen Reisen zahlreiche Arten schon am
Naturstandort gesehen hat. Sie tolerieren Halbschatten, bevorzugen
aber einen Platz in der vollen Sonne. Manche Arten mögen einen eher
windstillen Standort, wieder andere lehnen sich gerne an. Der Boden
sollte möglichst durchlässig mit gutem Wasserabzug sein. Staunässe
mögen Disteln in der Regel nicht. Arten wie die Gold- und die
Silberdistel, die zu den Eberwurzen gehören, wachsen in der Natur auf
eher mageren Böden. Sie gedeihen aber auch in normaler Gartenerde.
Obendrein benötigen Disteln keine spezielle Pflege. In kalten Regionen
ist eine Winterabdeckung mit Reisig ratsam.

Ökologisch wertvoll

Allen Disteln gemein sind die Blütezeit im Hochsommer und die optisch
attraktiven Fruchtstände. Die Pflanzen produzieren Unmengen an Nektar
und Pollen und locken damit unzählige Bienen, Schmetterlinge und
andere Insekten an. Außerdem dienen ihre Blätter vielen
Schmetterlingsraupen als Futter - denen des Distelfalters zum
Beispiel. Der Distelfink oder Stieglitz und viele andere Vögel, aber
auch Kleinsäuger lieben dagegen die nahrhaften Samen, die sie
geschickt aus den starren Hüllen picken oder vom Erdboden aufsammeln.
"Disteln sind für Naturliebhaber ohnehin ein Muss im Garten - auch die
früher als Unkraut verpönten, aber ebenfalls sehr hübschen Wildarten",
ist Uebelhart überzeugt.

Viele Distelarten besitzen darüber hinaus wertvolle Inhaltsstoffe. Die
Mariendistel (Silybum marianum) zum Beispiel war schon in der
Antike aufgrund ihrer entgiftenden Wirkung als Heilpflanze bekannt.
Die attraktive zweijährige Art mit den weiß geaderten Blättern und den
magentafarbenen Blüten wird bis heute gezielt als Arzneipflanze
angebaut und geerntet, auch hierzulande. Und aus den Blüten der
Färberdistel (Carthamus tinctorius), die jahrhundertelang in
Klostergärten kultiviert und später auf freiem Feld angebaut wurde,
lassen sich rote und gelbe Farbstoffe gewinnen. Ihre Samen wiederum
dienen bis heute der Gewinnung des wertvollen Färberdistelöls.

Bestechende Schönheiten

Last but not least betören Disteln mit einer außergewöhnlichen Optik.
Mit ihren silbrigen bis stahlblauen Blättern und den kugeligen oder
zylinderförmigen Blütenköpfen sind es vor allem wieder
Mannstreu-Arten, auch als Edeldisteln bekannt, und Kugeldisteln, die
das Auge reizen. Kein Wunder also, dass sich diverse Distelarten seit
jeher in Bauerngärten und neuerdings auch in Freizeitgärten finden. Zu
den für den Staudengarten wichtigsten Arten zählen der Alpen-, der
Spanische und der Riesen-Mannstreu. Eine nette Geschichte rankt sich
um Letzteren, der im Englischen "Miss Willmott's Ghost" genannt wird.
Ellen Willmott (1858 bis 1934), eine bekannte englische
Pflanzenzüchterin, verstreute den Riesen-Mannstreu-Samen angeblich
heimlich in fremden Gärten.

Bei den bis zu 120 Zentimeter hohen Kugeldisteln sind es Sorten wie
"Veitch's Blue", "Blue Glow" und "Taplow Blue", die ab Juli reichlich
Blütenkugeln hervorbringen und somit für eine atemberaubende
Fernwirkung sorgen. Gesellt sich dann noch die weiße "Arctic Glow" mit
rötlichen Stängeln dazu, ist das Bild schlichtweg unschlagbar. Die
Samenstände bewahren ihre Schönheit bis weit in den Herbst.

Zudem sind Disteln wie gemacht für lange haltbare Trockensträuße.
Hierfür sollten Mannstreu-Arten beim Schnitt voll erblüht sein, bei
den Kugeldisteln sollten sich die ersten Röhrenblüten geöffnet haben.

Fehlt etwas?

Die Distel ist ein verbreitetes Motiv in der Wappenkunde (Heraldik).
Neben der Rose und der Lilie gehört sie zu den bekanntesten
Wappenblumen. So gelten Disteln als Nationalblumen Schottlands, sie
finden sich sowohl in dessen Wappen als auch beim Schottischen
Distelorden, einem 1687 gestifteten Ritterorden. Zudem benennen sich
viele schottische Sportvereine nach der Distel; bekanntester Vertreter
ist Partick Thistle, ein Glasgower Fußballverein. Die Distel ziert
auch das Emblem der Encyclopædia Britannica sowie das
Stadtwappen der französischen Stadt Nancy. Bevorzugtes Motiv ist
übrigens die Eselsdistel.

Auch auf Briefmarken vieler Länder sind Disteln verewigt. Bei der
Deutschen Post ziert sie den 2,50-Euro-Wert der Dauerserie "Blumen".


Weitere Informationen: 

www.bund-deutscher-staudengaertner.de

 * 
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FORSCHUNG/1524: Vogelzug über Nord- und Ostsee - Welche Auswirkungen haben Offshore-Windparks? (Uni Kiel)

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 3. Juli 2019

Vogelzug über Nord- und Ostsee: Welche Auswirkungen haben Offshore-Windparks?

Bundesamt für Naturschutz bewilligt neues Verbundprojekt



Die möglichen Auswirkungen von Offshore-Windparks auf Zugvögel stehen
im Zentrum des neuen Forschungsprojektes "Trackbird", das von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des Forschungs- und
Technologiezentrums Westküste (FTZ) der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) in Zusammenarbeit mit
dem Institut für Vogelforschung "Vogelwarte Helgoland" in
Wilhelmshaven initiiert wurde. Das Projekt ist mit 1,7 Millionen Euro
dotiert und wird vom Bundesamt für Naturschutz (BfN) finanziert. Es
startete gestern (Montag, 1. Juli) und hat eine Laufzeit von drei
Jahren.




[image: Foto: © Stefan Garthe]

Nahrungssuchende Basstölpel vor einem Offshore-Windpark in der
Nordsee.

Foto: © Stefan Garthe



Durch den weiteren Ausbau der Offshore-Windenergie in deutschen
Gewässern widmen sich die Forschenden vor allem dem Problem der
sogenannten kumulativen Effekte. Diese können auftreten, wenn mehrere
Belastungsfaktoren zusammenwirken und sich in ihren negativen
Auswirkungen verstärken, was zu erheblichen Gefahren für die Tierwelt
führen kann. Allerdings sind die Effekte nicht leicht zu untersuchen.
"Wie viele Hindernisse in Form von Windparks verkraften die Zugvögel
zweimal im Jahr auf ihrer strapaziösen Reise in den Süden und zurück?
Ab wann ist das Maß voll und die Beeinträchtigung so stark, dass die
Vögel sie nicht mehr ausgleichen können?" fragt sich der
Gesamtprojektleiter Professor Stefan Garthe vom FTZ Westküste. "Auch
das Meer ist kein Lebensraum, wo unbegrenzt Platz vorhanden ist, auch
wenn es uns Menschen als endlose Fläche erscheinen mag. Sowohl Nord-
als auch Ostsee werden vom Menschen stark genutzt, sei es durch
Schiffsverkehr, Fischerei, Freizeitsport, Sand- und Kiesabbau oder
militärische Übungen. Zugvögel sind in energetischer Hinsicht bereits
am Limit und jedes zusätzliche Hindernis, das sie vielleicht
kilometerweit umfliegen müssen, kann schnell zum Tod führen", ergänzt
Garthe.




[image: Foto: © Kai Borkenhagen, FTZ]

Ziehende Nonnengänse über der Nordsee.

Foto: © Kai Borkenhagen, FTZ



An welchen Stellen im Meer Windmühlen in welcher Anzahl gebaut werden
dürfen, entscheiden die Genehmigungsbehörden der Länder bzw. des
Bundes. Sie sind daher auf Empfehlungen aus der Wissenschaft
angewiesen, um die Standorte zu finden, die für Zugvögel die geringste
Störung bedeuten. Jüngste Fortschritte bei der Miniaturisierung von
Datenloggern, Sensoren, die auf dem Rücken der Vögel angebracht
werden, erlauben den Einsatz auch bei kleineren Vogelarten. So können
die Forschenden die genauen Flugrouten analysieren. Davon erhoffen sie
sich, die möglichen Effekte von Offshore-Windparks sowohl auf größere
als auch auf kleinere Zugvogelarten aus der Sicht des Naturschutzes
genauer einschätzen und bewerten zu können.

Hintergrundinformationen:

Unter der Leitung von Prof. Dr. Stefan Garthe beschäftigt sich die
Arbeitsgruppe "Ökologie mariner Tiere" seit mehr als 15 Jahren mit der
Erforschung der Lebensweise von Seevögeln. Die Schwerpunkte bilden
Untersuchungen zur Ernährungsökologie, Verbreitung, Habitatwahl und zu
Beständen von Seevögeln. Des Weiteren werden die Einflüsse
menschlicher Aktivitäten auf Meeresvögel untersucht, wie die Aufnahme
und die Folgen von auf dem Meer treibendem Müll, sowie Veränderungen
des Nahrungsangebots durch Fischerei und Fischereiabfälle. Im Zentrum
stehen ebenfalls Beurteilungen des Einflusses von
Offshore-Windenergieanlagen auf Seevögel. Die Arbeitsgruppe berät zu
diesem Thema politische Entscheidungsträger, Ministerien und Ämter der
Bundes- und Landesregierungen. Garthe erarbeitete zudem Vorschläge für
die Ausweisung von Meeresschutzgebieten in Nord- und Ostsee, die durch
das Bundesamt für Naturschutz (BfN) vor einigen Jahren eingerichtet
wurden.

Link zur Meldung:

www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/210-trackbird/

 * 
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Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 26.06.2019

Yes, they can! Erster Nachweis bakterieller Manganoxid-Nutzung fürs
Überleben nahe der H2S-"Todeszone"



Das Schwarze Meer mit seiner permanenten Schichtung, großen
sauerstofflosen Wassermassen und ausgedehnten Zonen mit giftigem
Schwefelwasserstoff (H2S) ist ein exzellentes Naturlabor, um
Überlebensstrategien spezialisierter Organismen in einer solch
lebensfeindlichen Umwelt zu erforschen. Mikrobiologe Jan Henkel vom
Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde und Kolleg*innen
untersuchten, wie hier Bakterien dennoch wachsen können. Im
renommierten Fachjournal PNAS* präsentieren die Forschenden nun
erstmals den Nachweis, dass ein dort häufiges Bakterium spezifisch
Mangan(IV)-Oxid nutzt, um mit dessen Hilfe Stoffwechselenergie aus H2S
zu gewinnen und es dabei in ungiftiges Sulfat umwandelt.

90 % des Schwarzen Meeres sind für Lebewesen, die auf Sauerstoffatmung
angewiesen sind, unbewohnbar. Denn nur die obersten 100 bis 150 Meter
der im Schnitt 1250 Meter tiefen Wassersäule können über Durchmischung
mit Sauerstoff aus der Atmosphäre versorgt werden. Darunter liegt das
größte anoxische Meeresbecken der Welt, in dem durch
Zersetzungsprozesse der gesamte gelöste Sauerstoff aufgebraucht wird
und sich außerdem hochgiftiges H2S bildet. Ursache für die Entstehung
dieser so ausgedehnten lebensfeindlichen Umweltbedingungen ist die
Tatsache, dass über Flüsse etwa doppelt so viel Süßwasser in das fast
vollständig von Festland umschlossene Binnenmeer gelangt wie
Salzwasser aus dem Mittelmeer über die schmalen Verbindungen Bosporus
und Marmarameer. So bildet sich eine äußerst stabile Schichtung, bei
der leichteres salzarmes Oberflächenwasser (ca. 17 %. Salzgehalt) wie
ein Deckel auf salzhaltigerem und dadurch dichterem Tiefenwasser (38-
39 %. Salzgehalt) liegt und damit einen vertikalen Austausch weitgehend
unterbindet.

Am oberen Rand dieser riesigen lichtlosen "Todeszone", in der häufig
viele Meter dicken, sogenannten suboxischen Zone, die keinen
Sauerstoff mehr enthält, aber frei von giftigem H2S ist, "tobt"
überraschend viel Leben: Hier lässt sich eine hohe
Stoffwechselaktivität von Bakterien nachweisen, die aus Kohlendioxid
und anderen anorganischen Substanzen eigenes organisches Zellmaterial
aufbauen - also Primärproduktion betreiben. Welcher
Energiestoffwechseltyp dies unter den gegebenen Umweltbedingungen
ermöglicht, war bislang jedoch unbekannt. Wissenschaftler haben zwar
schon lange vermutet, dass bei Abwesenheit von Sauerstoff oder eines
anderen Elektronenakzeptors, wie beispielsweise Nitrat (NO3-), der
sogenannte Braunstein - Mangan(IV)-Oxid (MnO2) - diese Rolle übernimmt
und eine Umwandlung von H2S in Sulfat (SO42-) ermöglicht, so dass
dieser Prozess die nötige Energie für das Zellwachstum bereitstellt.
Dennoch waren bislang alle Versuche gescheitert, Mikroorganismen, die
tatsächlich H2S mit Hilfe MnO2 oxidieren, aus der suboxischen Schicht
des Schwarzen Meeres zu isolieren und zu kultivieren.

Jan Henkel aus der IOW-Arbeitsgruppe Geomikrobiologie und seinen
Kolleg*innen gelang es nun erstmals, aus einer Wasserprobe, die 2013
während einer Schwarz-Meer-Expedition mit dem Forschungsschiff "Maria
S. Merian" in 105 Meter Wassertiefe der suboxischen Zone entnommen
wurde, ein Bakterium zu isolieren, das genau die lange vermutete aber
nie nachgewiesene Stoffwechselreaktion durchführt. Genetische
Untersuchungen ergaben, dass es zur Gattung Sulfurimonas gehört, die
typischerweise mit hohen Zellzahlen in unmittelbarer Nachbarschaft von
H2S-haltigen Umweltbedingungen auftritt. Sein nächster Verwandter ist
das Bakterium Sulfurimonas gotlandica, das an der Grenze der
sauerstofflosen Todeszonen der Ostsee das giftige H2S mit Hilfe von
Nitrat oxidiert und daraus Energie gewinnt.

"Der neu isolierte Bakterienstamm wurde nach seinem Fundort
'Sulfurimonas marisnigri' benannt, was so viel wie 'Sulfurimonas aus
dem Schwarzem Meer' bedeutet", erklärt Jan Henkel die Namensgebung für
seine neu entdeckten Labor-'Haustiere'. "Es ist faszinierend für mich,
dass nach 30 Jahren erfolgloser Suche mit ein wenig Glück genau dort
diese speziellen Bakterien gefunden werden konnten, wo Forschende sie
schon vor meiner Geburt vermutet haben", so der
Nachwuchswissenschaftler weiter. S. marisnigri habe sich
hochspezifisch an die für höhere Organismen lebensfeindlichen
Bedingungen nahe der Schwarz-Meer-Todeszone angepasst und dort eine
sehr ergiebige Energiequelle erschlossen, die niemand anderes nutzt,
erläutert Henkel. "Bislang ist jedenfalls kein weiteres Bakterium
bekannt, das in Abwesenheit von Sauerstoff, Nitrat oder Licht H2S
oxidieren kann. Im Vergleich zu anderen Mangan-reduzierenden
Bakterien, die auf organische Verbindungen angewiesen sind, haben wir
es zudem mit einem möglicherweise völlig unbekannten System der
Elektronenübertragung zu tun." Dieses genauer zu erforschen, sei nun
das Ziel der kommenden Untersuchungen, damit die ungeheure Effizienz,
mit der diese Bakterien H2S oxidieren, besser verstanden werden kann.
"Wir haben es hier möglicherweise mit einem ökologischen
Schlüsselmetabolismus zu tun, der wesentlich zum Aufbau der
suboxischen Zone und zur Entgiftung von H2S im Schwarzen Meer
beiträgt, so dass es für höhere Lebewesen bewohnbar bleibt", so Henkel
abschließend.



Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 95
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro. 

www.leibniz-gemeinschaft.de

Originalpublikation:

Jan V. Henkel, Olaf Dellwig, Falk Pollehne, Daniel P. R. Herlemann,
Thomas Leipe, Heide N. Schulz-Vogt (2019): A bacterial isolate from
the Black Sea oxidizes sulphide with manganese(IV) oxide. *Proceedings
of the National Academy of Sciences of the United States of America
(PNAS),

https://doi.org/10.1073/pnas.1906000116

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news718202

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480
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Mangroven-Sterben in Panama

Von José Díaz
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(Lima, 24. Juni 2019, Servindi) - Die Mangrovenwälder in Panama können
immer weniger vom Menschen verursachte Kohlendioxid (CO2)-Emissionen
aufnehmen. Seit 1980 haben sich die Waldflächen dieses ökologischen
Gebietes auf weniger als die Hälfte reduziert.

Stadtentwicklungsprojekte und chemische Verschmutzung bedrohen eines
der wichtigsten Ökosysteme Mittelamerikas: die Feuchtgebiete der
Panama-Bucht (Bahía de Panamá). Sie sind von entscheidender Bedeutung
für das ökologische Gleichgewicht und das Überleben zahlreicher Tiere
und Pflanzen. In den letzten Jahren hat sich die biologische Vielfalt
in diesem Lebensraum jedoch dramatisch verringert. Grund dafür sind
Aktivitäten, die vom Menschen ausgehen. In weiten Gebieten ist die
Vegetation abgestorben, andere Flächen sind mit Abfällen übersät. All
dies vermindert die Kapazität dieses Ökosystems, CO2 aus der Luft
aufzunehmen, was wiederum zu einer Verschlimmerung der globalen
Klimakrise beiträgt.


Von Menschenhand

Der panamaische Umweltchemiker Olmedo Pérez führte vier Jahre lang
Untersuchungen auf 160 Hektar der Panama-Bucht durch. Er erfasste alle
mikrobiologischen Veränderungen im Wasser, im Boden und in der
Vegetation. Was die Kapazität der Kohlenstoff-Aufnahme angeht, fand er
heraus, dass die untersuchten Mangroven maximal 613 Tonnen aufnehmen
können - theoretisch können sie jedoch 2.000 Tonnen aufnehmen. "Die
Verschmutzung, die menschlichen Einflüsse auf die Umwelt und die
schlechte Wasserqualität sind einige der Faktoren, die verhindern,
dass die Mangroven eine ausreichend große Menge Kohlenstoff aufnehmen
oder speichern können", erklärte er.

Der Grund für den Verfall der Mangroven in der Panama-Bucht ist
unmittelbar in den Aktivitäten des Menschen zu finden. Diverse
Stadtentwicklungsprojekte wirken sich negativ auf die Feuchtgebiete
aus, ebenso ein Chemieunfall. "Die Probleme, die die Mangroven
beeinträchtigen, sind den menschlichen Einflüssen geschuldet:
Ablagerungen durch Bautätigkeiten, der Einsatz von Insektiziden, die
auch die Insekten in den Mangroven und deren Larven belasten. Während
der Untersuchungen haben wir einige tote Larven gefunden - eine
mögliche Ursache dafür könnten Schadstoffe sein", erklärte der Biologe
und Insektenkundler der Universität von Panama, Alfonso Santos Murgas.

Im Jahr 1980 hatte der Mangrovenwald eine Ausdehnung von mehr als
400.000 Hektar. 2011 waren die panamaischen Mangrovenwälder auf etwas
mehr als 174.000 Hektar dramatisch geschrumpft.

Derzeit machen diese Feuchtgebiete 5,2 Prozent der Waldfläche des
Landes aus. Seit dem Jahr 2013 ist das Gebiet durch die internationale
Ramsar-Konvention über den Schutz von Feuchtgebiete gesetzlich
geschützt. Doch trotz allem wirken sich die Aktivitäten der Menschen
nach wie vor negativ auf dieses Ökosystem aus.


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/mangroven-sterben-in-panama/
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Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Europäisches Schutzgebiet

Der Schatz am Silbersee

von Severin Zillich



Mitten in ein überregional wertvolles Schutzgebiet am Rhein erlaubt
die Gemeinde Bobenheim-Roxheim ein Hotel zu bauen. Ihr Bebauungsplan
ist genehmigt, nur eine Klage des BUND kann das Großprojekt noch
verhindern.


Vor drei Jahren erschien ein Band über die »100 besten
Vogelbeobachtungsplätze in Deutschland«. Er würdigt Silbersee und
Roxheimer Altrhein als »eines der größten und interessantesten
Beobachtungsgebiete in Rheinland-Pfalz«. Tatsächlich ist der See mit
den benachbarten Altwassern und Kiesseen das landesweit wichtigste
Rastgebiet für durchziehende und überwinternde Wasservögel - und auch
für etliche Brutvögel von herausragender Bedeutung. Ob all dies für
das mehrfach geschützte Refugium in der Metropolregion Rhein-Neckar
auch in drei Jahren noch gilt?

Wintergäste und Exoten

Mitte März, am alten Rhein bei Roxheim: Nur wenige Meter sind wir
gelaufen, da fliegt am Ufer ein Eisvogel auf. In die Rufe von Grün-
und Grauspechten, das Pfeifen der Stare und das Flöten der
Singdrosseln mischen sich plötzlich exotische Töne: Zwei schlanke
grasgrüne Halsbandsittiche landen in einer Weide - die ursprünglich
rein städtischen Vögel dehnen seit einiger Zeit ihren Aktionsradius
aus. Wie hier überhaupt viel fremdartiges Geflügel unterwegs ist: Ein
Paar Nilgänse führt bereits sechs Junge. Und auf einer Sandbank ruhen
neben Kanadagänsen auch vier Schwanengänse.

Später bekommen wir einen Eindruck der zahlreichen Wasservögel, die
Winter für Winter am Silbersee rasten. Etliche Hundert Blässhühner
schwimmen hier noch, dazu ein halbes Dutzend Entenarten, Zwerg- und
Haubentaucher, Gänsesäger, Möwen ... In den kahlen Pappeln am Ufer
bessern Kormorane und Graureiher wohl bald ihre Nester vom Vorjahr
aus. Nur das Kieswerk am Westufer und die nahe gelegene Autobahn
sorgen dafür, dass es nicht zu idyllisch wird.

Gefährdetes Refugium

Doch idyllisch genug, um hier Millionen in eine Hotelanlage zu
investieren. Doris Stubenrauch, die Vorsitzende der BUND-Kreisgruppe
Rhein-Pfalz, deutet zur Halbinsel Scharrau. Um ein leerstehendes
Herrenhaus gruppieren sich verfallene Hofgebäude und einige Bäume.
Hier soll ein Tagungs- und Wellnesshotel mit 120 Zimmern und allem
Pipapo entstehen. Zwei ansässige Sportvereine will man dafür nordwärts
verlegen, an einen bisher kaum gestörten Uferstreifen. Gleichzeitig
plant die Gemeinde den Kiosk am Südstrand des Silbersees auszubauen
und einen Parkplatz zu erweitern. Mit der relativen Ruhe wäre es damit
vorbei.

Vor allem gegen das Hotel wehren sich der BUND und alle lokalen
Umweltvereine. Denn es läge im Zentrum eines Verbundes von
Schutzflächen: inmitten eines europäischen Vogelschutzgebietes und
umschlossen von einem FFH- sowie mehreren Naturschutzgebieten. Was
heute der Natur noch als Rückzugsraum in der dicht besiedelten
Rheinaue dient, geräte flächendeckend und ganzjährig unter Druck.
Schon heute drängen an warmen Tagen viele Erholungssuchende ins
Gelände. Doch nach Sonnenuntergang und im Winterhalbjahr kehrte am
Silbersee bisher Ruhe ein.

Erheblich gefährdet

Wie nun ist es möglich, dass ein Gemeinderat derart folgenreich in ein
landesweit bedeutsames, von der EU anerkanntes Schutzgebiet eingreifen
kann? Ein Gebiet, für das ein »Verschlechterungsverbot« gilt, mitsamt
der Maßgabe, es im Sinne seiner Schutzziele zu entwickeln? Nun - die
Gemeinde beruft sich auf ein Gutachten. Demnach sei von dem Hotel
keine erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten. Doris Stubenrauch
schüttelt den Kopf: »Hier wird ein Naturjuwel dem Kommerz geopfert.
Das Hotel würde eine tiefe Kerbe hauen bis ins Zentrum des
Vogelschutzgebietes und es damit dauerhaft entwerten.«

Um den aus ihrer Sicht rechtswidrigen Bebauungsplan zu kippen, hat der
BUND Rheinland-Pfalz eine Anwaltskanzlei eingeschaltet und
(unterstützt vom NABU) Klage erhoben. Eigene Untersuchungen ergaben
nämlich: Der geplante Betrieb des Hotels würde sich sehr wohl
»erheblich« negativ auswirken, vor allem auf die ruhebedürftigen
Rastvögel im Winter. Und somit verstieße der Plan klar gegen das
europäische Naturschutzrecht.

Leidtragende des neuen Hotels wären auch die Anwohner. Ihr bislang
beschauliches Naherholungsgebiet dürfte zur Kulisse verkommen für
diverse Outdoor-Aktivitäten der Hotelgäste. Und die im Bebauungsplan
geschätzte Verkehrsbelastung auf der einzigen (schmalen) Zufahrt ist
augenscheinlich viel zu niedrig angesetzt. Doris Stubenrauchs Fazit:
»Die Gemeinde hat hier öffentliche Belange den Interessen eines
Investors geopfert.«

Bis Ende Mai hat die Gegenseite nun Zeit, die detaillierten Einwände
zu entkräften. Und das dürfte ihr schwerfallen. Der BUND ist vorläufig
optimistisch, die wertvolle Natur rund um den Silbersee dauerhaft
retten zu können.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Knoblauchkröte, Kammmolch und die wiederangesiedelte Europäische
Sumpfschildkröte gehören zu den bedrohten Arten rings um den
Silbersee.
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Riesentang (Macrocystis pyrifera), auch Kelp genannt, im Nationalpark
Channel Islands vor Kalifornien. Kelpwälder binden Kohlenstoffdioxid,
ihr Erhalt gilt als Maßnahme für den globalen Klimaschutz
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Am Vortag zum diesjährigen Welttag der Ozeane, der seit 2009 jedes
Jahr am 8. Juni begangen wird, hatte ein zivilgesellschaftliches
Bündnis aus Fair Oceans, Brot für die Welt und Forum Umwelt und
Entwicklung zu der Konferenz "Weltmeere zwischen Umwelt und
Entwicklung - 25 Jahre Seerecht zwischen wachsenden Schutz- und
Nutzungsansprüchen" in die Landesvertretung Bremens in Berlin
geladen. Im Anschluß an die Konferenz führte der Schattenblick ein
Gespräch mit Kai Kaschinski von Fair Oceans, der das Treffen
mitorganisiert hat. In diesem zweiten und abschließenden Teil des
Interviews geht es um Meeresschutzgebiete, die manchmal über die
Köpfe der Küstenbevölkerung hinweg eingerichtet werden,
Kleinfischerei und die Gefahr, daß lokale Gemeinschaften aus ihren
traditionellen Meeresnutzungsgebieten verdrängt würden, sobald diese
zu CO₂-Speichern des internationalen Klimaschutzes erklärt
werden.

Schattenblick (SB): Befinden sich unter den bisher weltweit
ausgewiesenen Meeresschutzgebieten auch welche, bei denen der
Schutzstatus die zuständigen Staaten "schmerzt"? Oder sind das eher
Gebiete, bei denen der ökonomische Nutzen sowieso als gering
anzusehen ist?

Kai Kaschinski (KK): Um diese Frage zu beantworten, müßte man
Fallstudien untersuchen. Wir überlegen schon seit längerem, ob wir
uns nicht an entsprechenden Überprüfungen beteiligen sollten, um
herauszufinden, wie dort das Verhältnis von Umwelt und Entwicklung
tatsächlich verwirklicht wurde. Man müßte sich nach Ländern sortiert
die einzelnen Umsetzungen anschauen und sie nach Fragen beurteilen
wie: Was sehen dort die entwicklungspolitischen Standards aus? Wie
werden sie in das Schutzkonzept integriert? Welche praktischen
Schwierigkeiten treten dabei auf? Kommt es zu einer falschen
Gewichtung von Umwelt und Entwicklung innerhalb dieser Konzepte? Um
uns als Fair Oceans an solchen Untersuchungen zu beteiligen, müßten
wir uns allerdings ganz neu aufstellen. Weil wir dann in diese Arbeit
stärker international hineingehen müßten. Bislang erhalten wir
einfach von unseren Partnerorganisationen Rückmeldungen über solche
Fragen.

Ein Beispiel dafür sind die Seychellen im Indischen Ozean. Dort hat
der Hollywood-Schauspieler Leonardo DiCaprio, der sich im
Umweltbereich engagiert, einen guten Draht zur Regierung aufgebaut
und sich an der Einrichtung eines neuen, großflächigen
Meeresschutzgebietes beteiligt. Doch nun stehen die dortigen
Kleinfischer vor dem Problem, daß ihnen dadurch Fanggebiete
verlorengegangen sind, und sie kommen zu dem Schluß: Jetzt sind wir
raus, aber die Gebiete werden nicht kontrolliert, und was dort an
illegaler Fischerei stattfindet, die wir vorher durch unsere Präsenz
verhindert haben, wird von niemandem mehr gestoppt. Das
Meeresschutzgebiet hat keinen positiven Effekt auf die Fischbestände,
es gefährdet statt dessen unsere Lebensgrundlage.

Darüber hinaus ist das ein typisches Beispiel für das schlechte
Zusammenspiel von Meeresschutz auf der einen Seite und
Blue-Growth-Konzepten auf der anderen. Denn an anderer Stelle haben
die Seychellen nun Lizenzgebiete für die Offshore-Ölförderung
vergeben. Also haben die Kleinfischer im doppelten Sinn verloren. Das
ist ein klassischer Deal, den wir scharf kritisieren. Da legen wir
den Finger in die Wunde, denn wir sind der Ansicht, daß hier
beispielhaft die Verbindung von Meeresschutz und zunehmender
Industrialisierung der Meere deutlich wird, wie sie in den
meerespolitischen Strategien wie dem Blaubuch der EU vorformuliert
werden. Hier fällt der Schutz der Meere gegenüber der gleichzeitig
stärker vorangebrachten Nutzung der Meere zurück. Dabei ist doch der
Meeresschutz bisher noch nicht mal in der Lage, die alten
Umweltbelastungen aufzufangen, geschweige denn daß er zu einer
Zustandsverbesserung führen würde, wie wir sie ja eigentlich für die
Meere erreichen wollen.
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Die Industrialisierung der Meere schreitet voran.

Ölplattformen vor Vung Tau, Vietnam.

Foto: Genghiskhanviet, public domain



Auch wenn wir Meeresschutzgebiete grundsätzlich für wichtig halten,
muß man wirklich sagen, daß sie in vielerlei Hinsicht einfach
Feigenblätter sind. Sie legitimieren die zunehmende
Industrialisierung der Meere. Das ist im Prinzip ihre Hauptfunktion.
Und wenn man dann auf den Europäischen Tag der Meere oder die
UN-Meereskonferenz nach New York geht, dann sieht man, wieviele
Veranstaltungen dort durchgeführt und wieviele Messestände
aufgestellt worden sind, bei denen es ausschließlich um neue
Nutzungsformen der Industrialisierung der Meere geht. Auf den Podien
dieser Veranstaltungen dagegen sind sich immer alle einig, daß
Meeresschutz ganz wichtig ist.

Als ich im Mai dieses Jahres zum Europäischen Tag der Meere nach
Lissabon gereist war, um die Klimadebatten zu verfolgen, hatte es auf
den ganzen Veranstaltungen, die ich besucht habe, nur ein einziges
Mal jemand gewagt zu fragen, wie das denn zusammenpasse, daß da
draußen diese ganzen Stände mit den Industrievorhaben für die Meere
stehen und hier drinnen gleichzeitig von Meeresschutz gesprochen
wird. Ich war der einzige Mensch im Saal, der dann laut geklatscht
hat - und sofort drehten sich rund hundert Leute zu mir um. Daraufhin
kam der Mensch dort vorne in Rechtfertigungszwang. Denen ist
natürlich bewußt, was sie da tun und wie widersprüchlich das ist.
Manchmal kann einen auf solchen Konferenzen schon ein schlechtes
Gefühl ereilen.

Für uns von Fair Oceans ist klar, daß wir nicht die
Industrialisierung der Meere, sondern die Kleinfischerei und andere
traditionellen Nutzungen fördern wollen. Sie garantieren die
Ernährung für Millionen Menschen, schaffen Beschäftigung vor Ort,
sichern den Zusammenhalt der lokalen Gemeinschaften und üben einen
wesentlich geringeren ökologischen Einfluß auf die Meeresökosysteme
aus. Da kommen Umwelt und Entwicklung zusammen, wie wir uns das
vorstellen.

SB: Ähnlich verhält es sich mit der Ernährungssicherheit an Land.
Laut dem Weltagrarbericht aus dem Jahr 2008 wird mehr als die Hälfte
der Nahrung weltweit von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern erzeugt.

KK: Genau, und das könnte auch eine Antwort auf das sogenannte Ocean
Grabbing sein, bei dem lokale Küstengemeinschaften und die lokale
Fischerei zugunsten der industriellen Fischerei, der Offshore-Öl- und
-Gasförderung, aber auch des Tourismus enteignet werden.

SB: Und zugunsten des Meeresschutzes?

KK: Wenn Umwelt und Entwicklung nicht zusammengedacht werden, auch
zugunsten der Einrichtung von Meeresschutzgebieten. Ich würde
allerdings den Meeresschutz nicht in die gleiche Liste setzen. Aber
wenn er nicht partizipativ und nicht transparent durchgeführt wird,
wenn die Menschen vor Ort nicht als gleichberechtigte Subjekte
verstanden werden, die das Recht haben, darüber zu entscheiden, was
mit ihrem Meer geschieht, und wenn sie nicht als letzte Instanz
anerkannt sind, dann könnte auch der Meeresschutz auf Ocean Grabbing
hinauslaufen.

Wer sich möglicherweise aus Deutschland oder den USA da einbringt,
kann Hilfestellung leisten, aber politisch und menschenrechtlich
müssen letztendlich die Leute vor Ort die Entscheidungen treffen. Am
Ende müssen sie auch die Meeresschutzgebiete verwalten, nur dann
macht deren Einrichtung Sinn. Oft ist es ja nicht so wie bei uns an
Nord- und Ostsee, wo die Umweltverbände jahrzehntelang aktiv sind,
eigene Infohäuschen aufbauen und ihre feste staatliche Unterstützung
erhalten. Im Unterschied dazu sind viele dieser Projekte auch von
internationalen Meeresschutzorganisationen lediglich auf ein paar
Jahre angelegt. Die Leute sind eine Zeitlang da, machen irgend etwas
und sind dann wieder weg. So etwas hat natürlich keine Zukunft.

Meeresschutz kann sogar auf ein sehr weitreichendes Ocean Grabbing
hinauslaufen, denn im Kontext der Blue-Growth-Strategien sollen Meere
auch als CO₂-Speicher genutzt werden. Wenn dann Mangroven,
Seegraswiesen oder Kelpwälder zu Zonen der CO₂-Speicherung
erklärt werden und ansonsten kein Zugriff mehr darauf erfolgen darf,
auch kein traditioneller durch die lokalen Gemeinschaften, weil das
als Entwertung dieser Gebiete betrachtet würde, dann bedroht
ausgerechnet der Meeresschutz das Leben der Menschen vor Ort. Herr
Pörtner hat in seinem heutigen Vortrag deutlich gezeigt: Je später
wir damit anfangen, die CO₂-Emissionen zu verringern, um so
problematischer wird das und desto mehr Druck wird aufgebaut, daß
dann solche fragwürdigen Klimaschutzmaßnahmen ergriffen werden.
Deshalb hat er richtigerweise gesagt, laßt uns jetzt die Emissionen
reduzieren, dann ist das gar nicht notwendig.

Aber wenn man sich anschaut, welche Ausmaße es schon an Land
angenommen hat, wenn sich irgendwelche NGOs ein Stück afrikanischen
Waldes kaufen, die Leute dort vertreiben und ihren Besitz als
CO₂-Speicher deklarieren, muß man feststellen, daß hier
großflächig überlebenswichtige Gebiete für Menschen verloren gehen.
Das ist zur Genüge dokumentiert. Wir befürchten, daß genau das auch
in den Küstenregionen ablaufen wird. In diesem Wettstreit zwischen
Ölindustrie, möglicherweise Tiefseebergbau, Tourismus und Blue Carbon
bzw. Meeresschutzgebieten bliebe nicht mehr viel Raum für die lokalen
Gemeinschaften und die Kleinfischerei.

Ich behaupte nicht, daß lokale Gemeinschaften keine Eingriffe in die
Natur vornehmen. Sicherlich machen sie das. Wir Menschen haben vor
zehntausend Jahren, zu Beginn von Ackerbau und Landwirtschaft,
angefangen, die ganze Erde zu kultivieren. Das ist überhaupt keine
Frage. Aber wenn man jetzt ausgerechnet die Regionen, in denen es
noch intakten Mangrovenwald gibt, unter Schutz stellen will, wo
dieser doch von den lokalen Gemeinschaften, die dort seit längerem
leben, genutzt wird, dann nenne ich das Ocean Grabbing. Und das, um
Klimafolgen in Grenzen zu halten, die an einer ganz anderen Stelle
verursacht wurden. Viel sinnvoller wäre es eigentlich, man würde die
Tourismushochburgen, die man dort gebaut hat, wo früher Mangrovenwald
stand, wieder abbauen und statt dessen neue Bäume anpflanzen.

SB: Die örtliche Hühnerproduktion in Ghana wurde in Folge des Exports
von subventionierten EU-Hühnerfleischresten zerstört. Gibt es so etwas im
Bereich der Fischerei auch, daß die örtlichen Fischer verdrängt
werden und sie dann beispielsweise fertig abgepacktes Fischfilet aus
dem Supermarkt kaufen müssen?

KK: Der Dokumentarfilmer Wilfried Huismann aus Bremen hat 2010 den
Film "Lachsfieber" veröffentlicht. Darin geht es unter anderem um die
Lachsindustrie von Chile. Dort wurden die Kleinfischer aus ihren
angestammten Fanggebieten verdrängt, da in den Buchten Lachsfarmen
aufgebaut wurden. In deren Nähe darf nicht gefischt werden, weil das
Wasser in Folge der Aquakultur vergiftet ist. Was ist den Fischern
geblieben? Die kaufen sich dann oft die Reste aus der Lachsverwertung
dieser Industrieproduktion in Aquakultur oder sogar jene Fische, die
aussortiert wurden, weil sie an Viren gestorben sind, und doch
heimlich auf dem Markt gelandet waren.

Nachdem Chile vor gut sechs Jahren handelbare Fischereilizenzen
eingeführt hat, verloren Tausende von Haushalten ihre
Existenzgrundlage. Denn ein Großteil der Fischereilizenzen geriet
schnell an wenige Familien, die dort eine industrielle Großfischerei
betreiben. Wenn kein Widerspruch gegen das Gesetz kommt, bleibt ein
Großteil der Fanglizenzen Chiles auf unbegrenzte Zeit im Besitz von
wenigen, während umgekehrt Tausende Kleinfischer aufgegeben haben.
Ihnen wird zwar eine Zone entlang der Küste zugeteilt, aber dadurch
daß sie Fanggründe und Einnahmequellen verloren, sind viele von ihnen
über Kredite und andere Wege in Abhängigkeit von jenen wenigen großen
Familien geraten. Jedenfalls hat sich nach der Einführung der
handelbaren Lizenzen die gesamte Ökonomie und das soziale Gefüge in
der Fischerei in Chile vollständig verändert.

SB: Vielen Dank, Kai, für das Gespräch.
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Lachsfarm an der Küste Chiles

Foto: Sam Beebe, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Bisher sind zur Konferenz "Weltmeere zwischen Umwelt und
Entwicklung - 25 Jahre Seerecht zwischen wachsenden Schutz- und
Nutzungsansprüchen" am 7. Juni 2019 in der Landesvertretung Bremens
in Berlin im Schattenblick unter INFOPOOL / UMWELT → REPORT
erschienen:

BERICHT/150: Welttag der Ozeane 2019 - die Säge am eigenen Ast ... (SB)


INTERVIEW/289: Welttag der Ozeane 2019 - Geoverwertungsforschung in der Tiefsee ...    Dr. Carsten Rühlemann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/290: Welttag der Ozeane 2019 - komplexe Folgen und tödliche Konsequenzen ...    Prof. Dr. Hans-Otto Pörtner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/291: Welttag der Ozeane 2019 - mehr Kontrolle ...    Sebastian Unger im Gespräch (SB)

INTERVIEW/292: Welttag der Ozeane 2019 - nationaler Mißbrauch und Wirtschaftsinteressen ...    Kai Kaschinski im Gespräch, Teil 1 (SB)


3. Juli 2019
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BILDUNG/3367: Klimawandel - Wie wechselvolle Ostsee-Vergangenheit den Blick für die Zukunft schärft - Warnemünde, 4.7.

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 01.07.2019

Ein Meer? Ein großer See? Wie wechselvolle Ostsee-Vergangenheit den
Blick für die Zukunft schärft

Ankündigung des nächsten "Warnemünder Abends" am 4. Juli 2019 am
Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW)



Der IOW-Physiker Florian Börgel berichtet über klimatische
Veränderungen in der Geschichte der Ostsee und blickt auf mögliche
Klimawandelfolgen in der Zukunft.

Beginn ist 18:30 Uhr, der Eintritt ist frei.

Voraussichtlich leben bald mehr als vier Milliarden Menschen in der
Nähe der Küste. Mit neun Anrainerstaaten und 85 Millionen Menschen im
Einzugsgebiet bietet die Ostsee die perfekte Möglichkeit, um
zukünftige Änderungen im Lebensraum Küstenmeer vorherzusagen. Denn sie
ist schon heute vielen Stressfaktoren ausgesetzt, die für andere
Küstenmeere erst später relevant werden. Sie ist sozusagen ein Modell
für das Küstenmeer der Zukunft. Für gute Vorhersagen ist es aber
entscheidend, dass wir verstehen, welche Änderungen in der Ostsee vom
Menschen verursacht wurden und welche natürlichen Klimaschwankungen
entspringen.

Hier kann der Blick auf die "bewegte" Vergangenheit der Ostsee helfen:
Seit der Entstehung vor rund 12.000 Jahren durch die Gletscherschmelze
am Ende der letzten Eiszeit verändert sich das Binnenmeer ständig -
mitunter gravierend. Allein in den letzten 1000 Jahren wurde es von
der mittelalterlichen Warmzeit und anschließend durch die Kleine
Eiszeit geprägt. Hier setzt IOW-Physiker Florian Börgel an: Um zu
erläutern, was damals geschah - also lange vor maßgeblichem
menschlichen Einfluss -verwendet er computergestützte Modelle, mit
denen er verschiedene Ostsee-Entwicklungen für diesen Zeitraum
simuliert. Unter anderem berichtet er darüber, ob und wie langfristige
natürliche Temperaturschwankungen im Nordatlantik ihre Spuren im
Ökosystem Ostsee hinterlassen haben und wie diese bei der Modellierung
zukünftiger Veränderungen im Lebensraum Küste berücksichtigt werden
können.

Veranstaltungsort ist der große Saal des IOW, Seestraße 15, in
Warnemünde. Diesen erreichen Sie über den Haupteingang des Instituts
am Kurpark.

Wir wünschen einen spannenden Abend mit vielen anregenden
Diskussionen!



Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 93
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news718486

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 01.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BEGEGNUNG/1910: Kassel - Stammtisch "Junge Ältere" zum Thema Ruhestand am 9. Juli 2019

Stadt Kassel

Stammtisch "Junge Ältere"



Mit dem Ruhestand beginnt für viele Menschen eine Lebensphase, in der
sie sich neu orientieren müssen. Im Rahmen eines Stammtisches am
Dienstag, 9. Juli, ab 17 Uhr im Café Melchior, Neue Fahrt 15, laden
das Referat für Altenarbeit und Kezia Rosenkranz zu einem Austausch
ein. Wie kann die Zeit sinnvoll genutzt und wie können Pläne umgesetzt
werden, sind neben vielen anderen Fragen die Themen, die die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer gemeinsam erörtern können.

Information und weitere Termine unter der Telefonnummer 05 61/7 87-50
24 sowie 01 51/59 86 53 58.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MARKT/4195: Wertheim - "Markt & Meer" am 6. Juli 2019

Stadt Wertheim

"Markt & Meer" am Samstag, den 6. Juli 2019



Wertheim. Einige Gaststände bereichern in der Reihe "Markt & Meer" am
Samstag, 6. Juli, von 8 bis 14 Uhr wieder das vielfältige Stammangebot
des Wertheimer Wochenmarkts. Darauf weist die Stadtverwaltung hin.

Bei guter Witterung veranstaltet Trudl Dosch einen Flohmarkt zugunsten
der "Goldenen Minuten", einem Projekt der evangelischen Sozialstation.
Die Malteser werden mit einem Info Stand vor Ort sein. Ebenfalls auf
dem Marktplatz vertreten ist Klaus Malek mit seinen dekorativen
Holzarbeiten auf Schwartenbrettern. Der Verein Paul e.V. bietet bunte
Bolga-Körbe und vieles mehr an. Der Erlös kommt der Bildung und
Ausbildung junger Menschen in Ghana zugute.

Die Evangelische Allianz Wertheim veranstaltet schließlich ein Quiz
über Wertheim "von Kids für Kids", bei dem es kleine Preise zu
gewinnen gibt. Außerdem werden süße Fruchtspieße verkauft. Der Erlös
geht an das Jugend-Musical "Isaak - so sehr geliebt" des Vereins
Adonia, das am 31. Oktober in Wertheim aufgeführt wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. Juli 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7457: Mönchengladbach - Stadt-Touren im Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

MGMG: Mönchengladbachs schönste Seiten: Stadt-Touren im Juli



Sommerzeit - Zeit, die schönsten Seiten der Stadt einmal auf
unterschiedliche Weise zu erkunden. Ob zu Fuß durch die Altstadt mit
dem geheimnisvollen Mönch, sportlich mit dem Fahrrad durch die Stadt,
bequem im Reisebus oder beschaulich im barocken Park mit Wickrather
Schlossgeschichten.

Den barocken Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten bietet
die MGMG wieder am Sonntag, dem 07. Juli, an. Der informative
Spaziergang durch den Park des Schlosses Wickrath, eine der
bedeutendsten Barockanlagen nördlich der Alpen, lässt die Macht und
Pracht eines vergangenen Zeitalters wieder lebendig werden, denn im
architektonischen Meisterwerk der Parkanlage scheint die Zeit stehen
geblieben zu sein. Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15
Uhr, Treffpunkt: Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild
"Parkführungen".

Die sportlichste Variante der Stadtrundfahrten ist die Tour
"Mönchengladbach mit dem Rad entdecken". Auf der etwa 20 km langen
Strecke werden, auf verkehrsgünstigen und -sicheren Wegen, unter
anderem Rheydt und Gladbach angefahren. Die insgesamt etwa drei
Stunden dauernde Tour ist auch von ungeübten Radfahrern gut zu
bewältigen. Die Tour startet am Samstag, dem 13. Juli. Treffpunkt ist
um 15 Uhr an der Radstation Rheydt am Rheydter Hauptbahnhof. Dort
können bei Bedarf Fahrräder, Kindersitze und Fahrradhelme ausgeliehen
werden. Kinder dürfen ab 12 Jahren mit dem eigenen Fahrrad teilnehmen,
Kinder im Kindersitz fahren gratis bei den Eltern mit.

Wer schon immer einmal mit der Kutsche oder dem Planwagen durch
Mönchengladbach fahren wollte, ist bei der Stadtrundfahrt "Mit Ross
und Planwagen durch die Innenstadt" genau richtig. Bei gemütlichen
sechs Kilometern pro Stunde erfährt man, wie der Bunte Garten
ursprünglich einmal heißen sollte, wo in Mönchengladbach Lappland zu
finden ist, wie die Hindenburgstraße vom Planwagen aus empfunden wird
und vieles mehr. Die Tour startet wieder am Sonntag, dem 14. Juli.
Treffpunkt ist um 11 Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt
Stadt-Touren".

Für Samstag, den 27. Juli 2019 bietet die MGMG eine große
Stadtrundfahrt an. Die informative und spannende Tour durch 1000 Jahre
Stadtgeschichte führt im modernen Reisebus zu den interessantesten
Sehenswürdigkeiten Mönchengladbachs. Gestartet wird um 15 Uhr am
Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren". Unter anderem
führt die Tour am Wasserturm, am Minto, an der Hochschule, am
"Blauhaus" und dem Rheydter Marktplatz vorbei. Nach einem Ausstieg am
Wickrather Schloss geht es weiter zum Nordpark, der exemplarisch für
den wirtschaftlichen Wandel in Mönchengladbach steht, und durch den
Stadtteil Speick zurück zum Geroweiher.

Über weitere Stadt-Touren informiert die MGMG unter Tel. 02161-25
52411.

Preise:

Wickrather Schlossgeschichten : Erwachsene 7 Euro, Kinder 3
Euro 

Stadtrundfahrt mit dem Fahrrad: Erwachsene 11 Euro, Kinder 6
Euro 

Mit Ross und Planwagen: Erwachsene 25, Euro/Kinder 18 Euro 

Stadtrundfahrt mit dem Bus: Erwachsene 12,50 Euro/Kinder 7 Euro

(Alle Preise zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung.)

Buchungen sind im Reisebüro Haupts, Neusser Straße 317, Tel.: 02161-82
09 80, beim Ticket- und Info-Service FIRST Reisebüro, Bismarckstraße
23-27, Tel.: 02161-93 09 20, sowie online unter www.stadttouren-mg.de
möglich.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7456: Mönchengladbach - Niederrheinischer Radwandertag am 7. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Fahrradfahren und Kultur genießen: Niederrheinischer Radwandertag
am 7. Juli

In Mönchengladbach starten die Touren an der Radstation am
Hauptbahnhof / Freier Eintritt in Museen



Jedes Jahr nehmen am ersten Sonntag im Juli rund 30.000 Radfahrer am
deutsch-niederländischen "Niederrheinischen Radwandertag",
Deutschlands größtem Radevent, teil. Am Sonntag, dem 7. Juli, wird in
63 Orten und Gemeinden zwischen Rhein und Maas zum 28. Mal gestartet.
Zwischen Alpen und Xanten bieten die Organisatoren 85 Routen
unterschiedlicher Länge angeboten. Die markierten Strecken des
grenzüberschreitenden Gemeinschaftsprojekts zeigen entlang an
architektonisch interessanten Mühlen, Schlössern und Herrensitzen und
durch historische Ortskerne die niederrheinische und niederländische
Landschaft. Die Teilnahme am Radwandertag ist kostenlos.

Zu den Start-/Zielorten gehört auch die Stadt Mönchengladbach, wo der
Niederrheinische Radwandertag von der Marketing Gesellschaft
Mönchengladbach mbH (MGMG) organisiert wird. Sechs unterschiedliche
Routen führen die Radler in die Umgebung der Vitusstadt. Zwischen 10
und 17 Uhr können die Mönchengladbacher Teilnehmer von der Radstation
am Hauptbahnhof Mönchengladbach starten. Für das leibliche Wohl,
Live-Musik und ein Rahmenprogramm mit der Hüpfburg der Stadtsparkasse
ist gesorgt.

In diesem Jahr steht der Radwandertag ganz im Zeichen der Kultur, und
die Teilnehmer dürfen sich auf attraktive Angebote freuen. Im Museum
Abteiberg finden bei freiem Eintritt Führungen sowie Aktionen für
Kinder in der Malklasse statt. Teilnehmer des Radwandertags erhalten
auf der Caféterrasse gratis ein Glas Radler oder eine Apfelschorle.
Das Museum Schloss Rheydt gewährt gegen Vorlage des Radwanderpasses
freien Eintritt. "Wir freuen uns über diese Angebote und danken den
Einrichtungen für ihre Unterstützung", sagt Peter Schlipköter,
Geschäftsführer der MGMG.

Weitere Informationen

bei der MGMG unter Tel.: 02161-25 52411

www.niederrheinischer-radwandertag.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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